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Einleitung 
 
Die Behauptung dürfte kaum nachvollziehbar sein, dass es in 
partizipativen Demokratien nicht von Bedeutung sei, ob die 
BürgerInnen ihren gewählten Regierungen und Parlamenten 
trauen, denn genau diese politischen Institutionen sind es 
letztlich, die für die Grundsatzpolitik und die Verabschiedung 
von Gesetzen verantwortlich sind, die der Bevölkerung in den 
Zeiten des Wahlkampfes versprochen wurden. Daraus folgt, 
dass es für die BürgerInnen auch wichtig ist, Vertrauen in die 
Strukturen zu haben, die diese Politik und die Gesetze 
anwenden – die staatlichen Verwaltungen oder der 
Staatsdienst.    
 
„Vertrauen“ ist jedoch subjektiv und nur schwer zu messen. 
Ergebnisse von Meinungsumfragen und qualitativer Forschung 
ergeben manchmal eine falsche Beschreibung der 
Beziehungen zwischen den BürgerInnen und denjenigen, die 
öffentliche Dienste erbringen. Studien aus dem Vereinigten 
Königreich haben gezeigt, dass eine Diskrepanz zwischen der 
Beurteilung der Dienstleistungen durch die BürgerInnen 
besteht, die diese Leistungen in Anspruch genommen haben, 
und der Selbsteinschätzung dieser Leistungen durch 
diejenigen, die sie erbracht haben1. Diese Studie zeigte auch, 
dass die Zufriedenheit der Bevölkerung mit der ambulanten 
Behandlung durch den National Health Service (NHS) im Jahre 
2005 bei 54 Prozent lag, in letzter Zeit bei den NutzerInnen 
dieser Leistungen aber auf 85 Prozent angestiegen ist2.  
Darüber hinaus können die Ansichten der BürgerInnen oft 
durch die Medien und durch eigene Erfahrungen beeinflusst 
werden, Vertrauen und Erfahrungswerte sind deshalb nicht 
immer deckungsgleich. Vor diesem Hintergrund muss ein 
besserer Service nicht zwangsläufig zu mehr Vertrauen bei den 
Personen führen, die mit der staatlichen Verwaltung zu tun 

                                                 
1 Understanding Public and Patient Attitudes in the NHS for the Healthcare Commission, Ipsos MORI, 
(August 2006) 
2 Valuing Public Services, Amicus (2007) 
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haben. Eurobarometer-Meinungsumfragen3 zeigen aber, dass 
das Vertrauen in die europäischen Institutionen und die 
staatlichen Verwaltungen gering ist, und es wäre falsch, diese 
Zahlen einfach zu ignorieren trotz der oftmals 
widersprüchlichen Meinungen und Erfahrungen der 
NutzerInnen dieser Dienste.   
 
Diese von der Europäischen Kommission4 finanzierte Studie 
wurde von EUPAN und TUNED im Rahmen der Testphase für 
den formellen sozialen Dialog in der staatlichen Verwaltung in 
Auftrag gegeben und soll in erster Linie untersuchen, welche 
Rolle der soziale Dialog bei der Verbesserung des Vertrauens 
besonders zwischen den Sozialpartnern in der staatlichen 
Verwaltung und, sich daraus ergebend, auch des Vertrauens 
der BürgerInnen spielen kann.  
 
 
 

                                                 
3 Standard Eurobarometer 68: Herbst 2007 
4 Der vorliegende Bericht wurde mit finanzieller Unterstützung der Europäischen 
Kommission erarbeitet. Die Kommission ist jedoch nicht für den Inhalt oder die 
Verwendung des Textes verantwortlich. 
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Die Forschungsarbeiten 
 
Diese Studie wurde von TUNED und EUPAN in Auftrag 
gegeben und von einem Forschungsteam des Working Lives 
Research Institutes in London ausgeführt. Die Untersuchungen 
sollten die wichtigsten Änderungen in 15 staatlichen 
Verwaltungen, die auslösenden Faktoren, die Reaktionen 
darauf und die Rolle des sozialen Dialogs aufzeigen. Folgende 
europäische Länder wurden für diese Studie ausgesucht. 
Österreich, Bulgarien, Belgien, Kroatien, die Tschechische 
Republik, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, 
Deutschland, Portugal, Slowenien, Spanien und das 
Vereinigte Königreich. Alle diese Länder sind Mitglied der 
Europäischen Union mit der Ausnahme von Kroatien, das EU-
Kandidatenland ist.   
 
Die Studie will die Bedeutung des sozialen Dialogs bei der 
Antizipation und Bewältigung des Wandels in den staatlichen 
Verwaltungen hervorheben. Sie untersucht, welches Vertrauen 
die Beschäftigten und die Arbeitgeber zueinander haben, und 
befasst sich ebenfalls mit den möglichen Auswirkungen des 
Wandels auf das Vertrauen der BürgerInnen in ihre staatlichen 
Verwaltungen. Der Bericht analysiert Entwicklungen in der 
staatlichen Verwaltung und will die Voraussetzungen dafür 
schaffen, folgende Prozesse und Grundsätze zu verstehen und 
zu beurteilen:  
  

• Transparenz, Anhörung und Unterrichtung 
• Kompetenzentwicklung und Training 
• Vielfalt und Gleichbehandlung der Beschäftigten des 

Staatsdienstes 
 

Ein weiterer Gegenstand der Studie war die Prüfung von 
Möglichkeiten, die Forschungsergebnisse europaweit möglichst 
effektiv weiterzugeben, um grenzüberschreitende Lernprozesse 
in den 15 Ländern zu maximieren.  
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Methodologie  
Für die Untersuchung kam eine Reihe von Methoden zum 
Einsatz. Mit Hilfe der Sekundärforschung wurde zunächst ein 
Profil jedes der 15 Länder erstellt. Diese Profile sind von ihrer 
Struktur her identisch und beschreiben den Aufbau der 
staatlichen Verwaltung, Beschäftigung, den sozialen Dialog, die 
wichtigsten Schlüsselfaktoren für den Wandel und die sich 
daraus ergebenden Reformen. Nach einigen Rücksprachen mit 
EUPAN und TUNED wurden die Länderprofile überarbeitet, um 
Reformerfahrungen in diesen Ländern besser zu 
berücksichtigen. Die Forschungsgruppe erhielt aus folgenden 
Ländern Änderungen zu den Länderprofilen: Österreich, 
Bulgarien, Tschechische Republik, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Deutschland, Portugal, Slowenien und 
Spanien. Die Forschungsgruppe erhielt ebenfalls schriftliche 
Antworten der Sozialpartner in Finnland, Schweden, Dänemark 
und der Tschechischen Republik.   
Als Ergänzung zu der Sekundärforschung und um eine in die 
Tiefe gehende Studie der 15 Länder zu ermöglichen, wurden 
Telefonbefragungen durchgeführt. Vor diesen 
Telefongesprächen wurde an alle EUPAN- und TUNED-
Arbeitgeber- und Gewerkschaftskontakte per E-Mail ein 
Fragebogen versandt (Anhang B), damit sich die Befragten mit 
Art und Inhalt der Fragen vertraut machen konnten, die sie 
während des Telefonats beantworten sollten. Die 
ForscherInnen führten dann diese Gespräche mit entweder 
Arbeitgeber- oder GewerkschaftsvertreterInnen oder beiden 
aus den folgenden Ländern – Österreich, Dänemark, Estland, 
Frankreich, Deutschland, Slowenien, Schweden und 
Vereinigtes Königreich. Die Forschergruppe befragte ebenfalls 
einen französischen Staatsbediensteten zu dem Prozess des 
sozialen Dialogs während der Reform des französischen 
Rentensystems. Einige der ersten Ergebnisse der 15 
Länderprofile wurden auf der Sitzung der Arbeitsgruppe des 
Trust-Projekts am 13. November 2008 in Brüssel präsentiert, 
im Anschluss daran wurde eine überarbeitete Version an die 
betroffenen TUNED- und EUPAN-Mitglieder gesandt.  
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Den UmfrageteilnehmerInnen wurden Fragen über die 
Schlüsselfaktoren des Wandels in der staatlichen Verwaltung 
ihrer Länder gestellt. Die Antworten sprachen Themen an wie 
die Integration der EU, öffentliche Finanzen, demographischer 
Wandel und eGovernment. Danach wurden die 
TeilnehmerInnen gebeten, die Reaktionen auf diese 
Motivatoren zu beschreiben und anzugeben, ob im Vorfeld von 
Reformen ein sozialer Dialog stattgefunden hat oder nicht. Die 
Befragten sollten gute Praktiken im Hinblick auf den sozialen 
Dialog im Zusammenhang mit der Durchführung der Reformen 
nennen. Weiterhin wurden die TeilnehmerInnen danach 
gefragt, in welchem Ausmaß die Reformen Auswirkungen auf 
die Beschäftigung hatten, wobei besonders die Folgen für 
Frauen, ArbeitsmigrantInnen, ArbeitnehmerInnen mit 
Behinderungen und andere Arbeitnehmerkategorien von 
Interesse waren, die innerhalb des Personals staatlicher 
Verwaltungen oftmals unterrepräsentiert sind. Die 
ForscherInnen stellten ebenfalls Fragen zur 
Personalentwicklung und zu Kompetenzen um zu erfahren, ob 
Reformen in diesen Bereichen und der geführte soziale Dialog 
Auswirkungen darauf hatten.  
Danach schlossen sich weitere Sekundärforschungen an, 
wobei die Forschergruppe anhand der existierenden Literatur 
ihr Wissen über die Themen vertiefte, die in der ersten 
Forschungsphase beleuchtet worden waren. Alle 
zusammengetragenen Fakten wurden geprüft, und es wurde 
eine Vergleichsanalyse erstellt, um besonders wichtige 
Erkenntnisse herauszustellen und auf erfolgreiche Ergebnisse 
zu verweisen, die für die Sozialpartner in der staatlichen 
Verwaltung in anderen europäischen Ländern in Zukunft 
Modellfunktion haben können.  
Abschließend wurden die TeilnehmerInnen dazu befragt, ob 
das Forschungsprojekt ihrer Meinung nach nützlich war und 
wie EUPAN und TUEND die Ergebnisse am besten 
weitergeben können. 
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Kurzfassung 
 
Die Verbesserung des Vertrauens zwischen den BürgerInnen 
und ihren staatlichen Verwaltungen ist ein schwieriger und 
komplexer Prozess, an dem zahlreiche Akteure beteiligt sind. 
Es gibt jedoch einen eindeutigen Zusammenhang zwischen der 
Beurteilung der Qualität erbrachter Dienstleistungen durch die 
NutzerInnen öffentlicher Dienste und die Qualität der 
Arbeitsbeziehungen, die für die Erbringung dieser 
Dienstleistungen bestimmend sind.  Neue Anforderungen an 
die staatlichen Verwaltungen und höhere Erwartungen der 
BürgerInnen sind die Schlüsselfaktoren hinter der 
Modernisierung staatlicher Verwaltungen und ihres 
Dienstleistungsangebots. Die Studie zeigt, dass überall in 
Europa Reformen in der staatlichen Verwaltung stattfinden und 
dass dabei in allen von der Studie erfassten Ländern die 
gleichen auslösenden Faktoren eine Rolle spielen. Die Reform 
einer staatlichen Verwaltung kann in Anbetracht ihrer Größe, 
ihrer Aufgaben und der politischen Agenda der jeweiligen 
Regierung ganz unterschiedlich und kontrovers sein. Eine 
zentrale Aussage des gesamten Berichts lautet deshalb, dass 
ein qualitativ guter sozialer Dialog zwischen den Sozialpartnern 
ein Fundament und eine Grundvoraussetzung für jede Reform 
ist, und dass ein guter sozialer Dialog Vertrauen zwischen den 
ArbeitnehmerInnen und den Arbeitgebern herstellt. Auf diese 
Weise werden die richtigen Bedingungen für mehr Vertrauen 
der BürgerInnen in ihre staatlichen Verwaltungen geschaffen. 
 
Die Studie hat gezeigt, dass eine Voraussetzung für gute 
öffentliche Dienste u.a. gute Arbeitsbeziehungen sind und dass 
der soziale Dialog diese Beziehungen untermauert. In allen 15 
erfassten Ländern scheint es in der Absicht der Regierungen 
zu liegen, einen sozialen Dialog in der ein oder anderen Form 
zu führen, wenn auch das Ausmaß dieses Dialogs und auch 
sein Erfolg von Staat zu Staat unterschiedlich ausfallen. Das 
gilt auch – aus unterschiedlichen kulturellen und rechtlichen 
Gründen – für die Dialogfähigkeit der betroffenen Parteien. Die 
zunehmende Entwicklung öffentlicher Dienste zu einem 
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‚markttauglichen’ standardisierten Angebot entsprechend den 
Techniken des New Public Managements bedeutet, dass die 
Regierungen in Europa stärker als bisher die Grundprinzipien 
öffentlicher Dienste (Verpflichtung zu Gleichheit, Vielfalt, 
universellem Zugang) und die Bedürfnisse des Individuums mit 
dem Zwang in Einklang bringen müssen, effizient und effektiv 
zu sein und in vielen Fällen den Anforderungen des Marktes 
und gleichzeitig den Anforderungen der Öffentlichkeit oder der 
NutzerInnen von Dienstleistungen  zu entsprechen. Diese 
Dynamik erzeugt Spannungen, die nur mit Hilfe des sozialen 
Dialogs bewältigt werden können. Dieser muss wiederum 
adäquat geführt werden, um die Zusammenarbeit zwischen 
den ArbeitnehmerInnen und ihren VertreterInnen einerseits und 
den staatlichen Verwaltungen andererseits zu fördern. Die 
zunehmenden Erwartungshaltungen der „KundInnen“ erfordern 
ebenfalls eine engere Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern 
und ihrem Personal, dies wird nur in Form eines strukturierten 
Dialogs zu erreichen sein, der die unterschiedlichen Meinungen 
und Erwartungen der Sozialpartner zu würdigen weiß. 
 
Bei einem guten sozialen Dialog geht es aber nicht nur um 
Diskussionen zwischen den Sozialpartnern auf einer „ad hoc“-
Basis als Reaktion auf die Entscheidung eines Arbeitgebers, 
die Bereitstellung einer Dienstleistung oder die gesamte 
Arbeitsorganisation  zu ändern. Die Studie beschreibt ebenfalls 
die diversen Voraussetzungen, die für einen wirkungsvollen 
sozialen Dialog erfüllt werden müssen. Ohne einen adäquaten 
sozialen Dialog wird jede Reform die Arbeitsbeziehungen 
unterminieren und zu einer totalen Oppositionshaltung der 
ArbeitnehmerInnen, zu einer verschleppten Umsetzung der 
Reform und zu einem Vertrauensverlust zwischen den 
Sozialpartnern mit langfristigen Folgen für alle zukünftigen 
Reformvorhaben führen. 
 
Die Europäische Kommission fördert den sozialen Dialog und 
betrachtet ihn als einen wichtigen Bestandteil der 
Beschäftigungsbeziehungen innerhalb der Wirtschaft in der 
gesamten EU, weshalb dieser Prozess in einer Reihe wichtiger 
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Texte und Richtlinien beschrieben wird. Der Bericht versucht, 
die Rolle des sozialen Dialogs bei den Reformen in den 
staatlichen Verwaltungen hervorzuheben und nennt ebenfalls 
beste Praktiken für die Sozialpartner, um gute 
Beschäftigungsverhältnisse zu fördern. Nach Erkenntnissen der 
Studie sind es diese guten Beziehungen, die das Vertrauen 
zwischen den BürgerInnen und ihrer staatlichen Verwaltung 
untermauern und stärken. Trotz der Probleme, mit denen die 
staatlichen Verwaltungen konfrontiert sind, stellt ein guter 
sozialer Dialog nach Erkenntnissen der Forschergruppe für die 
Sozialpartner eine Möglichkeit dar, die Wirkung von Reformen 
zu maximieren, indem die Erfahrungen der MitarbeiterInnen, 
die unsere öffentlichen Dienste erbringen, mitbestimmend für 
die zukünftige Konstruktion unserer öffentlichen Institutionen 
genutzt werden. Auf diese Weise machen sich die Regierungen  
bewährte Praktiken zunutze, entschärfen Konfliktpotenzial und 
bieten den BürgerInnen durch das Engagement beider Parteien 
einen hohen Gegenwert für ihr Geld. Der Bericht beschreibt 
ebenfalls gute Praktiken in diesem Prozess und zeigt damit, 
dass Reformen ohne einen adäquaten sozialen Dialog weniger 
erfolgreich waren als Reformen, bei denen alle Beteiligten von 
Anfang an mit eingebunden waren. Dies hat beträchtliche 
Auswirkungen auf Regierungen, die schnelle und kühne 
Veränderungen planen und dazu tendieren, diese „ex cathedra“ 
von oben nach unten durchzusetzen, anstatt zu diesem Zweck 
den sozialen Dialog zwischen den Sozialpartnern zu motivieren 
und zu unterstützen. 
 
Beim sozialen Dialog geht es um einen kontinuierlichen 
Gedanken- und Meinungsaustausch zwischen den 
Sozialpartnern auf der Basis von Vertrauen und Transparenz. 
Wird dieser Dialog richtig geführt, kann er Kosten, Zeit, Mühe 
und Fehler sparen. Der soziale Dialog ist ein komplexer 
Prozess, bei dem der Austausch von Informationen nur ein 
erster Schritt ist. Die Studie beschreibt, wie die Sozialpartner 
zukünftige Diskussionen über Reformen führen sollten, und 
kommt zu dem Schluss, dass Änderungen in der Erbringung 
öffentlicher Dienste nur bei umfassender Zusammenarbeit 
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beider Parteien Aussicht auf Erfolg haben. Das aktuelle Tempo 
des Wandels in den öffentlichen Verwaltungen ist schneller als 
jemals zuvor in der Vergangenheit. Die Erwartungen der 
BürgerInnen steigen ständig vor dem Hintergrund einer 
Überflussgesellschaft, die ebenfalls alle Erwartungen erfüllt. 
Die Ausrichtung öffentlicher Dienste auf diese 
Erwartungshaltung ist keine leichte Aufgabe. Trotzdem werden 
die Sozialpartner diese Aufgabe bewältigen, wenn sie sich 
gemeinsam auf diesen Wandel einstellen und ihre Antworten 
auf diese Probleme koordinieren. 
 
Alle in der Studie erfassten staatlichen Verwaltungen haben in 
den vergangenen drei Jahrzehnten beträchtliche 
Veränderungen erlebt, in einigen Ländern wie der 
Tschechischen Republik kann dieser Wandel nur als 
fundamental bezeichnet werden. Zu den Veränderungen, die 
Auswirkungen auf die Rolle und Leistung öffentlicher Dienste 
innerhalb der staatlichen Verwaltung hatten und die 
Gegenstand der vorliegenden Studie sind, gehören 
Regierungswechsel; die Umwelt; die Einführung des New 
Public Managements; der demographische Wandel; 
Haushaltsprioritäten; der technologische Wandel; Renten- und 
Kollektivverhandlungsreformen und Arbeitsplatzverluste. Diese 
Themen sind bestimmend für den Wandel innerhalb der 
europäischen staatlichen Verwaltungen und werden es für die 
nächste Zeit auch bleiben. Angesichts dieser Themen 
überrascht es nicht, dass die Beziehungen zwischen den 
Sozialpartnern manchmal von Druck und Spannungen geprägt 
sind. Eines der Ziele der Beteiligten besteht aber darin, diese 
Beziehungen und ihren Funktionsrahmen zu stärken und zu 
verbessern. Die Frage stellt sich, wie dies geschehen sollte. 
 
Der Bericht beschreibt bewährte Praktiken in den untersuchten 
Ländern und schlägt Möglichkeiten für die Verbesserung des 
sozialen Dialogs vor. Es stimmt zwar, dass staatliche 
Regierungen Veränderungen oftmals schnell einführen 
müssen, aber gerade deshalb müssen die Sozialpartner 
Strukturen für einen kontinuierlichen Dialog schaffen, der 
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entweder robust genug ist, solche Veränderungen zu 
antizipieren, oder der eine gemeinsame schnelle Reaktion 
ermöglicht, um auch mit unvorhergesehenen Entwicklungen 
umgehen zu können. Auch die Regierungen selbst haben es 
als Aufgabe erkannt, ihren eigenen Reformprozess zu 
verbessern. Der Bericht beschreibt den Fall der Reform des 
öffentlichen Sektors in Frankreich und wie unterschiedliche 
Verwaltungen über die Jahre mit den Gewerkschaften 
umgegangen sind mit dem Ergebnis völlig unterschiedlicher 
Reaktionen von absoluter Opposition bis hin zur Akzeptierung 
des Wandels und der Bereitschaft, Reformen zu unterstützen. 
 
Insgesamt wird die Konsultation zwischen den Sozialpartnern 
bei den TeilnehmerInnen des Forschungsprojekts als positiv 
angesehen, dies ist definitiv der Fall in Deutschland, Spanien, 
Finnland, Dänemark und Schweden.  Es gibt weitere Länder 
in der Studie, in denen es nur eine unzureichende rechtliche 
Grundlage für die Förderung des sozialen Dialogs gibt, in 
denen die Sozialpartner aber trotzdem engagiert handeln und 
gute Beziehungen pflegen, wie dies zum Beispiel bei den 
ArbeitgebervertreterInnen und den 
GewerkschaftsvertreterInnen in der staatlichen Verwaltung im 
VK der Fall ist. 
 
Der Bericht beschreibt die Bedeutung der Säulen eines guten 
sozialen Dialogs -  Unterrichtung, Anhörung und Transparenz - 
und die Funktion dieser Säulen in Fallbeispielen aus 
Dänemark, Schweden, Frankreich und der Tschechischen 
Republik. Diese Fallbeispiele zeigen in exemplarischer Weise, 
wie die Sozialpartner interagieren sollten, und bieten 
Anschauungsmaterial für zukünftige erfolgreiche Reformen. 
Der Bericht geht auf die wichtige Rolle ein, die 
Kompetenzentwicklung und Bildung sowie Gleichstellung und 
Vielfalt in den staatlichen Verwaltungen spielen, und beschreibt 
bewährte Praktiken in einer Reihe von Fallbeispielen aus 
Dänemark, dem VK, Deutschland, Frankreich, Spanien und 
Finnland. Der Bericht schließt mit der Untersuchung einer 
Reihe wichtiger Reformen und beschreibt, in welchem Ausmaß 
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staatliche Verwaltungen mit Gewerkschaften zusammen 
gearbeitet haben und inwiefern die Sozialpartner in der Lage 
waren, die Forderungen nach Anhörung, Unterrichtung und 
Verhandlungen zu erfüllen und dabei dem Transparenzgebot 
zu folgen. Nicht überraschen dürfte die Schlussfolgerung des 
Berichts, dass die Wahrscheinlichkeit einer erfolgreichen 
Reform immer dann hoch war, wenn die Arbeitgeber die 
Gewerkschaften als echte Partner mit ins Boot genommen 
haben. Im Gegensatz dazu war in den Fällen, in denen die 
Arbeitgeber die ArbeitnehmervertreterInnen zur Akzeptanz von 
Veränderungen zwingen wollten, die Erfolgsquote gering, und 
wenn es bei diesem Szenario doch zu einer Reform kam, 
erfolgte sie in einem Klima des Misstrauens zwischen den 
Sozialpartnern mit der Folge, dass auch das Vertrauen der 
BürgerInnen in ihre staatlichen Verwaltungen gelitten hat. Der 
Bericht kommt eindeutig zu der Schlussfolgerung, dass ein 
guter sozialer Dialog eine Grundvoraussetzung für belastbare 
Beziehungen zwischen Arbeitgebern und ArbeitnehmerInnen 
ist. Diese wiederum sind die Voraussetzung für mehr Vertrauen 
der BürgerInnen in ihre staatliche Verwaltung.     
  
Die Studie gibt weiterhin eine Reihe wichtiger Empfehlungen 
für die zukünftige Arbeit von EUPAN und TUNED um 
sicherzustellen, dass die öffentlichen Dienste in den einzelnen 
Ländern verbessert werden und dass das Vertrauen, das die 
BürgerInnen in diese Dienste setzen, weiter zunimmt.   
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Kapitel 1: ‘Bürgervertrauen’ 
 
Einleitung 
‚Bürgervertrauen’ als Maß für das Vertrauen der BürgerInnen in 
ihre Staatsverwaltung dürfte quantitativ nur schwer zu erfassen 
sein, ist aber trotzdem eine wichtige Größe bei der Erbringung 
öffentlicher Dienste. Angesichts des engen Zusammenhangs 
zwischen den Erwartungen der BürgerInnen, der Qualität der 
Dienstleistungen, der Anpassungsfähigkeit öffentlicher 
Verwaltungen sowie der Moral der MitarbeiterInnen und ihrer 
Zufriedenheit mit ihrer Arbeit ist es ohne weiteres ersichtlich, 
dass es bei öffentlichen Diensten um die Erfahrungen der 
NutzerInnen dieser Dienstleistungen geht. In welcher Weise 
diese von den BürgerInnen wahrgenommen werden, wird 
deshalb in hohem Maße von den Erbringern dieser Dienste 
sowie der Organisation und Struktur des Managements 
beeinflusst. Um qualitativ hochwertige Dienstleistungen 
anbieten zu können und darüber hinaus im Rahmen des 
Change Managements die sich ändernden Interessen der 
DienstleistungsnutzerInnen zu berücksichtigen und 
organisatorische Vorschriften und Abläufe anzupassen, 
müssen die Arbeitgeber dem Wohlergehen des Personals, das 
diese Dienste erbringt, in ausreichender Weise Aufmerksamkeit 
schenken. Ein wichtiges Element der als Prozess 
anzusehenden Beziehungen zwischen den Arbeitgebern und 
ArbeitnehmerInnen und der Gewährleistung angenehmer 
Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen ist deshalb die Frage, 
wie weit die Meinungen der Beschäftigten am Arbeitsplatz 
berücksichtigt werden. Dieser Prozess wiederum ist in hohem 
Maße von einem guten sozialen Dialog abhängig. 
 
Der soziale Dialog beruht auf drei Säulen und ist – wie in 
Kapitel 4 beschrieben – in allen der im Rahmen der Studie 
untersuchten Ländern eine gesetzliche Verpflichtung, wenn 
auch in unterschiedlich ausgeprägter Form.  Diese drei Säulen 
sind Unterrichtung, Anhörung und Transparenz. In welchem 
Ausmaß diese drei Forderungen innerhalb des sozialen Dialogs 
erfüllt werden, hat unmittelbare Folgen auf das Ergebnis dieses 
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Dialogs, auf die Qualität der Dienstleistungserbringung und 
schließlich auf die Meinungen der DienstleistungsnutzerInnen. 
In Schweden wird die Transparenzforderung auch durch die 
Gesetzgebung untermauert, die der Öffentlichkeit und den 
Medien Zugang zu Akten der staatlichen Verwaltung garantiert, 
„dieses Prinzip ist in der schwedischen Verfassung verankert 
und somit einer der Eckpfeiler des schwedischen Rechts- und 
Verwaltungssystems“5. Abgesehen von dem Recht auf Zugang 
zu Informationen, das die BürgerInnen haben, dürfen 
Beschäftigte des öffentlichen Sektors Informationen auch 
anonym an die Medien weitergeben, ohne dass sie deshalb 
Angst vor Repressalien haben müssen.  Im Vereinigten 
Königreich unterstützt und schützt der Public Interest 
Disclosure Act (PIDA, 1998) ausdrücklich HinweisgeberInnen 
(„Whistleblower“) gegen Entlassung und negativen Folgen, 
wenn sie über Verletzungen von Arbeitsschutznormen oder 
kriminelle Handlungen berichten, die gegen Umweltgesetze 
verstoßen, oder wenn es um die Verhinderung möglicher 
Justizirrtümer geht6. 

 
Der soziale Dialog wird in einem späteren Kapitel behandelt, 
aber es gibt noch weitere Themen mit potenziell negativem 
Einfluss auf das Wohlbefinden und die Moral der Beschäftigten. 
Sie können eine Gefährdung für die Erbringung qualitativ 
hochwertiger öffentlicher Dienste darstellen. Die Auswirkungen 
eines permanenten Wandlungsprozesses auf Belegschaften 
können bei einer mangelhaften Begleitung dieser Prozesse 
nicht, wie ursprünglich beabsichtigt, zu einer Verbesserung der 
Dienstleistungserbringung führen, sondern genau das 
Gegenteil bewirken. Eine kontinuierliche Anpassung der 
Arbeitsorganisation zur Optimierung von Ergebnissen kann zu 
einer Optimierung der staatlichen Dienstleistungen führen und 
letztlich auch die Wahrnehmung einer staatlichen Institution 
durch die DienstleistungsnutzerInnen verbessern. Wenn jedoch 
                                                 
5 “Central government and delegated employer responsibility – a Swedish model”, 
Arbetsgivar Verket 
6 Weitere Informationen zu diesem Gesetz siehe 
http://www.berr.gov.uk/whatwedo/employment/employment-legislation/employment-
guidance/page16186.html 
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solche Veränderungen ohne die Beteiligung der 
ArbeitnehmerInnen beschlossen werden und die wichtigen 
Anspruchsgruppen damit außen vor bleiben, sind geringere 
Effektivität und sogar kontraproduktive Reaktionen besonders 
im Hinblick auf den Arbeitsalltag vorprogrammiert und damit 
auch eine Verschlechterung der Beziehungen zu den 
DienstleistungsnutzerInnen.    
 
Weitere bestimmende Faktoren für das Wohlbefinden der 
ArbeitnehmerInnen am Arbeitsplatz sind die Arbeitssicherheit 
und der Gesundheitsschutz sowie arbeitsbedingter Stress. Eine 
Stresszunahme infolge einer ständig steigenden 
Arbeitsbelastung und permanenter Veränderungen kann 
ebenfalls zu einer signifikanten Beeinträchtigung der Moral und 
der Produktivität der Beschäftigten führen Ein Bericht der 
Gewerkschaft Amicus im VK weist darauf hin, dass „Stress und 
Überarbeitung im öffentlichen Sektor ein stetig wachsendes 
Problem sind“, und dass 57 Prozent der 
Arbeitsschutzbeauftragten der Gewerkschaften 
„Veränderungen“ als Ursache für Stressbelastungen im 
öffentlichen Sektor des VK benannten, während dies im 
privaten Sektor nur von 39 Prozent der Befragten so 
wahrgenommen wird7.  Eine Studie der UK Audit Commission 
aus dem Jahre 2002 hat festgestellt, dass „MitarbeiterInnen als 
wichtigste Gründe für einen Berufswechsel  angaben, dass sie 
von der Bürokratie und den geforderten Zielen überrollt worden 
seien, dass unzureichende Ressourcen zu einer zu hohen 
Arbeitsbelastung geführt hätten, und dass auch fehlende 
Handlungsautonomie und von oben diktierte Veränderungen 
eine wichtige Rolle gespielt hätten8”. Ständige Veränderungen 
können die Beschäftigungsbeziehungen belasten und zu 
Konflikten mit staatlichen, regionalen und kommunalen 
Verwaltungen führen. Aufgrund der starken politischen 
Dimension dieses Sektors müssen staatliche Verwaltungen 
oftmals schnell Veränderungsprozesse durchlaufen, wenn zum 
                                                 
7 “Focus on Health and Safety – eine alle zwei Jahre vom TUC durchgeführte 
Erhebung unter ArbeitsschutzvertreterInnen”, TUC (2006)    
8 “Recruitment and Retention: A Public Service Workforce for the 21st Century”, Audit 
Commission (2002) 
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Beispiel ein/e MinisterIn wechselt, eine neue Regierung 
gewählt wird oder die Führungsmannschaft ausgetauscht wird. 
Die Sozialpartner haben dann die schwierige Aufgabe, für eine 
Verbesserung bei der Erbringung von öffentlichen Diensten und 
gleichzeitig für die Kontinuität der Beschäftigungsverhältnisse 
zu sorgen. Ein weiterer Faktor, der Einfluss auf das 
Wohlbefinden der Beschäftigten hat, ist die langfristige 
Bereitschaft und Verpflichtung des Arbeitgebers auf Angebote 
im Bereich Qualifizierung und Weiterbildung, Gleichheit und 
Vielfalt. 
 
Zwar stehen Vorteile und Nutzen für die Beschäftigten, die 
Arbeitgeber und die Regierungen außer Frage, wenn die 
BürgerInnen ein zunehmend großes Vertrauen in ihre 
staatlichen Institutionen entwickeln. Allerdings muss von 
Anfang an klar sein, dass es kaum eine universell anwendbare 
Methode gibt, um dieses Ziel zu erreichen. Alle Länder haben 
ihre Infrastruktur entwickelt, ihre öffentlichen Dienste nach 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen organisiert und 
Dienstleistungen und Kollektivverhandlungen zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten und in unterschiedlicher Art und 
Weise zentralisiert oder dezentralisiert. Die gestiegenen 
Erwartungen der Öffentlichkeit an die vom Staat zur Verfügung 
gestellten Dienstleistungen sind zum Teil Ursache und zum Teil 
auch Resultat neuer Methoden der Ergebnisbewertung – dazu 
gehört zum Beispiel die Einführung von Bürgerchartas in den 
80er Jahren im VK und in den USA. Im VK hat die Regierung 
unter Margaret Thatcher öffentliche Dienste als 
Verbraucherrecht deklariert, und die Einführung einer Charta 
sollte diese Rechte in einem Bereich der Public Policy stärken, 
in dem kein Wettbewerb existierte oder existieren konnte. Die 
Franzosen hingegen nutzten diese Chartas dazu, das 
Gleichheitsprinzip9 festzuschreiben. Der wichtige Unterschied 
zwischen beiden Modellen  besteht darin, dass die 
angelsächsischen Chartas einen Top-Down-Ansatz darstellten, 
während es sich in anderen Ländern oftmals um den 

                                                 
9 Clifton et al, “Empowering Europe’s Citizens?” (2005) 
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umgekehrten „Bottom-Up“-Ansatz handelte10. Der Europäische 
Zentralverband der öffentlichen Wirtschaft (CEEP) und der 
Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) weisen darauf hin, 
dass „es nicht akzeptabel ist, die staatlichen Behörden aus der 
politischen Verantwortung gegenüber den öffentlichen  
Diensten zu entlassen, und dass die politische Kontrolle eine 
unverzichtbare Voraussetzung für die Erbringung guter 
öffentlicher Dienste ist“11. Der offensichtliche Mangel an 
Rechenschaftspflicht, der Hand in Hand mit der Privatisierung 
geht, kann potenziell zu einem Vertrauensverlust zwischen 
BürgerInnen und DienstleistungserbringerInnen führen. Vor 
diesem Hintergrund stellen sich Fragen zur Dezentralisierung 
der Leistungserbringung, der Rechenschaftspflicht und dem 
Vertrauen der Öffentlichkeit. Allerdings bedeutet eine 
Dezentralisierung der Erbringung von Diensten nicht 
grundsätzlich, dass auf diese Weise die Erwartungen der 
BürgerInnen hinsichtlich einer größeren Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit auf lokaler Ebene erfüllt werden. Ein vor 
kurzem veröffentlichter und von TUNED unterstützter Bericht 
hat gezeigt, dass Gewerkschaften innerhalb des öffentlichen 
Sektors davon überzeugt sind, dass es zum Thema 
Dezentralisierung einen größeren Bedarf an Anhörung und 
Unterrichtung der Beschäftigten und der 
GewerkschaftsvertreterInnen gibt12. Ist dies der Fall, dann 
können die wahrgenommenen Vorteile der Dezentralisierung 
im Hinblick auf bessere Dienstleistungserbringung und mehr 
lokale Demokratie durch einen fehlenden echten sozialen 
Dialog untergraben werden.  
 
Dieser Teil des Berichtes hat versucht darzustellen, dass es 
einen Zusammenhang zwischen dem Vertrauen der 
BürgerInnen in ihre staatliche Verwaltung und die 
Beschäftigungsverhältnisse innerhalb des Staatsdienstes gibt. 
Es wurde beschrieben, dass Vertrauen eine schwer zu 
                                                 
10 Ibid 
11 CEEP und EGB, „Vorschlag zu einer Charta für Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse” (2000) 
12 TRACE-Projektbericht, ETUI-REHS (2006), finanziert von der Europäischen 
Kommission 
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messende Größe ist und dass DienstleistungsnutzerInnen 
oftmals sich widersprechende Meinungen vertreten können. 
Vertrauen ist jedoch ein wichtiger Faktor bei der Bereitstellung 
öffentlicher Dienste, und das folgende Kapitel wird die Rolle 
des sozialen Dialogs beim Vertrauensaufbau beschreiben. 
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Kapitel 2: Sozialer Dialog  

 
Einleitung 
In allen 15 Ländern, die im Rahmen der vorliegenden Studie 
untersucht wurden, gelten gesetzliche Regelungen für die 
Gespräche zwischen staatlichen Verwaltungen, 
Gewerkschaften und Arbeitgebern über 
Beschäftigungsverhältnisse. Diese Rechtsvorschriften, die in 
den Gesetzessammlungen der einzelnen Staaten oft erst dann 
zu finden sind, nachdem auf europäischer Ebene eine 
Richtlinie verabschiedet wurde, regeln im Detail, wie 
Arbeitgeber ihr Personal unterrichten und anhören müssen. Sie 
bilden das Kernstück eines guten sozialen Dialogs zwischen 
Arbeitgebern, ihren Verbänden, den Beschäftigten und ihren 
Gewerkschaften. Alle EU-Staaten müssen die Richtlinie 
2002/14/EG umsetzen, die im März 2002 verabschiedet wurde 
und die einen allgemeinen Rahmen für die Anhörung und 
Unterrichtung der Arbeitnehmer in der Europäischen 
Gemeinschaft festlegt. Die Richtlinie gilt für Unternehmen mit 
mindestens 50 Arbeitnehmern bzw. für Betriebe mit mindestens 
20 Arbeitnehmern und legt für diese Arbeitnehmer das Recht 
auf Anhörung und Unterrichtung zu einer Reihe von Themen 
fest, dazu gehören die wirtschaftliche Situation, die 
Beschäftigungsstruktur und –entwicklung und anstehende 
Umstrukturierungen.   
 
Laut Richtlinie umfassen Anhörung und Unterrichtung:  
• die Unterrichtung der Arbeitnehmer über die jüngste 

Entwicklung und die wahrscheinliche Weiterentwicklung 
der Tätigkeit und der wirtschaftlichen Situation des 
Unternehmens oder des Betriebs; 

• die Unterrichtung und Anhörung zu 
Beschäftigungssituation, Beschäftigungsstruktur und 
wahrscheinlicher Beschäftigungsentwicklung im 
Unternehmen oder Betrieb sowie zu gegebenenfalls 
geplanten antizipativen Maßnahmen, insbesondere bei 
einer Bedrohung für die Beschäftigung; 
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• die Unterrichtung und Anhörung zu Entscheidungen, die 
wesentliche Veränderungen der Arbeitsorganisation oder 
der Arbeitsverträge mit sich bringen können.  

 
Zwar werden von Staat zu Staat unterschiedliche Methoden 
und Wege zur Umsetzung dieser Vorgaben verwendet. Die 
Europäische Kommission sieht den sozialen Dialog aber 
eindeutig als zentrale Komponente des EU-
Beschäftigungsrahmens (EU-Vertrag, Artikel 138 und 139), in 
dem es um Diskussionen, Anhörungen, Verhandlungen und 
gemeinsame Aktionen der Sozialpartnerorganisationen geht, 
welche die zwei Seiten der Arbeitswelt repräsentieren 
(Arbeitgeber und Beschäftigte). Dieser Prozess des sozialen 
Dialogs hat zur Ausarbeitung von mehr als 300 gemeinsamen 
Texten der europäischen Sozialpartner geführt. Abgesehen von 
der Dialogfunktion zwischen Arbeitgebern und 
ArbeitnehmerInnen  ist der soziale Dialog ebenfalls der 
Mechanismus, über den die Sozialpartner an der Formulierung 
europäischer Sozialnormen beteiligt sind. Er spielt ebenfalls 
eine wichtige Rolle in der Governance der Europäischen Union. 
Die Europäische Union weist besonders vor dem Hintergrund 
der Umstrukturierungsprozesse auf die Bedeutung eines 
starken und robusten sozialen Dialogs hin. Die Europäische 
Kommission hat erkannt, wie wichtig die Kenntnisse und das 
Fachwissen der Sozialpartner und ihre Aufgabe sind, die 
Behörden auf allen Ebenen zu informieren und zu warnen. 
Forschungen (MIRE13) haben gezeigt, dass für die 
Beschäftigten der Prozess des sozialen Dialogs oft genauso 
wichtig ist wie die Ergebnisse. Drohende Veränderungen am 
Arbeitsplatz können von den betroffenen Personen (und bis zu 
einem gewissen Grad auch von den nicht unmittelbar 
betroffenen KollegInnen) als massiver Eingriff wahrgenommen 
werden. Die Einbindung der ArbeitnehmerInnen in diesen 
                                                 
13 Das MIRE-Projekt hat den grenzüberschreitenden Informationsaustausch der 
Sozialpartner bei Umstrukturierungsprozessen gefördert und Empfehlungen zur 
Lösung entstehender Probleme gegeben. Die Studie wurde in fünf europäischen 
Ländern durchgeführt (Belgien, Frankreich, Deutschland und VK) und wurde vom 
Europäischen Sozialfonds finanziert. Weitere Informationen auf der MIRE-Website 
unter http://www.mire-restructuring.eu/ 
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Prozess durch ihre VertreterInnen kann dieser Bedrohung viel 
von ihrer Dramatik nehmen. Die Möglichkeit, Bedenken zu 
formulieren oder Einfluss auf das Ergebnis dieses Wandels 
nehmen zu können, vermittelt jeder einzelnen Person das 
Gefühl, an diesen Prozessen beteiligt  zu werden. Dies ist eine 
wichtige Aufgabe des sozialen Dialogs auch dann, wenn es 
tatsächlich zu den angekündigten Veränderungen kommt.   
 
Erfolgreiche Fallbeispiele für Change Management zeichnen 
sich meistens durch eine aktive Partnerschaft zwischen 
Arbeitgebern und Belegschaften aus – sie erfordern einen 
starken sozialen Dialog (TRACE14). Abgesehen von der 
Einhaltung europäischer und nationaler Regeln, die auf 
zwingenden Rechtsvorschriften beruhen, „rechnet“ sich der 
soziale Dialog auch noch in manch anderer Hinsicht. Die 
Anhörung der Belegschaft kann dazu beitragen, den 
Widerstand gegen die vorgeschlagenen 
Restrukturierungsmaßnahmen zu verringern, da die 
ArbeitnehmerInnen dann eher das Gefühl haben, dass ihre 
Meinungen gehört und ihre Interessen berücksichtigt wurden. 
Eine auf Konsultation basierende Vorgehensweise kann sich 
auch positiv auf einen auf Konsens abzielenden Prozess 
auswirken. Diese „Identifizierung“ mit dem 
Umstrukturierungsprozess oder doch zumindestens dessen 
Akzeptanz kann dazu beitragen, dass Konflikte zwischen dem 
Arbeitgeber und den vom Wandel negativ betroffenen 
ArbeitnehmerInnen im Rahmen bleiben und die nicht direkt von 
diesen Veränderungen betroffenen Beschäftigten die Sicherheit 
haben, dass ihr Arbeitgeber ein Interesse an einer fairen 
Behandlung seiner Belegschaft hat. Dieser Prozess kann aber 
nur effektiv sein, wenn die ArbeitnehmerInnen davon ausgehen 
können, dass ihre Gewerkschaften ihre Interessen aktiv 
vertreten und nicht nur als willfährige Handlanger der Manager 
agieren. Oder anders gesagt: Wenn die Gewerkschaften 
                                                 
14 Das TRACE-Projekt hat Umstrukturierungsprozesse in der Industrie und 
Wirtschaft  in europäischen Ländern sowie Möglichkeiten der davon betroffenen 
ArbeitnehmerInnen untersucht, ihre Interessen wahrzunehmen. Das Projekt wurde 
vom Europäischen Sozialfonds finanziert, weitere Informationen stehen auf der 
Website des Projekts unter http://www.traceproject.org/ zur Verfügung. 
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effektive Vertreter der ArbeitnehmerInnen im sozialen Dialog 
sein wollen, müssen sie ihre Unabhängigkeit vom Arbeitgeber 
in überzeugender Weise vermitteln können und gleichzeitig 
konstruktiv mit ihm zusammenarbeiten. Ein weiterer Nutzen, 
den der Arbeitgeber durch die Teilnahme am sozialen Dialog 
mit den Gewerkschaften für sich in Anspruch nehmen kann, 
sind Kostenvorteile. Arbeitgeber können die mit der Anhörung 
der Belegschaft verbundenen Kosten begrenzen, indem sie mit 
den Gewerkschaften als kollektive Stimme der 
Arbeitnehmerschaft einen Dialog beginnen, anstatt selbst einen 
Mechanismus für kollektive Konsultationen zu etablieren oder 
mit den ArbeitnehmerInnen direkt und in Einzelgesprächen zu 
kommunizieren. Der Prozess hat auch deshalb einen 
Zusatznutzen, weil er den Wandelungsprozess mit neuen Ideen 
befeuert, zusätzliche Erfahrungen und Wissen in die 
Gespräche einbringt und auf diese Weise die Einflusssphäre 
erweitert wird. Ein weiterer Vorteil der Beteiligung von 
ArbeitnehmerInnen an Diskussionen über Restrukturierungen 
besteht darin, dass bei einer Konsensbildung zwischen den 
Parteien eine höhere Wahrscheinlichkeit für ein erfolgreiche 
Durchführung der Veränderungsprozesse besteht. Falls die 
Arbeitgeber jedoch ohne Akzeptanz der Gewerkschaften ihre 
Vorstellungen durchsetzen wollen, können Reformen an 
Verzögerungen und Opposition scheitern. So sind 
Rentenreformen zum Beispiel ohne einen adäquaten sozialen 
Dialog in Ländern wie Österreich, Frankreich, Deutschland 
und Italien15 gescheitert.  Ein aktueller Bericht der 
schwedischen Arbeitgeber und Gewerkschaften in der 
staatlichen Verwaltung zeigt, wie wichtig der soziale Dialog ist, 
und dass der Mensch in Diskussionen über Veränderungen 
und Wandel miteinbezogen werden muss, dass er nach seiner 
Meinung gefragt werden will und dass auch die Auswirkungen 
dieses Wandels auf seine Lebensumstände berücksichtigt 
werden müssen16.  
                                                 
15 Safarti, H, „Welfare and Labour Market Reforms: A new framework for social 
dialogue and collective bargaining?” European Journal of Industrial Relations (265-
282:2003) 
16 “See the Individual in the Business – Group Diversity as an Asset”, The 
Development Council for the Government Sector (2007) 
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Die nur eingeschränkte Offenlegung von Informationen kann 
ebenfalls einen vernünftigen Dialog verhindern. Weitergabe von 
Informationen kann aber die Beziehungen zwischen den 
Parteien verbessern und offene und ehrliche Diskussionen 
unterstützen (MIRE). Wenn beide Parteien Informationen 
zurückhalten, die für einen sozialen Dialog förderlich wären, 
werden Gespräche schon im Ansatz behindert, und potenzielle 
Lösungen dürften schwierig zu finden sein. Der einfache 
Austausch von Informationen zwischen den beiden Parteien ist 
jedoch noch kein sozialer Dialog. Eine frühe, aktive und auf 
Zusammenarbeit basierende, ganzheitliche Vorgehensweise 
muss ein Hauptziel der Arbeitgeber bei einem anstehenden 
Restrukturierungsprozess sein. Die Diskussion von Problemen 
mit den Gewerkschaften kann zu einem aktiven Engagement 
der Belegschaften bereits in einer frühen und kritischen Phase 
dieses Prozesses führen. Die Arbeitgeber sollten den Prozess 
des sozialen Dialogs als Chance begreifen, die Belegschaft mit 
einzubinden, auf ihr Wissen und ihre Expertise zugreifen zu 
können und mit den Gewerkschaften sinnvolle Diskussionen 
über die Zukunft der Organisation führen zu können. Der 
soziale Dialog ist nicht einfach nur die Bekanntgabe der 
Meinungen der beteiligten Akteure innerhalb eines Forums, 
sondern die Beschreibung eines umfassenden, koordinierten 
und kollaborativen Modells für Problemlösungen, bei dem jede 
Partei zuhört, andere Meinungen respektiert und versucht, 
diese zu integrieren. In einem gewissem Sinn bedeutet sozialer 
Dialog die „Mitbeteiligung“ an der Situation am Arbeitsplatz und 
die gemeinsame Urheberschaft der gefundenen Lösungen. Der 
soziale Dialog sollte auch dafür sorgen, dass die Umstellung 
auf neue Gegebenheiten, die mit dem 
Restrukturierungsprozess verbunden ist, so reibungslos wie 
möglich abläuft.   

 
Eine Reihe europaweiter Projekte hat den Wert des sozialen 
Dialogs in Zeiten des Wandels untersucht (MIRE und TRACE). 
Diese Projekte haben zu der Erkenntnis geführt, dass der 
soziale Dialog nicht nur eine Übung in Rhetorik ist. Es ist ein 



Kapitel 2 Sozialer Dialog 

23 

zweiseitiger Prozess, der Vertrauen, Ehrlichkeit und Realismus 
von beiden Seiten einfordert. Es ist der Austausch von 
Informationen, der rechtzeitig und ohne Vorbehalte erfolgen 
muss. Dieser Austausch von Informationen muss die Parteien 
befähigen, Entscheidungen zu beeinflussen und zu gestalten. 
Strukturen und Prozesse des sozialen Dialogs und von 
Kollektivverhandlungen müssen robust und flexibel sein und 
Arbeitgebern und Gewerkschaften damit die Möglichkeit geben, 
auf Herausforderungen zu reagieren und sie zu bewältigen. 
Natürlich haben diese Herausforderungen auch in mehreren 
von der Studie erfassten Ländern zu Arbeitskonflikten geführt, 
der eigentlich wichtige Faktor ist jedoch, dass in den meisten 
Fällen die normalen Abläufe wieder aufgenommen wurden und 
die Sozialpartner weiter über Reformen und 
Umstrukturierungen verhandeln konnten. Abschließend 
erfordert ein guter sozialer Dialog auch noch Überwachung und 
Evaluierung.   

 
Die Rahmen und Strukturen zum Zwecke des Sozialdialogs 
zwischen den Partnern stellen sich von Staat zu Staat 
unterschiedlich dar, es gibt jedoch eine Reihe gemeinsamer 
Themen. Die Studie zeigt zum Beispiel, dass die Unterschiede 
bei den Sozialdialograhmen innerhalb der staatlichen 
Verwaltungen im Wesentlichen durch die folgenden Themen 
charakterisiert werden:  
 

 Recht der StaatsbeamtInnen auf Verhandlungen über 
Kollektivvereinbarungen 
Die Gesetze in der Mehrheit der Mitgliedstaaten unterscheiden 
zwischen BeamtInnen, für die öffentliches Recht gilt, und 
Beschäftigte in der Privatwirtschaft, für die das Arbeitsrecht gilt. 
So dürfen die BeamtInnen in Deutschland keine formellen 
Tarifverhandlungen führen, während dieses Verbot für die 
Angestellten nicht gilt17. Auf der anderen Seite ist die 
schwedische staatliche Verwaltung gesetzlich verpflichtet, ihre 
BeamtInnen genau so zu behandeln wir alle anderen 
                                                 
17 Demmke, C, “Are Civil Servants Different Because they are Civil Servants ?”, 
Europäisches Institut für öffentliche Verwaltung (2005) 
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Beschäftigten des Staates, somit dürfen diese auch an 
Kollektivverhandlungen teilnehmen. 
 
Der gesetzliche Status von BeamtInnen kann Einfluss auf den 
sozialen Dialog haben und eine Erklärung für den Mangel an 
Anhörung und Unterrichtung in einigen der Mitgliedstaaten 
bieten. Allerdings ist der Beginn eines Dialogs mit einer Partei 
nicht gleichzusetzen mit Kollektivverhandlungen, weshalb das 
Verbot von Kollektivverhandlungen für einen bestimmten Teil 
der Beschäftigten nicht als Entschuldigung dafür dienen sollte, 
dass exakt diese MitarbeiterInnen weder angehört noch 
unterrichtet werden.  

 
Struktur und Organisation beider Sozialpartner 
In einer Reihe der neuen EU-Mitgliedstaaten verfügen sowohl 
die Arbeitgeber als auch die ArbeitnehmerInnen nicht über die 
gut entwickelten Organisationen und Strukturen, wie wir sie in 
den alten EU-Staaten vorfinden. Wenn Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen unterentwickelt sind, wird dies 
zweifellos die umfassende Konsultation der Anspruchsgruppen 
beeinträchtigen und sich negativ auf die Erfolgaussichten 
hinsichtlich der Akzeptanz der Beteiligten auswirken. So ist das 
skandinavische Modell des Sozialdialogs in erster Linie von 
starken repräsentativen Gremien abhängig. Auch die 
Erfahrungen der Sozialpartner bei der Aufnahme eines 
Sozialdialogs sind ein wichtiger Faktor bei der Einschätzung 
des voraussichtlichen Erfolgs von Gesprächen. Der soziale 
Dialog innerhalb der mitteleuropäischen Staaten ist noch nicht 
so gut etabliert, wie dies in den älteren EU-Staaten der Fall ist, 
daraus kann sich im Verlauf des Sozialdialogs Druck auf die 
Sozialpartner aufbauen. 

 
Ebene der Kollektivverhandlungen 
Mit Ausnahme einiger weniger staatlicher Verwaltungen führen 
die meisten den sozialen Dialog auf Ebene der Ministerien. 
Wenn beide Parteien die Position der jeweils anderen 
beeinflussen wollen, ist es wichtig, dass der soziale Dialog 
möglichst dicht an der Entscheidungsmaschinerie stattfindet. 
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Wenn ein Dialog in einiger Distanz von den 
EntscheidungsträgerInnen geführt wird, besteht nur wenig 
Hoffnung auf Diskussionen, die von beiden Seiten als sinnvoll 
angesehen werden. Die Sozialpartner sollten deshalb sorgfältig 
überlegen, welche Reichweite und welche Rolle der soziale 
Dialog haben soll, wenn Entscheidungsprozesse dezentralisiert 
wurden oder werden. Wo dies gut umgesetzt wird, kann auf 
lokaler Ebene ein sozialer Dialog entstehen, der Relevanz und 
Bedeutung hat. 
 
In den vergangenen Jahren hat es bei den 
Kollektivverhandlungen in den staatlichen Verwaltungen 
dramatische Veränderungen gegeben. Die Dezentralisierung 
von Kollektivverhandlungen war in zahlreichen europäischen 
Staaten zu beobachten (Österreich, Belgien, Finnland, 
Portugal, Schweden und VK). Hessel18 kommt zu dem 
Schluss, dass dieser Prozess der Dezentralisierung nicht von 
einer Verlagerung der Organisationsebene der Sozialpartner 
begleitet wurde, sondern von einer „Delegierung der 
Sozialdialogpraxis auf untere Ebenen“19, was durchaus die 
Effektivität des sozialen Dialogs beeinträchtigen kann. Es ist 
allerdings wichtig festzustellen, dass es trotz der erfolgten 
Dezentralisierung nachweislich immer noch routinemäßige 
Kollektivverhandlungen mit zentralem Anspruch gibt – selbst im 
VK. Eine Dezentralisierung hat in erster Linie in den Ländern 
stattgefunden, die Grundsätze des New Public Managements 
eingeführt haben (siehe unten). Im Falle Dänemarks hat die 
Dezentralisierung sowohl den zentralen als auch den lokalen 
sozialen Dialog unterstützt, indem sich für die Sozialpartner auf 
der nationalen Ebene Möglichkeiten für die Sozialpartner 
eröffnet haben, Rahmenvorgaben zu erstellen, die auf der 
lokalen Ebene in flexibler Weise umgesetzt werden können.  
Die Dezentralisierung selbst bedeutet deshalb nicht den Verlust 
der Fähigkeit, einen guten sozialen Dialog zu fördern und zu 
führen. Allerdings kann der Sozialdialog mit größeren 
                                                 
18 Hessel,R “Comparative Analysis of the Social Dialogue in the Central Public 
Administrations of the EU member states”, Europäisches Institut für öffentliche 
Verwaltung (2008) 
19 Ibid 
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Problemen verbunden sein, und er wird ein größeres Maß an 
Koordination zwischen den Sozialpartnern erfordern. Wie das 
Beispiel Dänemark zeigt, kann die Dezentralisierung 
Diskussionen und Vereinbarungen auf der staatlichen Ebene 
unterstützen und dabei gleichzeitig die Diskussionen auf der 
lokalen Ebene stärken. Im Falle Griechenland wurde 2008 ein 
Gesetz verabschiedet, das einen Rahmen für lokale 
Verhandlungen schafft. Es lässt sich zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt jedoch noch nicht belegen, ob diese Maßnahme 
erfolgreich war. 
 
Umfang der Verhandlungsthemen 
Wer von vornherein bestimmte Themen aus dem sozialen 
Dialog ausklammert, verhindert wichtige Diskussionen und 
begrenzt die positiven Auswirkungen des Grundsatzes der 
Anhörung und Unterrichtung. Es ist wichtig, dass die 
Sozialpartner gemeinsam in der Lage sind, den Umfang des 
sozialen Dialogs zu bestimmen. Das steht allerdings aufgrund 
der Beteiligung des Parlaments oder der Regierung an diesem 
Prozess nicht immer in ihrem Ermessen. Ein aktueller Bericht 
des Europäischen Instituts für öffentliche Verwaltung20 (der 
„Hessel-Bericht”) nennt eine Reihe von wichtigen Themen, mit 
denen sich der Sozialdialog in der Regel befasst: 
Arbeitsbedingungen, Löhne, soziale Absicherung und 
Altersversorgung. 
 

 Erfahrungen in Spanien 
Obwohl es in Spanien keinerlei gesetzliche Regelungen im 
Hinblick auf Umfang und Themen des sozialen Dialogs gibt, 
haben sich die Sozialpartner und die Regierung 2004 auf ein 
ambitioniertes Arbeitsprogramm bis 2008 geeinigt. Dies 
beinhaltet Themen, über die die Sozialpartner einen Dialog 
führen wollen21: 
• Mindestlöhne 
                                                 
20 Hessel,R, „Comparative Analysis of the Social Dialogue in the Central Public 
Administrations of the EU member states”, European Institute of Public 
Administration (2008) 
21 „Initiatives of social partners for the improvement of labour market access for 
disadvantaged groups” Gago, E G and Ruiz, D (2008)  
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• Industriepolitik 
• Immigration 
• Arbeitsmarkt 
• Aktive Beschäftigungspolitik 
• Lebenslanges Lernen 
• Europäische Beschäftigungsstrategie 
• Arbeitsunfälle 
• Kollektivverhandlungen 
• Soziale Absicherung 
• Gewerkschaften und institutionelle Arrangements 
 
Die Festlegung eines Rahmens in der hier gezeigten Weise 
bietet Transparenz und kann den sozialen Dialog verbessern.  
 
Im Gegensatz zu dem o. g. Beispiel Spaniens (und mit 
Ausnahme für die Löhne) gibt es in der staatlichen öffentlichen 
Verwaltung Estlands keine formellen Mechanismen für die 
Parteien zur Aufnahme eines sozialen Dialogs. Das hat zur 
Folge, dass keine Anhörung und Unterrichtung der Parteien in 
einer eindeutigen und transparenten Weise erfolgt und dass 
kein Forum existiert, in dem Probleme mit dem Wandel 
angesprochen werden können und in dem Gewerkschaften 
Einfluss auf anstehende Entscheidungen nehmen können. 
 
Überwachung 
Die Rolle der Partner ist mit erfolgter Durchführung von 
Veränderungen und Wandel nicht zu Ende. Die Überwachung 
des Prozesses und seiner Ergebnisse wird oft vernachlässigt, 
ist aber trotzdem wichtig. Dieser Prozess spiegelt vorhandene 
Mechanismen auf nationaler und regionaler Ebene und ist 
deshalb wichtig, weil er den Parteien die Möglichkeit zur kurz-, 
mittel- und langfristigen Evaluierung von Lösungen und 
Ergebnissen gibt und besonders nützlich für die Förderung des 
grenzüberschreitenden Lernens ist.  
 
Ausreichende freie Zeit für GewerkschaftsvertreterInnen 
Damit örtliche GewerkschaftsvertreterInnen ihre Mitglieder 
effektiv vertreten und ihrem Arbeitgeber auf Augenhöhe 
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begegnen können, muss ihnen seitens ihres Unternehmens 
genügend bezahlte freie Zeit zur Verfügung gestellt werden. 
Ohne diese Maßnahmen werden lokale 
GewerkschaftsvertreterInnen nicht in der Lage sein, sich 
angemessen auf Konsultationen und Verhandlungen 
vorzubereiten oder als vollwertige Partner an Diskussionen mit 
ihrem Arbeitgeber teilzunehmen. Auch ehrenamtliche 
GewerkschaftsvertreterInnen müssen mit ihren  Mitgliedern 
über Vorschläge des Managements sprechen, ihre Meinungen 
hören und sich mit ihnen über gemeinsame Arbeitgeber-
Gewerkschafts-Initiativen beraten. Arbeitgeber werden auch 
während der Arbeitszeit Freistellungszeiten für betriebliche 
Gewerkschaftsveranstaltungen gewähren müssen. Fehlen 
derartige Maßnahmen, wird es keinen sinnvollen sozialen 
Dialog geben.  
 
Ergebnisse von Kollektivverhandlungen 
In einer Reihe der von uns untersuchten Länder besteht für die 
staatliche Verwaltung keinerlei Verpflichtung, Entscheidungen 
zu bestätigen, zu denen die gesetzlichen Sozialpartner im 
Rahmen ihrer Verhandlungen gelangt sind. Dieser 
Rechtszustand kann jedes Vertrauen zwischen den Partnern 
untergraben und hat u. U. auch Auswirkungen auf die 
Fähigkeiten der Gewerkschaften, bei ihrer Anhängerschaft 
Interesse an Diskussionen zu wecken und Unterstützung für 
den Prozess des sozialen Dialogs zu erhalten.  
 
Das folgende Beispiel zeigt, wie der soziale Dialog in 
Einzelfällen nicht in der Lage ist, einen Konsens zwischen den 
Sozialpartnern herzustellen. Allerdings sind 
Meinungsverschiedenheiten und Konflikte manchmal nicht zu 
vermeiden und sollten nicht als Entschuldigung dafür dienen, 
dass Anhörung und Unterrichtung nicht in adäquater Form 
erfolgt sind.  
 

 Erfahrungen in Österreich 
Im Zusammenhang mit der Rentenreform in Österreich hat die 
Regierung eine Reihe von Änderungen vorgeschlagen und wie 
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üblich die Sozialpartner dazu angehört. Nachdem diese 
Konsultationen aber nicht zu einem Konsens geführt hatten, 
ließ die Regierung über die neuen Gesetze trotzdem im 
Parlament abstimmen. Als Reaktion darauf veranstalteten die 
Gewerkschaften Demonstrationen und zeigten damit, dass sie 
in keiner Weise mit dieser Reform einverstanden waren. Zwar 
konnte eine Reihe von Problemen inzwischen gelöst werden 
(neues Abfindungssystem und Teilzeitarbeit für ältere 
ArbeitnehmerInnen), dieser gesamte Prozess könnte aber das 
traditionell friedliche System der österreichischen industriellen 
Arbeitsbeziehungen gefährden22. Als Lektion ist daraus zu 
lernen, dass eine „mit dem Kopf-durch-die-Wand“-Mentalität 
nach einem verfehlten Konsens sowohl finanziell als auch 
politisch teuer werden kann und die Beziehungen zwischen den 
Sozialpartnern beschädigt werden können – vielleicht sogar 
irreparabel.    
 

 Erfahrungen in Schweden  
Für die schwedische staatliche Verwaltung gilt (wie auch für die 
anderen Teile der Volkswirtschaft) das Mitbestimmungsgesetz. 
Nach diesem Gesetz  sind Regierungsbehörden dazu 
verpflichtet, diejenigen Gewerkschaften regelmäßig zu 
unterrichten, mit denen Kollektivvereinbarungen darüber 
abgeschlossen werden sollen, wie sich die Behörde hinsichtlich 
ihrer Leistung, Finanzen und personalpolitischer Leitlinien 
entwickeln soll. In Schweden findet ein sozialer Dialog auch 
statt, wenn eine Regierung Aktivitäten ihrer Dienststellen oder 
die Arbeitsbedingungen der Gewerkschaftsmitglieder ändern 
will. Das bedeutet aber nicht grundsätzlich, dass die 
Forderungen der ArbeitnehmerInnen und ihrer VertreterInnen 
umgesetzt werden, denn der Arbeitgeber ist in Schweden (wie 
dies auch in anderen Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen 
in staatlichen Verwaltungen in der EU üblich ist) nicht dazu 
verpflichtet, sich diese Standpunkte zu eigen zu machen. 
Allerdings wird aus der gesetzlichen Verpflichtung zum sozialen 
Dialog eine gesetzliche Verpflichtung zum Verhandeln, sobald 
                                                 
22 Sivananthiran, A and Venkata, R, “Best Practice in Social Dialogue” International 
Labour Organisation (2003) 
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die Dienststelle der Regierung Entscheidungen mit 
Auswirkungen auf die Beschäftigten trifft.  
 
Schlussfolgerungen 
Für eine effektive Zusammenarbeit der Sozialpartner ist es 
erforderlich, dass beide Parteien vorausschauend planen, 
damit Gesamt- und Einzelziele eindeutig definiert werden und 
alle Beteiligten an gemeinsamen Zielsetzungen arbeiten. 
Gewerkschaften und Arbeitgeber werden naturgemäß 
unterschiedliche Interessen haben. Trotzdem kann im Hinblick 
auf spezielle Prozesse und Ergebnisse Konsens erzielt werden, 
und eine ausreichende zielführende Planung direkt zu Beginn 
eröffnet größere Erfolgschancen. Die Gewerkschaftsstrategien 
im Kontext des sozialen Dialogs wurden in ihrer Bandbreite 
beschrieben als „kooperative Partnerschaften und verhandelte 
Verständigung“ bis hin zu „militantem Widerstand“23, wobei 
sogar innerhalb des Reformprozesses ein Wechsel zwischen 
Widerstand und verhandelter Verständigung möglich war. 
Vergleichbar mit den unterschiedlichen Einstellungen auf der 
Managementebene, kann es auch bei den 
GewerkschaftsvertreterInnen auf lokaler und nationaler Ebene 
unterschiedliche Reaktionen auf Umstrukturierungspläne 
geben, diese Dynamik sollte während des Reformprozesses 
nie vernachlässigt werden. Unterschiedliche Einstellungen 
sowohl der Arbeitgeber als auch der 
GewerkschaftsvertreterInnen auf lokaler und nationaler Ebene 
können Allianzen begünstigen oder Animositäten verschärfen – 
auf jeder Ebene.  
 
Damit der soziale Dialog effektiv ist, muss er zeitnah, aktiv, 
kooperativ, über die Gewerkschaften und unter Beteiligung der 
ArbeitnehmerInnen laufen, die von den Plänen und 
Vorstellungen der Arbeitgeber betroffen sein werden. Der 
soziale Dialog sollte auf den zweckmäßigen organisatorischen 
Ebenen stattfinden und muss transparent sein. Der soziale 
Dialog muss auf einem realistischen Verständnis der 
Positionen beider Partner beruhen, dazu kann auch eine 
                                                 
23 Blyton et al (2001) 
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ehrliche Auseinandersetzung mit den wirtschaftlichen 
Auswirkungen von Prozessen wie Liberalisierung und 
Privatisierung gehören. Der Sozialdialog sollte ebenfalls 
während der gesamten Dauer überwacht und evaluiert werden. 
Damit er effektiv ist, sollten die GewerkschaftsvertreterInnen 
über angemessene Zeit und Mittel verfügen, die 
ArbeitnehmerInnen umfassend mit den Auswirkungen der 
Umstrukturierung vertraut zu machen. Der soziale Dialog ist 
besonders im Zusammenhang mit Outsourcing-Aktivitäten von 
Bedeutung und immer dann, wenn es um eine hohe Zahl von 
Zeit- und Leiharbeitskräften geht. Das folgende Kapitel 
versucht, die Motivationsfaktoren und die Antworten der 
Sozialpartner in der staatlichen Verwaltung zu erklären und 
Beispiele für gute Praktiken zu geben. 
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Kapitel 3: Themen mit Bedeutung für staatliche 
Verwaltungen 
 
Einleitung 
Ziel dieses Kapitels ist es, allgemeine Hintergrundinformationen 
zu den Faktoren zur Verfügung zu stellen, die für die 
staatlichen Verwaltungen in den 15 Teilnehmerländern der 
Studie von Bedeutung sind und die von TUNED und EUPAN 
vor Beginn der Studie benannt wurden. Dazu gehören Wechsel 
in der politischen Verantwortung; neue 
Personalmanagementmethoden im öffentlichen Dienst; 
Umwelt; demographischer Wandel; Haushaltszwänge; 
technologische Innovation. Darüber hinaus haben die 
Sozialpartner (teilweise abgeleitet von diesen Primärthemen) 
ebenfalls Gleichstellung und Vielfalt; Kollektivverhandlungen; 
Personalentwicklung und Mitarbeiterqualifizierung; Arbeitszeit 
und arbeitsvertragliche Neugestaltungen; Altersvorsorge als 
wichtige Faktoren identifiziert, die zu Änderungen der 
Beschäftigungspraktiken innerhalb der staatlichen 
Verwaltungen geführt haben. Kapitel 4 befasst sich detaillierter 
mit der Rolle des sozialen Dialogs im Zusammenhang mit 
Themen wie Gleichstellung und Vielfalt sowie 
Personalentwicklung und Mitarbeiterqualifizierung, die hier nur 
kurz angesprochen werden. 
 
Während der vergangenen drei Jahrzehnte haben Regierungen 
überall in Europa versucht, mit den Ausgaben der öffentlichen 
Hand maximale Wirkung zu erzielen und im Interesse der 
gesamten Gesellschaft die Rechenschaftspflicht für diese 
Ausgaben im gesamten öffentlichen Sektor zu erhöhen. 
Gerade weil dieser Sektor einen hohen Anteil der 
Gesamterwerbstätigen in einem Land beschäftigt und der 
Steuerzahler für ihre Besoldung aufkommt, sind Struktur, 
Management, Beschäftigungsdichte und die Erbringung 
öffentlicher Dienste innerhalb des Sektors einschließlich der 
staatlichen Verwaltung immer wieder und in höherem Maße als 
in anderen Bereichen der Volkswirtschaft Gegenstand der 
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politischen Debatte und Diskussionen innerhalb der 
Gesellschaft. Die aktuelle Finanzkrise hat aber dazu geführt, 
dass diese Diskussion jetzt in allen Wirtschaftsbranchen 
geführt wird. Es liegt in der Natur des öffentlichen Sektors 
begründet, dass Themen wie Preis-Leistungsverhältnisse und 
Effizienz immer sehr schnell zum Gegenstand von 
Diskussionen werden und dass die Erwartungen an die dort 
Beschäftigten, die Zielvorgaben von Regierungen zu erfüllen 
(während des Wahlkamps oftmals an die große Glocke 
gehängt), höher sind als bei anderen Beschäftigtengruppen. 
Man könnte argumentieren, dass der Dialog zwischen den 
Sozialpartnern aufgrund der Einzigartigkeit des öffentlichen 
Sektors und seiner wichtigen Rolle als Instrument für die 
Wirtschaftspolitik generell von den Regierungen und den 
BürgerInnen gleichermaßen respektiert und als wichtiger Teil 
der Beschäftigungsbeziehungen angesehen werden sollte.  
 
Die treibenden Kräfte hinter diesen Themen sind sowohl 
interner als auch externer Natur. Beispiel für einen externen 
Faktor sind die Vorgaben für die Staatsausgaben, die sich 
durch die Mitgliedschaft in der Europäischen Union ergeben. 
Der hohe Stellenwert, den die Umweltpolitik in den 
vergangenen zehn Jahren als treibende Kraft erreicht hat, kann 
größtenteils als das Ergebnis der Ziele der Europäischen 
Kommission zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
angesehen werden. Beispiele für interne Faktoren sind ein 
Wechsel in der politischen Verantwortung, höhere 
Anforderungen an die Produktivität und der umfassendere 
Einsatz neuer Technologien. In einigen Fällen kann sich das, 
was auf den  ersten Blick wie der Motor einer Entwicklung 
aussieht, als Reaktion auf diese Entwicklung erweisen. So 
könnte zum Beispiel die Einführung neuer Technologien für den 
elektronischen Geschäfts- und Rechtsverkehr im öffentlichen 
Sektor als Reaktion auf die neuen Anforderungen gesehen 
werden, die von den BürgerInnen heute an ihre Verwaltungen 
gestellt werden. Motivationsfaktoren können aus der 
besonderen Sichtweise einer Regierung entstehen, wie die 
Erbringung öffentlicher Dienstleistungen und das Management 
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im öffentlichen Sektor auszusehen haben. Die Einführung des 
New Public Management in zahlreichen EU-Staaten während 
der vergangenen 30 Jahre wurde veranlasst durch eine 
spezielle Haltung zum Management im öffentlichen Sektor und 
zur Dienstleistungserbringung und einer damit verbundenen 
Reform der Beschäftigungsbeziehungen im öffentlichen Sektor 
nach dem Vorbild des privaten Sektors. Umgesetzt wurde dies 
durch ein neues Management der Beschäftigungsbeziehungen, 
die Ergebnismessung und einem Paradigmenwechsel in den 
Beziehungen zwischen den BürgerInnen und ihrem Staat. 
Vorstellungen darüber, wie der öffentliche Sektor funktionieren 
sollte, haben dazu geführt, dass Regierungen die Erbringung 
von Dienstleistungen für ihre BürgerInnen auf eine neue 
Grundlage gestellt haben und sich die Beziehungen zwischen 
Staat, BürgerInnen, Sozialpartnern und ArbeitnehmerInnen 
geändert haben. Sarfati24 geht davon aus, dass die 
Sozialreformen in Europa darauf abgezielt haben, die Rolle des 
Wohlfahrtstaates neu zu definieren und folgende Ziele in den 
Vordergrund zu stellen: 
• Schaffung von beschäftigungspolitischen Anreizen  
• Angebot lebensbegleitender Lern- und 

Ausbildungsmöglichkeiten besonders für arbeitslose und 
benachteiligte ArbeitnehmerInnen sowie für Frauen, die 
sich wieder in den Arbeitsmarkt integrieren wollen, sowie 
für ältere Arbeitssuchende 

• Bessere Rahmenbedingungen für Eltern, Berufs- und 
Familienleben individuell miteinander zu verzahnen 

• Entwicklung sozialer Absicherungssysteme unter 
Berücksichtigung nicht-linearer Erwerbsbiographien   

 
Umstrukturierungen werden von den Sozialpartnern als einer 
der Hauptfaktoren mit Auswirkungen auf die Situation der 
Beschäftigten in staatlichen Verwaltungen gesehen. Hinter 
diesem strukturellen Wandel  stehen ambitionierte Pläne des 
Staates, seine Dienstleistungen zu verbessern. Es ist diese 
Zielsetzung, die hier der Motivator für den Wandel ist oder die 
                                                 
24 Safarti, H, "Welfare and Labour Market Reforms: A new framework for social 
dialogue and collective bargaining?” European Journal of Industrial Relations (2003) 
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eine Reaktion auf sich ändernde Ideologien oder 
Managementtrends darstellt. Im Vorfeld der Durchführung der 
Reformen im öffentlichen Sektor in Dänemark 2007 wurden 
detaillierte Verfahren für den Personaltransfer mit den 
Gewerkschaften und den zuständigen 
Arbeitgeberorganisationen verhandelt. Im VK wurden Gesetze 
erlassen, damit die Bevölkerung in Nordirland, Wales und 
Schottland nach Volksabstimmungen in Wales und Schottland 
1997 eigene Nationalversammlungen wählen kann. Die Waliser 
Nationalversammlung und das schottischen Parlament haben 
somit die Macht, Gesetze für ihre jeweiligen BürgerInnen zu 
erlassen; auf diese Weise wurden auch neue Vereinbarungen 
über die BeamtInnen in den jeweiligen Ländern verhandelt. In 
Belgien ging es bei der Debatte um die politische Zukunft des 
Landes in erster Linie um die Region Flandern und deren 
Wunsch nach einer größeren politischen Autonomie.  
 
Eine Prüfung der Ergebnisse der Untersuchung und besonders 
der Antworten der Sozialpartner legt den Schluss nahe, dass 
die Bewältigung des ständigen Wandels in den staatlichen 
Verwaltungen ohne den sozialen Dialog kaum in adäquater 
Weise hätte gelingen können. Die Studie hat besonders die 
Rentenreform in Frankreich und Österreich untersucht; in 
diesen Ländern war es offensichtlich, dass die diversen 
Probleme der beiden Regierungen in erster Linie durch deren 
mangelnde Bereitschaft zum Gespräch mit den anerkannten 
Gewerkschaften zurückzuführen waren.  
 
Die Studie nennt folgende Themen, die auf die Reformen in 
den untersuchten 15 Ländern Einfluss hatten. 
 
1 Wechsel in der politischen Verantwortung 
Ein Regierungswechsel in einem Land ist oft ein 
Motivationsfaktor für die Reform öffentlicher Dienste, hat aber 
auch schon die Struktur und die Ziele des sozialen Dialogs 
verändert, da unterschiedliche Regierungen auch 
unterschiedliche Meinungen darüber haben, was einen 
sozialen Dialog ausmacht. Die Wahl einer konservativen 
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Regierung 1979 im VK signalisierte nicht nur den Beginn einer 
neuen Ära in der Erbringung öffentlicher Dienste, sondern sollte 
auch dem sozialen Dialog eine völlig neue Prägung geben. Ein 
Regierungswechsel kann Auswirkungen haben, die weit über 
die Natur des sozialen Dialogs hinausgehen, und Änderungen 
der Natur des sozialen Dialogs können unabhängig von den 
grundsatzpolitischen Zielen einer Regierung im Hinblick auf die 
Erbringung von Dienstleistungen sein. Als im VK 1997 wieder 
eine Labour-Regierung an die Macht kam, änderte sich auch 
wieder der Stil der industriellen Arbeitsbeziehungen innerhalb 
des öffentlichen Sektors. Ein progressiveres Modell für 
Anhörung und Unterrichtung setzte sich durch, wenn auch die 
neue Regierung die New Public Management-Ausrichtung bei 
der Erbringung öffentlicher Dienste nicht rückgängig machte.  
 

 Erfahrungen in Spanien 
In Spanien hat es beträchtliche Änderungen der Struktur und 
der Natur des sozialen Dialogs gegeben. Nachdem bei den 
Wahlen 2004 eine sozialistische Regierung in Spanien an die 
Macht gekommen war, haben die Gewerkschaften und die 
Regierung eine Erklärung unterschrieben, die Klauseln zu 
Themen wie Gleichstellung, Altersvorsorge und Gewalt am 
Arbeitsplatz beinhaltete. Ziel dieser Erklärung war die 
Verbesserung der Beschäftigungsbedingungen innerhalb der 
staatlichen Verwaltung sowie die Verbesserung der beruflichen 
Fähigkeiten der Beschäftigten im öffentlichen Dienst als Teil 
der Strategie zur Verbesserung der Erbringung von öffentlichen 
Diensten insgesamt. Im Jahre 2007 begannen die 
Gewerkschaften zum ersten Mal in ihrer Geschichte mit 
detaillierten Verhandlungen über eine Vielzahl von Themen, 
darunter Löhne und Beschäftigungsbedingungen. Damit wurde 
anerkannt, dass der soziale Dialog das Kernstück einer 
Verwaltung sein sollte, die moderner werden und umfassende 
Reformen auf den Weg bringen wollte.  
 
Wenn andere politische Parteien an die Macht kommen, so 
kann dies auch beträchtliche Folgen für die Staatseinnahmen 
haben mit gravierenden Auswirkungen auf die Regierung und 
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die Funktionsfähigkeit öffentlicher Dienste. Die Regierung in 
Estland hat zum Beispiel nach ihrer Wahl die 
Einkommenssteuer von 26 auf 23 Prozent gesenkt und bis zum 
heutigen Tage weitere Steuergeschenke verteilt, so dass diese 
Steuer heute bei 21 Prozent liegt. Diese Maßnahme wird 
zweifellos Folgen auf die Fähigkeit der staatlichen Verwaltung 
haben, die Gehälter und Pensionen für die Staatsbediensteten 
zu zahlen und das Geld für die öffentlichen Dienste 
bereitzustellen, die der Staat für seine BürgerInnen leisten 
muss. 
 
2 Umwelt  
Lediglich die spanischen Angaben zu den Fragen der 
Erhebung lassen den Schluss zu, dass Umweltzwänge als 
treibende Kraft hinter dem Reformprozess innerhalb der 
staatlichen Verwaltung wirken. Es ist aber denkbar, dass das 
Ziel der Europäischen Kommission, die 
Kohlendioxidemissionen bis 2020 um 20% zu verringern, mit 
jedem Jahr in Richtung dieses Zieljahres eine größere Wirkung 
in den europäischen Staaten entfalten wird.    
 
Zu den Sozialdialogthemen kann die Antizipierung des 
Wandels durch die entsprechende Ausbildung von Fähigkeiten 
und Kompetenzen gehören. In diesem Bereich verfügen die 
Sozialpartner bereits über einen Reichtum an Informationen, 
und ganz sicher wird diese Thematik in den kommenden 
Jahren an Relevanz und wahrscheinlich auch Dringlichkeit 
zunehmen. Die Sozialpartner könnten diese Fragen bereits 
jetzt erörtern und in den kommenden Monaten und Jahren ein 
entsprechendes Programm zur Bewältigung des Wandels auf 
den Weg bringen. 
 
3 New Public Management 
Die Debatte über das New Public Management (NPM) ist so alt 
wie das Konzept selbst. Die Sozialpartner in den europäischen 
staatlichen Verwaltungen könnten aber eine Evaluierung der 
positiven wie negativen Auswirkungen des NPM als Prozess in 
Erwägung ziehen, der die Erbringung öffentlicher Dienste sowie 
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deren Rechenschaftspflicht verbessern und das Management 
der Beschäftigungsbeziehungen im öffentlichen Sektor 
modernisieren will.  
 
Der Begriff des New Public Management beschreibt eine 
Vielzahl unterschiedlicher grundsatzpolitischer Maßnahmen, 
die sich an den Strukturen in der Privatwirtschaft orientieren 
und die den Bürger bzw. die Bürgerin eher als „KlientIn“ oder 
„KundIn“ betrachten. Dieses Modell wurde in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten von zahlreichen staatlichen Verwaltungen 
übernommen. Erste NPM-Initiativen gab es in den späten 
1970er und früheren 1980er Jahren besonders in der Politik der 
konservativen britischen Regierungen unter Margaret Thatcher 
sowie in einigen Städten amerikanischer Bundesstaaten; wenig 
später wurde NPM auch von den Regierungen in Neuseeland 
und Australien eingeführt25.  Im VK war die Umstellung auf das 
New Public Management nicht Gegenstand des sozialen 
Dialogs mit dem Ergebnis, dass die Gewerkschaften diesen 
Entwicklungen in den Verwaltungen äußerst feindselig 
gegenüberstanden. Ein guter sozialer Dialog und die 
Einführung des NPM müssen sich jedoch nicht gegenseitig 
ausschließen, und in Schweden ist es den Sozialpartnern im 
Gegensatz zum VK  gelungen, einen Konsens für die 
Reformen des Public Managements zu finden. 
    
Es gibt zwar besonders zu Beginn der derzeitigen globalen 
Finanzkrise Hinweise darauf, dass NPM nicht mehr in dem 
Ausmaß zum Einsatz kommt, wie es noch vor einem Jahrzehnt 
der Fall war. Dieses Konzept ist jedoch nach wie vor von 
fundamentaler Bedeutung bei der Suche nach Effizienz und 
verbesserter Produktivität. Die Einführung von NPS hat zwei 
Dimensionen – die erste betrifft ihre Auswirkungen auf die 
Dienstleistung, die zweite die Änderung der Natur der 
Beschäftigungsbeziehungen. Die Einführung eines von 
marktwirtschaftlichen Überlegungen bestimmten Modells kann 
daher wie folgt beschrieben werden:   
                                                 
25 Budding, T and Groot, T, “New Public Management's Current Issues and Future 
Prospects”,     Financial Accountability and Management (1-13:2008) 
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• Grundsätzliche Privatisierung von Geschäftsbereichen, 
die nicht zu den Kernaufgaben der Regierung gezählt 
werden 

• Dezentralisierung innerhalb der Organisation 
• Marktorientierter Ansatz bei der Leistungsmessung 
• NutzerInnen der Dienstleistung werden als KlientInnen 

oder KundInnen angesehen 
• Flexible und individualisierte Beschäftigungsbeziehungen26  
 
Im Hinblick auf die Beschäftigungsbeziehungen hat die 
Einführung des New Public Management nach Bordogna27 eine 
Reihe typischer Ergebnisse für die Arbeitsbeziehungen zur 
Folge, unter anderem: 
• Abbau der Anzahl der MitarbeiterInnen mit einem 

speziellen Beschäftigungsstatus 
• Weitere Verbreitung der „freien“ Kollektivverhandlungen 

und ihrer Dezentralisierung  
• Individualisierte Mechanismen der Festlegung von 

Lohnerhöhungen und beruflichen Laufbahnen 
• Nachteilig für Gewerkschaften und Kollektivverhandlungen 
 

 Erfahrungen in Estland  
In den 90er Jahren begann in Estland eine Zeit des politischen 
Wandels. Ein großer Teil der Debatten innerhalb des 
öffentlichen Sektors wurde damals von der Vorstellung 
bestimmt, man müsse die Methoden des New Public 
Management einführen. Dabei ging es in erster Linie um 
Diskussionen über die Dezentralisierung von Diensten, 
Outsourcing, Kundenorientierung und Leistungsmanagement. 
Die unterschiedlichen Regierungen jedoch, die seit der 
Unabhängigkeit Estlands an die Macht gekommen sind, haben 
keine einheitliche Strategie in dieser Frage entwickeln können. 
Zwar waren sich die meisten dieser Regierungen darin einig, 
eine marktorientierte Politik zu unterstützen und die Rolle des 
                                                 
26 Lucio, M, “Trade unions and employment relations in the context of public sector 
change”, International Journal of Public Sector Management (5-15:2007) 
27 Bordogna, L, “Moral hazard, transaction costs and the reform of public service 
employment relations”, ILO (2008) 
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Staates zurückzuschneiden. Die regelmäßigen 
Regierungswechsel und die immer wieder neuen 
Koalitionspartner hatten jedoch zu Folge, dass keines der 
Reformprogramme für den öffentlichen Sektor weit gediehen 
ist. Zwar beinhaltet NPM eine radikale Änderung der 
Arbeitsorganisation und verlangt von den Beschäftigten die 
Abkehr von bisherigen Arbeitsmodellen. Die Erfahrungen in 
Estland zeigen aber, dass diese Veränderungen nicht 
unbedingt von Dauer sind. Die estländische Regierung hat – 
kurz nach der Unabhängigkeit des Landes – im Jahre 2001 die 
Eisenbahn privatisiert und für 1 Milliarde EEK (640 Millionen 
Euro) an ein amerikanisches Unternehmen verkauft. Nach 
einer relativ kurzen Zeit hat die Regierung die  Bahn jedoch 
zurückgekauft und wieder unter staatliche Kontrolle gestellt. 
Sinn dieser erneuten Verstaatlichung war die Verbesserung der 
Eisenbahninfrastruktur, zumal die Bahn als nationalisierter 
Betrieb wieder Anspruch auf EU-Gelder hat. Darüber hinaus – 
und wiederum gegen das Ethos des New Public Management – 
plant die Regierung Estlands über die kommenden Jahre die 
weitere Zentralisierung öffentlicher Institutionen und hat aus 
Kostengründen beschlossen, den Strafvollzug nicht zu 
privatisieren. 
 
Mitte der 1990er Jahre hat das NPM auch in Österreich 
Einzug gehalten und seither im Zuge von Outsourcing und 
einer teilweisen oder vollständigen Privatisierung zu einer 
Verringerung der Zahl öffentlicher Bediensteter geführt. Im VK 
hat es unter New Labour eine Abkehr von früheren, für NPM 
typischen Programmen gegeben, während Themen wie 
Transparenz, Rechenschaftspflicht, Gleichstellung, 
Gerechtigkeit und partnerschaftliches Arbeiten einen höheren 
Stellenwert erhielten. Trotzdem wird die Regierung des VK die 
Aufgabe haben, diese Grundsätze mit der Entwicklung von 
öffentlichen Diensten zu einem markttauglichern Angebot zu 
versöhnen, denn wie es im Julius-Bericht über die „Public 
Service Industry”28 heißt, entfällt auf den öffentlichen Sektor ein 
                                                 
28 “Public Service Industry Review”, UK Department of Business and Regulatory 
Reform (2008). See http://www.berr.gov.uk/files/file46965.pdf 
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großer Teil der Gesamtwirtschaftsleistung des Landes, weshalb 
der entsprechend und mit einem Schwerpunkt auf 
wirtschaftlicher Effizienz und Effektivität entwickelt werden 
sollte.    
 
In Belgien wird der Begriff „Bürgervertrauen“ zur Beschreibung 
einer Methode verwendet, die Leistungseffektivität und die 
BürgerInnen als „KlientInnen“ in den Mittelpunkt der Reformen 
stellt. Diese Bezeichnungen sind eindeutig mit den Ideen des 
New Public Management assoziiert. Wieweit diese 
Veränderungen das Vertrauen in die staatliche Verwaltung 
seitens der BürgerInnen verbessert haben, ist zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ohne eine richtige Evaluierung nur 
schwer zu sagen.  
 
4 Demographischer Wandel 
Der demographische Wandel und die damit einhergehende 
alternde Gesellschaft bedroht die Funktionsfähigkeit der 
Sozialstaatsysteme der EU-Mitgliedsländer. Das Thema der 
Abhängigkeitsrate29 der Bevölkerungen in den europäischen 
Staaten wird weiter verschärft durch das späte Eintrittsalter in 
den Arbeitsmarkt und das frühe Austrittsalter aus dem 
Erwerbsleben. Safarti weist darauf hin, dass „der Staat und die 
Sozialpartner dem institutionalisierten frühen Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben zu leichtfertig zugestimmt haben und dies als 
die am wenigsten schmerzhafte Lösung des Problems der 
massiven wirtschaftlichen Umstrukturierung und der hohen 
Arbeitslosigkeit in Europa angesehen haben”30.  All dies legt 
den Schluss nahe, dass dieser Umgang mit 
Umstrukturierungen und Downsizing durch alternative Modelle 
ersetzt werden muss, wenn die Länder weiterhin staatliche 
Rentensysteme wollen und gleichzeitig  Kenntnisse und 
Wissen erhalten bleiben sollen.  
 
                                                 
29 Die Abhängigkeitsrate in diesem Kontext ist die Anzahl der Menschen über 65 im 
Verhältnis zur Anzahl der Menschen im Erwerbsalter. 
30  Safarti, H, "Welfare and Labour Market Reforms: A new framework for social 
dialogue and collective bargaining?” European Journal of Industrial Relations 
(276:2003) 
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Eine Reihe von Ländern bezeichnet in dieser Erhebung den 
demographischen Wandel als einen der wichtigsten 
Motivationsfaktoren für Veränderungen. Das gilt sowohl für die 
ArbeitnehmerInnen als auch für die Bevölkerung insgesamt. 
Die Rentensysteme für die Beschäftigten können finanzielle 
Probleme bekommen, wenn das Altersprofil der arbeitenden 
Bevölkerung einen unverhältnismäßig hohen Anteil älterer 
ArbeitnehmerInnen aufweist. In gleicher Weise erfordert ein 
zunehmendes Durchschnittsalter der Erwerbstätigen von der 
Regierung, dass mehr Mittel für adäquate Sozial- und 
Gesundheitsleistungen zur Verfügung gestellt werden. In 
Dänemark wurde die Regierung vor diesem Hintergrund 2007 
gezwungen, ein umfassendes Reformprogramm aufzulegen mit 
dem Ziel, qualitativ hochwertige öffentliche Dienste anzubieten 
und dabei einen besonderen Schwerpunkt auf Sozialdienste zu 
legen. Dreigliedrige Verhandlungen zwischen der Regierung, 
den Beschäftigten im öffentlichen Dienst und den 
Gewerkschaftsverbänden folgten auf dem Fuße und ergaben 
ca. 180 Aktionsvorschläge. Diese Vorschläge wurden sodann 
in den normalen Prozess der Kollektivverhandlungen 
aufgenommen, so dass die Reformen in die 
Kollektivvereinbarungen für den Kommunalsektor und den 
Staatsdienst Eingang fanden, die zum 1. April 2008 neu 
abzuschließen waren. Besonders hervorzuheben sind hier die 
Arbeitszeitvereinbarung, nach der die ArbeitnehmerInnen auf 
eigenen Wunsch länger arbeiten können, und ein 
„Gehaltsbonus“ von 3%, zahlbar an die Beschäftigten, die auch 
nach Erreichen des normalen Rentenalters weiter arbeiten 
wollen. Leider ist aufgrund der kurzen Erfahrungen mit dieser 
Reform noch keine Evaluierung möglich. In Italien haben die 
Sozialpartner den Weg für den Abschluss diverser 
Arbeitszeitvereinbarungen geebnet, familienfreundliche 
„Nachbarschaftsdienste“ und eine verbesserte öffentliche und 
private Infrastruktur31 gehören dazu. 

                                                 
31 ibid 



Kapitel 3: Themen mit Bedeutung für staatliche Verwaltungen 

43 

 

 Erfahrungen in Finnland 
Finnland ist das Land in der EU-27 mit dem am schnellsten 
steigenden Anteil älterer ArbeitnehmerInnen. Das bedeutet, 
dass ein großer Teil der Beschäftigten in der staatlichen 
Verwaltung in absehbarer Zeit das Rentenalter erreicht, und 
dass das Angebot an verfügbaren Arbeitskräften immer kleiner 
wird. Dazu kommt eine verstärkte Nachfrage nach 
Dienstleistungen speziell für die ältere Bevölkerung. Aus 
diesem Grund wurde das Rentensystem in einigen Bereichen 
geändert. Bisherige Vorruhestandsregelungen können nicht 
mehr ohne weiteres in Anspruch genommen werden, und auch 
das Renteneintrittsalter wurde flexibel gestaltet und liegt jetzt 
zwischen 63 und 68. Weitere Maßnahmen zur Verlängerung 
des Berufslebens werden zurzeit auf dreigliedriger Basis 
erörtert, wobei der Schwerpunkt auf der Entwicklung des 
Arbeitslebens liegt. Gleichzeitig suchen die Sozialpartner nach 
Möglichkeiten, bei Rekrutierungskampagnen besonders 
KandidatInnen anzusprechen, die ethnischen Minderheiten 
angehören. Auch Menschen mit Behinderungen sollen verstärkt 
für die staatliche Verwaltung gewonnen werden. Die Regierung 
will erreichen, dass sie im öffentlichen Sektor einen 
repräsentativen Anteil Frauen auf allen Ebenen beschäftigt, 
auch auf den höchsten Managementetagen, und dass 
Lohngleichstellung von Männern und Frauen erreicht wird 
(siehe Kapitel 4). Die Regierung prüft ebenfalls, wie sie 
vorhandene Ressourcen in ihrem gesamten Potenzial nutzen 
kann, zum Beispiel durch die Maximierung des Zugriffs auf 
Personalkompetenzen und auf die Fähigkeiten der bewährten 
MitarbeiterInnen.  
 
Darüber hinaus haben sich die Sozialpartner an Diskussionen 
über die Einführung eines Produktivitätsprogramms der 
staatlichen Verwaltung beteiligt beteiligt, durch das bis 2015 ca. 
15.000 „Arbeitsjahre“ eingespart werden könnten. In der 
staatlichen Verwaltung arbeiten zurzeit 124.000 Personen, und 
vor dem Hintergrund der anrollenden Pensionswelle sollte eine 
Reduzierung möglich sein, wenn nur 2 von 3 durch Wechsel in 
den Ruhestand frei werdende Positionen neu besetzt werden. 
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Die Arbeitsorganisation wird durch besseres Management, 
Wohlergehen und Innovationen am Arbeitsplatz, Weiterbildung, 
Einführung von flexiblen Arbeitsmodellen und einer stärkeren 
und umfassenderen Nutzung von IKT ebenfalls optimiert. 
 

 Erfahrungen in Österreich  
In Österreich führte die geplante Rentenreform zu einem 
Konflikt zwischen den Sozialpartnern. Als aber dann die 
vorgeschlagenen Veränderungen schließlich eingeführt 
wurden, arbeiteten beide Seiten eng zusammen, um die 
Weitergabe von Informationen über die Reform zu maximieren. 
Zu diesem Zweck wurde eine „Renten-Hotline“ eingerichtet, 
und ein Rentenberatungsdienst sollte sicherstellen, dass die 
Beschäftigten umfassend über die Auswirkungen der Reform 
auf ihre Zukunft unterrichtet wurden.  Die Gewerkschaften 
haben nach wie vor Bedenken wegen der Folgen der Reform 
für die jüngeren ArbeitnehmerInnen, und der 
Pensionskassenkollektivvertrag enthält eine Klausel, wonach 
die Rentenbeiträge nach Möglichkeit erhöht werden sollen, 
damit die voraussichtlichen späteren Rentenzahlungen an die 
jetzt jungen ArbeitnehmerInnen verbessert werden können.  
Wie in Finnland hat auch in Österreich das steigende 
Durchschnittsalter der Belegschaften zu einem aktuellen 
Arbeitskräfte- und Qualifikationsmangel geführt, der in Zukunft 
wahrscheinlich weiter zunehmen wird. Die Regierungen haben 
darauf reagiert, indem sie bei der Personalsuche und bei 
Berufsförderungsmaßnahmen auch Personenkreise 
ansprechen, die nicht zu dem klassischen Personalpool 
gehören. Das kann bedeuten, dass mehr Frauen für 
Führungspositionen vorgesehen werden oder dass mehr 
Mitglieder ethnischer Minderheiten und/oder 
ArbeitsmigrantInnen für Positionen in der staatlichen 
Verwaltung gewonnen werden sollen. Solche Strategien 
können zu signifikanten Veränderungen von 
Beschäftigungsbedingungen führen, um die Work-Life-Balance 
zu verbessern oder für Maßnahmen gegen Diskriminierung 
oder Belästigung zu sorgen.    
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5 Haushaltszwänge 
Finanzielle Engpässe sind wichtige Motivationsfaktoren für 
Veränderungen, nicht zuletzt deshalb, weil sie jedes Land, das 
Gegenstand dieser Studie ist, mehr oder weniger stark 
betroffen haben. Neuere Mitgliedsländer aber wie zum Beispiel 
die Tschechische Republik und Bulgarien mussten mit ihren 
Staatshaushalten bestimmte Kriterien erfüllen, um überhaupt 
Mitglied der Europäischen Union werden zu können. Das 
bedeutet eine Verringerung der öffentlichen Ausgaben der 
Zentralregierung mit einem potenziellen Dominoeffekt und 
ebenfalls geringeren Ausgaben für die Erbringung öffentlicher 
Dienste. Diese Zwänge können sich von Land zu Land und im 
Laufe der Zeit beträchtlich voneinander unterscheiden. In 
Deutschland zum Beispiel erlebte der öffentliche Sektor nach 
der Wiedervereinigung ein Jahrzehnt der knappen Kassen, dies 
war jedoch im Hinblick auf die Reformen der letzten Jahre bei 
weitem nicht der entscheidende Faktor. Im VK waren strikte 
Finanzvorgaben während der konservativen Regierungen in 
den 1980er und 1990er Jahren an der Tagesordnung, und erst 
die Labourregierung hat hier gegen Ende des letzten 
Jahrhunderts die Zügel wieder etwas gelockert.  Es gab 
mehrere Jahre mit einer signifikanten Zunahme öffentlicher 
Ausgaben, aber nach der Veröffentlichung des Gershon-
Berichts 2004  wurden Outsourcing und Personalabbau im 
öffentlichern Sektor wieder äußerst populäre Maßnahmen. In 
Spanien ging es nach einem Regierungswechsel im Jahre 
2000 bei den Reformen in erster Linie um Kostenkontrolle und 
Personalabbau auf allen Regierungsebenen. Das war ebenfalls 
der Fall in Portugal, wo der 2005 begonnene Reformprozess 
auf den Abbau der öffentlichen Verschuldung und auf mehr 
Effizienz in der öffentlichen Verwaltung abzielte. Die 
österreichische Regierung hat den Schwerpunkt bei der 
Leistungsmessung ihrer Dienststellen vom Input auf den Output 
verlegt. Erreicht wurde dies durch die Einführung des 
„Performance Budgets“ (Leistungsbudgets) mit 
Leistungsindikatoren, die bestimmend sind für die zukünftigen 
Budgets von Dienststellen. 
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6 Technologische Innovation 
E-Government zeigt Wirkungen in praktisch allen 15 Ländern 
und hat die Aufgabe, die Erbringung von Dienstleistungen zu 
verbessern und Kosten zu reduzieren. Im Jahre 2006 hat die 
deutsche Regierung ein Paket mit Vorschlägen im Rahmen 
ihrer Publikation „Umsetzungsplan 2009 – Zukunftsorientierte 
Verwaltung durch Innovationen“ veröffentlicht. Zu den 
konkreten Vorschlägen zur Verbesserung die 
Dienstleistungserbringung zählten 25 spezielle Leistungen der 
Bundesverwaltung, die mit E-Government in Verbindung 
gebracht werden. Gerade in Deutschland hat es eine 
signifikante Steigerung beim IT-Einsatz zur Verbesserung der 
Effizienz gegeben, womit „Effizienz“ und nicht die IT selbst zum 
wichtigsten Motivationsfaktor geworden ist. Anders formuliert 
bedeutet das, dass aus deutscher Sicht nicht das E-
Government selbst die treibende Kraft hinter Veränderungen ist 
und eine besondere Antwort verlangt, sondern dass es die 
kontinuierliche Erwartung eines besseren 
Dienstleistungsangebots sowie die Forderung nach mehr 
Effizienz und Effektivität zwingend erforderlich machen, dass 
die Verwaltungen das vollständige IT-Potenzial nutzen.   
 
Im gleichen Jahr hat eine Studie der Europäischen Kommission 
über 20 öffentliche Dienste in allen europäischen 
Mitgliedstaaten gezeigt, dass Österreich in Europa an erster 
Stelle bei der Einführung von E-Government steht. Österreich 
hat im Jahre 2004 ein E-Government-Gesetz erlassen und 
damit den Weg für die Einführung von Bürgerkarten geebnet. 
Damit kann jede/r BürgerIn per sicherer Transaktion über das 
Internet mit der Regierung kommunizieren und 
Verwaltungsverfahren und Amtswege elektronisch abwickeln.   
 
Belgien hat ebenfalls eine E-Initiative eingeführt und verfügt 
mit der Electronic Identity Card (eID Card) über die größte 
landesweit einheitliche E-Government-Plattform. Bis 2009 
werden alle belgischen BürgerInnen ab 12 Jahre ihre eigene 
eID-Card haben, in Belgien wird es damit mehr als 8 Millionen 
Karteninhaber geben. Die Einführung der eID-Card in Belgien 
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erfolgte vor dem Hintergrund einer rasanten technologischen 
Entwicklung, so dass E-Government schnell ein Thema für die 
Regierungen in Europa wurde. Diese elektronischen eID-Cards 
werden nach UNPAN32 dazu benutzt, um Anwendungen wie 
Online-Einkommenssteuererklärungen, Ärzteterminplanung, 
Online-Anträge für Anmeldebescheinigungen, sichere Chat-
Rooms sowie operative Anwendungen wie Online-Banking 
durchführen zu können. 
 
Im Jahre 2007 hat die portugiesische staatliche Verwaltung 
eine „Bürgerkarte“ entwickelt, die für alle BürgerInnen ab 6 
Jahre zwingend vorgeschrieben ist. Diese neue Karte ist eine 
Kombination aus dem bisherigen Personalausweis, 
Steuerkarte, Wahlkarte, Sozialversicherungskarte und 
Krankenversicherungskarte und ermöglicht die Identifizierung 
der BürgerInnen durch die öffentliche Verwaltung und durch 
private Organisationen.   
 
7 Gleichstellung und Vielfalt 
Die in einer Organisation tätigen MitarbeiterInnen sind 
zweifellos ein Aktivposten, wenn es um die positive Darstellung 
dieser Organisation als attraktiver Arbeitsplatz geht. Diejenigen 
Beschäftigten, die also gerne für eine staatliche Verwaltung 
arbeiten, sollten als „Rekrutierungs-Incentive“ für potenzielle 
Staatsbedienstete gesehen werden. Falls außerdem die 
ArbeitnehmerInnen innerhalb einer staatlichen Verwaltung 
repräsentativ für die weitere Bevölkerung sind, der die dienen, 
dann können sich auch die NutzerInnen dieser 
Dienstleistungen mit diesen Personen identifizieren. Die 
Diversität einer Belegschaft als Ergebnis einer gezielten 
Rekrutierungsstrategie ist besonders in einer 
Arbeitsumgebung, in der Dienstleistungen im persönlichen 
Kontakt erbracht werden, als positiv anzusehen.   
 
Als Reaktion auf die sich ändernde Zusammensetzung der 
Bevölkerung in einer Reihe von Staaten mussten die 
                                                 
32 UNPAN ist das Netzwerk der Vereinten Nationen zu Fragen der Öffentlichen 
Verwaltung und Finanzen (siehe http://www.unpan.org/) 
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Regierungen Reformen einführen, um Chancengleichheit für 
Frauen, ethnische Minderheiten und andere unterrepräsentierte 
Gruppen zu erreichen. Einige Beispiele dafür haben wir weiter 
oben unter dem Stichwort demographischer Wandel 
beschrieben. In Belgien hat die Regierung mit der Einführung 
von Maßnahmen begonnen, um die Wahrnehmung der 
staatlichen Verwaltung als attraktiver Arbeitgeber zu 
verbessern und besondere Zielgruppen wie Menschen mit 
Behinderungen und ArbeitsmigrantInnen anzusprechen. Damit 
soll erreicht werden, dass die Beschäftigten in der staatlichen 
Verwaltung von ihrem Personenprofil her eine möglichst 
weitgehende Entsprechung mit der Bevölkerung insgesamt 
haben. 
 
8 Kollektivverhandlungen 
Kollektivverhandlungen haben sich innerhalb der letzten zehn 
Jahre auf vielfältige Weise verändert, wobei Länder wie 
Deutschland, Spanien, Finnland, Dänemark und Schweden 
als Länder herausragen, in denen die Arbeitgeber die 
Strukturen und Prozesse des Sozialdialogs als zentrale 
Bestandteile des Reformprozesses anerkannt haben. Das 
bedeutet nicht, dass die Beziehungen zwischen den 
Sozialpartnern konfliktfrei sind.  Die Reform der Arbeitszeit in 
Deutschland zum Beispiel hat zu einigen signifikanten 
Veränderungen der Work-Life-Balance geführt, aber die 
Forderungen der Arbeitgeber nach längeren Arbeitszeiten sind 
auf erheblichen Widerstand seitens der Gewerkschaften 
gestoßen, und die daraufhin folgenden 
Tarifauseinandersetzungen haben dazu geführt, dass die 
Arbeitgeber ihre ursprünglich geforderten 
Arbeitszeitverlängerungen nicht in der gewünschten Form 
durchsetzen konnten. 
 

 Erfahrungen in Skandinavien  
In Finnland, Dänemark und Schweden gibt es bereits starke 
Mechanismen und Strukturen für einen effektiven Prozess der 
Konsultationen und Verhandlungen über die Umsetzung von 
Reformen. Dieses Modell, das Konsultationen als einen 
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positiven Prozess ansieht, führt zu einer echten 
Sozialpartnerschaft. In der Tat zeigt die Reform der 
Vergütungsstrukturen für viele Angestellte im schwedischen 
Staatssektor mit signifikanten Veränderungen in Richtung 
individualisierter Entgeltregelungen, dass starke Traditionen im 
Bereich der Kollektivverhandlungen und ein hoher 
gewerkschaftlicher Organisationsgrad und eine gute 
Organisation am Arbeitsplatz radikale Änderungen der 
Beschäftigungsbedingungen vereinfachen können. 
 
9 Mitarbeiterkompetenzen und lebenslanges Lernen 
Bedarfsgerechte Anpassungen der Qualifikation und 
lebenslanges Lernen entsprechend den Vorgaben der 
Lissabonner Strategie33 sind in dem Maße immer wichtiger 
geworden, wie die Regierungen den Output ihrer Beschäftigten 
maximieren wollen. Als Reaktion auf die Reformen hat eine 
Reihe von staatlichen Arbeitgebern Aus- und 
Weiterbildungsprogramme eingeführt, um den MitarbeiterInnen 
diejenigen Qualifikationen zu vermitteln, die für die Erbringung 
qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste gefragt sind.  Dieser 
Prozess wurde mit Einbindung der Sozialpartner in Angriff 
genommen und ist eine wichtige Dimension des 
Sozialdialogprozesses. 1955 hat ein Bericht des Institute for 
Public Policy Research34 für das Vereinigte Königreich 
festgestellt, dass diejenigen mit dem höchsten Bedarf an 
Weiterqualifizierung diejenigen mit der geringsten Chance sind, 
entsprechende Angebote zu erhalten. Es lässt sich nicht 
definitiv feststellen, ob sich diese Situation geändert hat oder 
ob diese Aussage auch generell für die andere EU-
Mitgliedstaaten gilt, aber diese Studie (wenn auch über zehn 
Jahre alt) wirft einige wichtige Fragen im Hinblick auf die 
Weiterbildungspolitik und auf die Rolle eines guten sozialen 
                                                 
33 Die Lissabonner Strategie wurde im März 2000 vom Europäischen Rat 
angenommen und hat das Ziel, die EU „bis 2010 „zum wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt werden, einem 
Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und 
besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erreichen ".  
 
34 Machin, S and Wilkinson, D, “Employee Training: Unequal Access and Economic 
Performance”, IPPR (1995) 
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Dialogs bei Entscheidungen darüber auf, wer für 
Weiterqualifizierungsmaßnahmen in Frage kommt und welche 
Art der Ausbildung vermittelt wird.  
 
10 Arbeitsplatzverluste 
Eine Reihe von Staaten war sich darüber im Klaren, dass es im 
Zuge einer Reform der staatlichen Verwaltung zu 
Arbeitsplatzverlusten kommen würde. In Portugal zum Beispiel 
gelang der staatlichen Verwaltung in den Jahren 2006 bis 2008 
ein umfangreicher Personalabbau allein durch natürlichen 
Arbeitskräfteabgang und den Grundsatz, für zwei frei werdende 
Personalstellen nur noch eine neue Arbeitskraft einzustellen. 
Es wurde ein neuer „Mobilitäts“- bzw. „Versetzungsplan“ 
eingeführt, wonach die von Umstrukturierungen betroffenen 
Beschäftigten auf andere Posten versetzt werden oder – wenn 
keine vorhanden sind – mit Lohnkürzungen nach Hause 
geschickt werden. Zwar behaupten die Arbeitgeber, dass im 
Rahmen dieses Plans Beschäftigte wieder in den Staatsdienst 
zurückkehren können, sobald dort neue Arbeitsplätze zur 
Verfügung stünden. Die Gewerkschaften haben aber 
Bedenken, dass dies nicht geschehen wird, da tendenziell eher 
jüngere Arbeitskräfte mit niedrigerem Entgelt eingestellt 
werden. 
 

 Erfahrungen im VK  
Laut eigenem Bericht der Regierung des VK bestand die 
Aufgabe darin, im Staatsdienst bis zu 140.000 Stellen zu 
streichen. Allerdings wurde dieser Stellenabbau zunächst ohne 
jede Konsultation mit den Gewerkschaften angekündigt.  Dies 
provozierte einen öffentlichen Proteststurm, und die Public and 
Commercial Services Union (PCS), der die Mehrheit der 
Gewerkschaftsmitglieder im Staatsdienst angeschlossen ist, 
ergriff Arbeitskampfmaßnahmen, nachdem sich die Kunde von 
dem geplanten Arbeitsplatzabbau verbreitet hatte. Die 
Gewerkschaft geht davon aus, dass dies Druck auf die 
Regierung ausgeübt und zu einer Verhaltensänderung geführt 
hat.   
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Zum Glück bestanden zwischen der Gewerkschaft und dem 
staatlichen Arbeitgeber gute Arbeitsbeziehungen, und die 
Reaktion auf die von der Regierung angekündigten massiven 
Arbeitsplatzverluste konnte in gewisser Weise nachvollzogen 
werden. Dies war eine gute Voraussetzung für die Parteien, 
sich konstruktiv mit der Situation zu befassen und den bereits 
entstandenen Schaden zu begrenzen. Dieses Beispiel zeigt 
ganz eindeutig, warum die staatlichen Verwaltungen bereits zu 
einem möglichst frühen Zeitpunkt mit Konsultationen beginnen 
müssen. Verhaltensweisen, die auf eine Diskussion eines 
bevorstehenden umfangreichen Stellenabbaus meinen 
verzichten zu können, führen in keiner Weise zu einer Stärkung 
des Vertrauens innerhalb der Beziehungen zwischen 
Arbeitgeber und ArbeitnehmerInnen.      
 
Natürlicher Arbeitskräfteabgang, Umgruppierung von 
Arbeitskräften und das freiwillige Ausscheiden aus dem 
Staatsdienst haben eine wichtige Rolle beim Erreichen der 
Personalabbauziele gespielt. Aufgrund der Vereinbarungen 
zwischen den Gewerkschaften und der Regierung ist es relativ 
teuer, Staatsbedienstete zu entlassen, und auch dieser 
Umstand spielte eine wichtige Rolle, die Parteien gemeinsam 
an den Verhandlungstisch zu bringen und mit Gesprächen über 
die Vorschläge der Regierung zu beginnen. 
  
11 Arbeitszeit und vertragliche Neugestaltungen 
Die Änderung des Status von BeamtInnen oder die 
Verringerung ihrer Zahl sowie die Einstellung von mehr 
Beschäftigten ohne Beamtenstatus war in einigen Ländern die 
Antwort auf die Reform. In Österreich hat die Regierung den 
Anteil der Vertragsbediensteten (die einen ähnlichen Status 
haben wie die Angestellten in der Privatwirtschaft) an der 
Gesamtbeschäftigtenzahl in der öffentlichen Verwaltung erhöht 
und gleichzeitig die Zahl der BeamtInnen verringert. Allerdings 
gab es Widerstände gegen diese Reform mit der Begründung, 
sie gefährde die Unparteilichkeit der Staatsbediensteten und 
sei nicht im Interesse des Staates. Seit Anfang 2007 hat die 
Mehrheit der Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung 
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Portugals keinen Beamtenstatus mehr. Ihr 
Beschäftigungsverhältnis richtet sich jetzt nach den 
allgemeinen Arbeitsverträgen im öffentlichen Sektor und 
entspricht damit mehr dem Arbeitsgesetzbuch mit den 
erforderlichen Anpassungen zur Bewahrung öffentlicher 
Interessen.   
 
Die Reform des sozialen Dialogs war eine Priorität für die 
derzeitige staatliche Verwaltung in Frankreich und wurde mit 
der Zustimmung von sechs der acht Gewerkschaftsverbände 
durchgeführt. Die Reform des deutschen Staatsdienstes 
erfolgte unter der Voraussetzung, dass sich die 
Einkommenssituation der Beschäftigten nicht verschlechtern 
durfte. Darüber hinaus wies das Strategiepapier der Regierung 
nachdrücklich darauf hin, dass gute öffentliche Dienste nur mit 
qualifizierten, motivierten und effizienten MitarbeiterInnen 
erbracht werden können und dass dies nur durch Transparenz 
im Reformprozess und eine klar definierte Rolle der 
Kollektivverhandlungen zu erreichen ist.  
 
Trotz der Initiativen der slowenischen Regierung, den 
öffentlichen Sektor im Prinzip nach den Strukturen der 
Privatwirtschaft auszurichten, hat sie keinerlei Anstalten 
getroffen, dies durch substanzielle Privatisierungen und 
Outsourcing zu erreichen. Die Regierung hat sich vielmehr 
gegen die Auslagerung von IT-Diensten ausgesprochen und 
umfassend in diesen Bereich investiert. 
 
12 Änderung der Beschäftigungsbedingungen 
Die Änderung der Beschäftigungsbedingungen ist – wenn sie 
vom Personal als eine Verschlechterung der bisherigen 
Situation wahrgenommen wird – ein heikles Thema, das die 
Beziehungen zwischen den Sozialpartnern schwer belasten 
kann. Ein guter sozialer Dialog ist deshalb extrem wichtig, 
damit die Beschäftigten diese Veränderungen als notwendig 
erkennen. Der gesamte Dialog während dieses Prozesses 
muss deshalb transparent und in aller Offenheit erfolgen. Zu 
Spannungen wird es immer dann kommen, wenn die 
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ArbeitnehmerInnen Angst vor diesen Veränderungen haben, 
und die Unterlassung rechtzeitiger Unterrichtungen und 
Anhörungen wird dieses Problem zusätzlich verschärfen. Ist 
das Vertrauen in das Beschäftigungsverhältnis erst einmal 
zerstört, ist es äußerst schwierig, dieses Vertrauen noch einmal 
zurückzugewinnen.  
 
13 Rentenreform 
Aufgrund der hohen Kosten für die Altersvorsorge der 
Staatsbediensteten, des Altersprofils der Beschäftigten in der 
staatlichen Verwaltung und der finanziellen Engpässe haben 
Regierungen überall in Europa damit begonnen, die 
Pensionsregelungen für das Personal in der staatlichen 
Verwaltung auf den Prüfstand zu stellen. Die Regierungen in 
Frankreich und Portugal haben eine Reform der 
Altersversorgung der Beschäftigten im Staatsdienst in Angriff 
genommen und nach dem Vorbild der Privatwirtschaft neu 
aufgestellt. Die Rentenreform in Österreich hat zu erheblichen 
Protesten und Unruhen geführt, da die Regierung die 
Altersversorgung im öffentlichen Sektor mit den Renten in der 
Privatwirtschaft harmonisieren wollte. Diese Veränderung hat 
dazu geführt, dass zukünftige Staatsbedienstete im Alter 
geringere Bezüge erhalten werden.   
 
Die später folgende Fallstudie über die Reform der 
Altersversorgung im öffentlichen Sektor in Frankreich zeigt, 
wie wichtig der soziale Dialog ist. Während der vergangenen 15 
Jahre haben diverse französische Regierungen versucht, die 
Rentenregelungen für den öffentlichen Dienst so zu 
reformieren, dass sie dem System in der Privatwirtschaft 
entsprechen. Im Jahre 2003 hat die Regierung von Jean-Pierre 
Raffarin schließlich eine entsprechende Reform durchgeführt. 
Dies erfolgte jedoch im Rahmen von Anhörung und 
Unterrichtung mit den Gewerkschaften – eine Maßnahme, die 
frühere Regierungen unterlassen hatten.  
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14 Auswirkungen europäischer Rechtsvorschriften 
In den letzten Jahren hat die Europäische Kommission eine 
Reihe von Maßnahmen durchgeführt, die Auswirkungen auf 
das Arbeitsleben der Menschen in allen EU-Mitgliedstaaten 
hatten und an die sich die staatlichen Verwaltungen als 
Arbeitgeber halten müssen. Abgesehen von einigen anderen 
Rechtsinstrumenten, die nicht unmittelbar mit dem 
vorliegenden Bericht zu tun haben, handelt es sich um folgende 
Vorgaben: 
• Recht der ArbeitnehmerInnen auf Anhörung und 

Unterrichtung zu wichtigen Fragen, die ihre Arbeit 
betreffen, und Recht der BürgerInnen auf eine gute 
Verwaltung 

• Maßnahmen zur Verbesserung von Gleichstellung und 
Vielfalt auf der Arbeit  

• Verpflichtung, die Qualifizierung und Kompetenzen aller 
BürgerInnen in den EU-Mitgliedstaaten bis 2010 zu 
verbessern 

• Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2020. 
 
Diese Themen werden als zentrale Voraussetzung dafür 
angesehen, dass die EU ihre Wettbewerbsfähigkeit erhält. Die 
Europäische Kommission hat dabei die wichtige Rolle 
hervorgehoben, die der soziale Dialog bei der Förderung dieser 
Maßnahmen und besonders bei der Förderung guter 
Arbeitsbedingungen in den EU-Mitgliedstaaten spielen kann.  
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Kapitel 4: Sozialer Dialog und Bewältigung des 
Wandels 
 
Einleitung 
Dieses Kapitel beschreibt die Ergebnisse der Studie im Hinblick 
auf die Rolle des sozialen Dialogs bei der Bewältigung des 
Wandels innerhalb der staatlichen Verwaltungen der Länder, 
die Gegenstand der Studie waren. Das Kapitel beschreibt 
ebenfalls bewährte Praktiken für die Förderung der Grundsätze 
Unterrichtung, Anhörung und Transparenz im Zusammenhang 
mit den Themen Gleichheit und Vielfalt sowie Kompetenzen 
und Weiterbildung.   
 
Die staatlichen Verwaltungen in Europa haben es sich – wie 
übrigens auch andere Teile des öffentlichen Sektors – zur 
prioritären Aufgabe gemacht, ihre Dienstleistungen zu 
verbessern und den SteuerzahlerInnen ein besseres Preis-
Leistungsverhältnis zu bieten. Tatsächlich scheint der 
öffentliche Sektor insgesamt in einem von konstanten 
Veränderungen geprägten Szenario zu operieren und muss 
dabei Herausforderungen bewältigen, die sich aus einer Reihe 
substanzieller Trends ergeben haben. Dazu gehören der 
demographische Wandel in der Bevölkerung, die Verbesserung 
von Dienstleistungen mit Hilfe neuer Technologien und die 
Erfüllung der Wünsche und Forderungen der BürgerInnen. 
Gleichzeitig müssen die öffentlichen Verwaltungen ein 
Bewusstsein für die Bedeutung von Themen wie Gleichheit und 
Vielfalt, sozialer Dialog und Weiterbildung schaffen, da diese 
für die Verbesserung der Dienstleistungserbringung von 
entscheidender Bedeutung sind, unterstützen und belegen sie 
doch das Ziel der staatlichen Verwaltung, sowohl Personal zu 
rekrutieren und zu binden, das repräsentativ ist für die 
Gesellschaft allgemein, als auch den SteuerzahlerInnen einen 
„Mehrwert“ für ihre gezahlten Beiträge zu bieten. 
 
Während der vergangenen zwei Jahrzehnte haben die 
staatlichen Verwaltungen ihre Art und Weise der 
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Dienstleistungserbringung und ihr Personalmanagement 
grundlegend reformiert. Viele der Länder in diesem Bericht 
haben ähnliche Veränderungsprozesse durchlaufen, wobei sich 
die Motivationsfaktoren der 15 Länder lediglich in der ihnen 
zugemessenen Bedeutung unterscheiden. Eine Reihe von 
Ländern gab zum Beispiel an, dass der demographische 
Wandel innerhalb der Personalstrukturen oder auch in der 
Bevölkerung, für die die staatliche Verwaltung da ist, ein 
wichtiger Faktor bei der Einführung neuer Formen der 
Arbeitsorganisation und neuer Beschäftigungsbedingungen 
war. Die spezifische Reaktion darauf fiel jedoch in den 
einzelnen Ländern völlig unterschiedlich aus. In Dänemark und 
Portugal wurde eine Reihe von Maßnahmen eingeführt, um die 
Bindung älterer ArbeitnehmerInnen durch spezielle 
Maßnahmen zu verbessern, mit denen ihnen eine 
Weiterbeschäftigung auch über das offizielle Rentenalter 
hinaus schmackhaft gemacht wird. Im Gegensatz dazu waren 
in Österreich die Auswirkungen des demographischen 
Wandels am Arbeitsplatz auf die Rentensysteme ein brisantes 
Thema für den sozialen Dialog. Die in der Altersversorgung für 
den öffentlichen Dienst eingeführten Veränderungen haben 
eine Annäherung an die Renten in der Privatwirtschaft zur 
Folge. Daraus entstand einer der schärfsten Konflikte zwischen 
Gewerkschaften und Arbeitgebern in Österreich seit Jahren, 
der aber schließlich durch die Zusammenarbeit der 
Sozialpartner, eine gemeinsame Bewältigung der Umsetzung 
der Reform und die Konsultation mit den ArbeitnehmerInnen 
gelöst werden konnte. Parallel zu diesen Entwicklungen 
beschreiben wir in diesem Kapitel, dass in einigen Ländern die 
Förderung der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
und/oder zwischen Einheimischen und Staatsangehörigen 
anderer EU-Mitgliedstaaten Teil einer umfassenderen Strategie 
geworden ist, MitarbeiterInnen zu rekrutieren und zu binden. 
Dies deutet darauf hin, dass Reformen der Rentensysteme 
nicht die einzige Antwort auf den demographischen Wandel 
sind. 
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Viele dieser Trends, Herausforderungen und Chancen sind 
internen Ursprungs, andere haben externe Ursachen. Einige 
können von den Sozialpartnern gesteuert werden, zum Beispiel 
Qualifizierung und Weiterbildung, andere wie der 
demographische Wandel können allenfalls gemanagt werden. 
Es ist of problematisch, eine klare Abgrenzung zwischen den 
Motivationsfaktoren und den Antworten darauf zu ziehen. Das 
New Public Management zum Beispiel wird von allen Ländern, 
die Gegenstand der Studie waren, als treibende Kraft gesehen. 
Der Prozess des Mitarbeitermanagements und der Messung 
ihres Outputs ist jedoch auf die grundlegende Sicht 
zurückzuführen, dass der öffentliche Sektor ein Abbild der 
Privatwirtschaft sein sollte; New Public Management wurde 
deshalb oft als Ergebnis eines grundsätzlichen 
Paradigmenwandels in der öffentlichen Verwaltung eingeführt.  
 
Insgesamt werden die Konsultationen zwischen den 
Sozialpartnern von den TeilnehmerInnen der Studie als eine 
positive Aktivität angesehen; dies ist definitiv der Fall in 
Deutschland, Spanien, Finnland, Dänemark Portugal und 
Schweden.  Es gibt andere Länder in der Studie, in denen es 
de jure keine adäquaten Instrumente zur Förderung des 
sozialen Dialogs gibt, die Sozialpartner aber trotzdem diesen 
Dialog suchen und gute Beziehungen miteinander pflegen. 
Dies gilt zum Beispiel für die ArbeitgebervertreterInnen und die 
Gewerkschaftsbeauftragten in der staatlichen Verwaltung des 
VK. 
 
Unterrichtung, Anhörung und Transparenz 
Diese drei Punkte sind das Fundament eines guten sozialen 
Dialogs. Es soll hier noch einmal darauf hingewiesen werden, 
dass zwar eine Reihe der an der Studie beteiligten Staaten 
ihren BeamtInnen das Recht verwehren, mit ihrem Arbeitgeber 
formelle Kollektivverhandlungen zu führen, dass dies jedoch 
nicht als Vorwand zu sehen ist, einen vernünftigen sozialen 
Dialog mit Anhörung und Unterrichtung zu vermeiden. Der 
Sozialdialog ist im Gegenteil ein Prozess, der als zentraler 
Bestandteil jedes Beschäftigungsverhältnisses zu sehen ist. 
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Besonders für diejenigen Teile der Beschäftigten in der 
staatlichen Verwaltung, die von Kollektivverhandlungen 
ausgeschlossen sind, ist der soziale Dialog von größter 
Bedeutung.  
 
Die Rolle der dänischen Gewerkschaften und Arbeitgeber in 
der staatlichen Verwaltung und die Umsetzung der 
europäischen branchenübergreifenden Vereinbarung gegen 
arbeitsbedingten Stress bieten ein gutes Beispiel dafür, wie 
diese Faktoren im sozialen Dialog verankert werden können 
und dabei zu konkreten und guten Ergebnissen für die 
staatlichen Verwaltungen und ihre Beschäftigten führen 
können. Die Europäische Kommission hat ausdrücklich auf den 
Bedarf an aussagekräftigen Informationen in einer 27 Mitglieder 
starken EU sowie auf die Bedeutung bewährter Praktiken 
hingewiesen, um etwas gegen arbeitsbedingten Stress 
unternehmen zu können. Das wichtigste Rechtsinstrument für 
das Wohlergehen am Arbeitsplatz ist die 
Rahmenrichtlinie 89/391/EEG (1989) über die Durchführung 
von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit, darin 
wird ein Berichtssystem gefordert, mit dessen Hilfe die 
Mitgliedstaaten der Kommission über die praktische 
Durchführung der Richtlinie berichten müssen.   
 

 Erfahrungen in Dänemark 
In Dänemark legt das sowohl von den Gewerkschaften als 
auch den Arbeitgebern genehmigte Durchführungsmodell die 
Methoden für die Umsetzung europäischer Richtlinien und 
Abkommen durch Kollektivvereinbarungen fest. Die 
Durchführung der europäischen Rahmenvereinbarung über 
arbeitsbedingten Stress wurde während der Neuverhandlung 
der Kollektivvereinbarung 2005 in Angriff genommen.   
 
Die „Kooperationsvereinbarung“ hat folgende Ziele: 
• Festlegung eines Rahmens für die Zusammenarbeit 

zwischen Management und MitarbeiterInnen, um die 
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Beschäftigten in die Arbeit an den betrieblichen Zielen 
und Strategien einzubinden; 

• Festlegung eines personalpolitischen Rahmens zur 
Förderung der Kompetenzentwicklung und damit zur 
Förderung der Bereitschaft und Motivation, sich für 
betriebliche Ziele einzusetzen; 

• Beitrag zur Herstellung optimaler Arbeitsbedingungen und 
eines guten Arbeitsumfeldes 

 
Darüber hinaus haben die Sozialpartner ein gemeinsames 
Kooperationssekretariat eingerichtet, dessen Aufgabe darin 
besteht, die Arbeit der gemeinsamen Beratungsausschüsse 
durch umfassende Informationen zu fördern, die Sozialpartner 
zu beraten und die Ausschussmitglieder zu unterweisen. Das 
Sekretariat ist ebenfalls für das Hosting einer Website für 
Kooperationsfragen zuständig, dort sind ein gemeinsamer 
Leitfaden zur Vermeidung von arbeitsbedingtem Stress sowie 
spezielle Fälle und Beispiele aus dem Staatssektor zu finden. 
Zu gemeinsamen Folgeinitiativen auf staatlicher 
Verwaltungsebene gehören Informationstagungen für die 
Mitglieder der Kooperationsausschüsse, die Produktion von 
Leitlinien für die Ausschussmitglieder über arbeitsbedingten 
Stress sowie ein „Stressbarometer“ als Möglichkeit für die 
Messung der eigenen Stressbelastung.   
 
Trotz aller guten Initiativen der Sozialpartner handelt es sich 
immer um einen „lernenden Prozess“, und auch die vorliegende 
Fallstudie ist keine Ausnahme. Die dänischen Sozialpartner 
haben auf Arbeitsplatzebene eine Reihe von wichtigen 
Erkenntnissen benannt, die in Zukunft zu berücksichtigen sind:  
• Einbindung aller wichtigen Beteiligten bereits ab einem 

frühen Zeitpunkt in den Prozess 
• Ausreichend Zeit zu Erörterung des Themas einschließlich 

der Unterscheidung zwischen „positiven“ und „negativen“ 
Themen 

• Sicherung der Unterstützung und aktiven Beteiligung des 
Managements 
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• Einbindung der Grundsätze der Stressbewältigung in den 
normalen täglichen Arbeitsablauf 

 
Die grundlegenden Veränderungen, die zur Entschärfung der 
demographischen Lage in Finnland (Kapitel 3) erforderlich 
waren, wurden zwischen den Sozialpartnern ausführlich 
erörtert. In Finnland sind alle Gesetze und sogar Leitlinien 
zunächst Gegenstand ausführlicher Gespräche zwischen den 
Sozialpartnern auf dreigliedriger Grundlage auf nationaler 
Ebene und der Ebene der Organisation, Dienststelle oder 
Kommune.    
 
Das nachstehende Beispiel zeigt, wie innovativ die 
schwedischen Sozialpartner zusammen an einer Anreicherung 
des sozialen Dialogs arbeiten und die Prinzipien Unterrichtung, 
Anhörung und Transparenz fördern.  
 

 Erfahrungen in Schweden 
Schweden kann auf eine lange Tradition intensiver 
Zusammenarbeit der Sozialpartner im Arbeitsmarkt 
zurückblicken, um das Arbeitsumfeld zu verbessern und um 
produktive und effiziente Arbeitsplätze zu schaffen. Der Rat der 
Sozialpartner für die gemeinsame Unterstützung des 
Staatssektors (Partsrådet) arbeitet den Sozialpartnern 
innerhalb der schwedischen staatlichen Verwaltung zu. Der Rat 
hat einen Fonds aufgelegt, um die gemeinsame lokale 
Entwicklung und Durchführung zentraler Vereinbarungen zu 
unterstützen. Diese Aktivitäten umfassen den gesamten 
Regierungssektor mit insgesamt ca. 240.000 Beschäftigten (ca. 
6% des schwedischen Arbeitsmarktes). Die Partner im Rat sind 
die Behörde für öffentliche Arbeitgeber (Arbetsgivarverket) und 
die Gewerkschaftsorganisationen für den Staatssektor OFR 
(Verhandlungsrat für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst), 
SACO-S (Dachorganisation der schwedischen 
Akademikergewerkschaften) und SEKO (Gewerkschaft für den 
Dienstleistungs- und Kommunikationssektor) 
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Der Rat hat die Aufgabe, lokale gemeinsame 
Entwicklungsinitiativen durch finanzielle Unterstützung zu 
fördern, Netzwerke zwischen Regierungsstellen aufzubauen, 
Leitlinien und Bücher zu erarbeiten sowie Seminare und 
Konferenzen zu veranstalten. Alle diese Aktivitäten beruhen auf 
der Zusammenarbeit zwischen den Sozialpartnern sowohl auf 
der lokalen wie auch der zentralen Ebene. Die VertreterInnen 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen bilden 
Lenkungsausschüsse und arbeiten gemeinsam in lokalen und 
zentralen Projekten. Der Rat hat Mittel für das 
Projektmanagement, für Dokumentationen und Evaluierung 
bereit gestellt, und auch die lokalen Institutionen stellen für 
gewöhnlich eigene Mittel zur Verfügung, um an 
Entwicklungsprojekten teilnehmen zu können. In dem Bericht 
liegt der Schwerpunkt auf der Frühphase des Wandels und 
dass vor der Durchführung von Veränderungen alle 
Beschäftigten „verstehen müssen, dass dieser Wandel eine 
Notwendigkeit ist … sie sollen das Gefühl haben, an der 
Entwicklung beteiligt zu sein, und sie haben die Fähigkeiten, 
diese Veränderungen in ihrer täglichen Arbeit umzusetzen”35. 
Die Publikation hält ebenfalls fest, dass der Prozess des 
Wandels die Zusammenarbeit mit den ArbeitnehmerInnen 
beinhaltet um zu erreichen, dass sie bereits im Vorfeld der 
Veränderungen informiert werden und sowohl über ihre 
Gewerkschaften als auch als Einzelpersonen involviert werden.    

 
Im vergangenen Jahr hat der Rat seine Prioritäten geändert 
und befasst sich jetzt in erster Linie mit den Hauptthemen der 
Sozialpartner in der staatlichen Verwaltung, zum Beispiel 
Kooperation am Arbeitsplatz, lokale Lohnfindung, Dialog, 
zunehmende Individualisierung bei Entgeltvereinbarungen und 
Gleichstellung der Geschlechter.  
 

 Erfahrungen in Frankreich  
Diese Fallstudie aus Frankreich zeigt, warum es für die 
Arbeitgeber so wichtig ist, die zuständigen Gewerkschaften zu 
                                                 
35 “See the Individual in the Business – Group Diversity as an Asset”, The 
Development Council for the Government Sector (2007) 
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unterrichten und anzuhören und mit ihnen zu verhandeln, und 
dass Transparenz innerhalb dieses gesamten Prozesses für 
alle Beteiligten einen erheblichen Zusatznutzen hat. Als die 
Regierung den ersten Versuch startete, das Rentensystem für 
die Beschäftigten im öffentlichen Sektor zu ändern, gab es 
kaum einen Dialog zwischen den Sozialpartnern. Das Ergebnis 
waren Feindseligkeiten und ein umfassender Generalstreik im 
gesamten öffentlichen Sektor, der die französische Wirtschaft 
lahm legte. Die nachfolgenden Regierungen haben daraus ihre 
Lehren gezogen, und einige Jahre später, als der Staat gezielt 
die Beteiligung der Sozialpartner suchte, zeitigte der gesamte 
Prozess positive Ergebnisse und bei weitem weniger 
Opposition gegen die Reform. In Frankreich entspricht die 
Altersversorgung der Beschäftigten im öffentlichen Sektor jetzt 
dem System in der Privatwirtschaft. Erreicht wurde dies jedoch 
allein durch den sozialen Dialog.  
 
Vor den Reformen hätte ein/e ArbeitnehmerIn im privaten 
Sektor eine Beschäftigungsdauer von 40 Jahren erreichen 
müssen, bevor er/sie einen Anspruch auf eine vollständige 
Rente gehabt hätte. Um im öffentlichen Sektor den vollen 
Rentenanspruch zu haben, hätten die Beschäftigten dort 
insgesamt nur 37,5 Jahre arbeiten müssen. Nach den 
Reformen gelten jetzt für beide Altersvorsorgesysteme 
identische Rahmenbedingungen, und alle ArbeitnehmerInnen 
müssen bis zur vollen Rente 40 Jahre (2008) bzw. 41 Jahre 
(2012) arbeiten.  
 
Nach seiner Wahl 1993 wollte Premierminister Edouard 
Balladur dem Land eine Rentenreform verordnen und begann 
dieses Projekt mit dem privaten Sektor. Dort sorgten seine 
Pläne dafür, dass ArbeitnehmerInnen erst nach 40 Jahren 
Erwerbstätigkeit Anspruch auf die volle Rente erwarben. 
Allerdings wollte er vergleichbare Regelungen keinesfalls für 
den öffentlichen Sektor einführen. Zum öffentlichen Sektor 
zählen hier alle BeamtInnen einschließlich der Bediensteten 
von SNCF, RATP, der Banque de France und des Staates. 
Nachdem 1995 Jacques Chirac zum Präsidenten gewählt 
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worden war, wollte die neue Regierung die überfälligen 
Reformen auch im Rentensystem des öffentlichen Sektors 
einführen. Der neue Premierminister Juppé hielt eine Rede, in 
der er eine Reform des Rentensystems für den gesamten 
öffentlichen Sektor ankündigte, und schilderte in groben Zügen, 
welche Maßnahmen er zu ergreifen gedachte, ohne allerdings 
dabei eine Absicht zur Konsultation der Gewerkschaften zu 
erwähnen. Offensichtlich wollte er die Reform ohne sozialen 
Dialog durchsetzen. Was dann folgte, war ein umfassender 
Streik im öffentlichen Sektor, der sechs Wochen dauerte und 
das Land lähmte. 1997 verlor Juppé die Wahlen, und Lionel 
Jospin wurde neuer Premierminister.  
 
Jospins Regierung zog die Lehren aus den Misserfolgen der 
Vorgängerregierungen von ‘93 und ‘95 und war sich darüber im 
Klaren, dass ein Erfolg nur über die Konsultation mit den 
Gewerkschaften möglich sein würde. Im Jahre 2000 setzte die 
Regierung den Conseil d’Orientation des Retraites ein, in dem 
Gewerkschaften, Arbeitgeber, Staatsbedienstete, 
Familienorganisationen und Rentenexperten an einem Tisch 
saßen. Die erste Maßnahme des Rates im Jahre 2002 war die 
Erarbeitung eines Berichts mit einer Beschreibung des 
Reformbedarfs und der Vorschläge der Regierung. Der Bericht 
nannte eine Reihe von Punkten mit Diskussionsbedarf, um die 
Rentenkrise in den Griff zu bekommen, dazu gehörte auch das 
Problem der so genannten „Baby Boom-Periode“ und das 
damit einhergehende Defizit in den Rentensystemen, das 
unweigerlich bis zum Jahr 2020 zu einer Rentenkrise führen 
wird, wenn nicht gegengesteuert wird. Noch wichtiger war aber, 
dass die Regierung und die Gewerkschaften in diesem Conseil 
gemeinsam an einem Konsens arbeiteten. Im Jahre 2002 
setzte eine neue Regierung unter Raffarin diesen Prozess fort, 
und in seiner ersten Rede vor der Nationalversammlung sprach 
Raffarin über das Thema Rentenreform. Allerdings wiederholte 
er nicht den Fehler früherer Regierungen, „ex cathedra“ 
mitzuteilen, wie man diese Veränderungen diktieren werde. Er 
beschrieb vielmehr, warum diese Reformen erforderlich seien, 
und ließ keinen Zweifel daran, dass dies nur auf dem 
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Verhandlungswege zu erreichen sein werde. Besonders wichtig 
war in diesem Zusammenhang (und das unterschied diese 
Regierung von der Regierung Juppé), dass es noch keine 
schriftlichen Reformpläne gab. Es war also Aufgabe der 
Gewerkschaften und der Regierung, hier zusammen zu 
arbeiten und nach bestem Wissen zu entscheiden, wie die 
Reform durchgeführt werden könnte.  
 
Im Jahre 2003 wurde es ernst mit der Reform, und das 
Hauptziel der Regierung bestand darin, bis 2008 eine 
Konvergenz der Rentensysteme des öffentlichen und privaten 
Sektors zu erreichen. Zwischen Januar und Mai 2003 trafen 
sich die MinisterInnen zu mehreren Anlässen mit den 
Gewerkschaften, um über die Reform und ihre Gründe zu 
sprechen. Die Gewerkschaften wurden von der Regierung als 
Partner in diesem Prozess und nicht als Gegner angesehen. 
Am 6. Januar 2003 veröffentlichten die sieben Gewerkschaften, 
die im öffentlichen Sektor an den Diskussionen beteiligt waren, 
einen öffentlichen Brief und erklärten darin, was sie von den 
Reformen erwarteten und welche Teile der Reform nicht ihre 
Zustimmung fanden. In diesem Schreiben wurden die zehn 
entscheidenden Fragen, die in dem Regierungsbericht 2002 
gestellt wurden waren, einzeln beantwortet. Daraus ergab sich 
ein Gesamtbild der Standpunkte aller sieben Gewerkschaften. 
Dazu gehörten die geplante Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit auf 40 Jahre, Familienthemen und die 
Möglichkeit für einzelne ArbeitnehmerInnen, ihre Rente bereits 
vor Erreichen des 60. Lebensjahres zu beziehen. Die 
Gewerkschaften stimmten nicht allen Punkten zu, so dass nur 
eine teilweise Einigung zu einer Reihe der Themen zwischen 
bestimmten Gewerkschaften erzielt werden konnte. 
 
Am 15. Mai 2003 war die Allianz mit den Gewerkschaften zu 
Ende, und am 25. August nahm die Regierung die Vorschläge 
für die Rentenreform an. Die Gewerkschaften organisierten 
einen Streik für den Juni dieses Jahres, der aber weniger 
Wirkung zeigte als frühere Demonstrationen und auch das 
Land nicht lahm legte. Am 23. August wurde die Reform 
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Gesetz, so dass der Angleichung der Rentensysteme für den 
öffentlichen und den privaten Sektor 2008 nichts mehr im Wege 
stand.  
 
Die Unfähigkeit früherer Regierungen zur Aufnahme eines 
sozialen Dialogs mit den Gewerkschaften hat dazu 
beigetragen, dass kein konstruktiver Fortschritt erzielt werden 
konnte und dass die Gewerkschaften gegen diese Reformen in 
Opposition gingen. Sobald die Regierung den Gewerkschaften 
die Gründe für die Reform erklärte und sie als Partner und nicht 
als Gegner behandelte, engagierten sich die Gewerkschaften 
selbst aktiv und akzeptierten den Vorschlag und den 
Reformprozess selbst, wenn auch nicht vollständig und 
einstimmig.  Somit ist Frankreich eine wertvolle Fallstudie, die 
zeigt, wie wichtig die Einbindung der Sozialpartner auf 
Augenhöhe ist, um eine Lösung für die dargestellten Probleme 
zu finden. Das Rentenreformgesetz fand nicht die 
Unterstützung aller Gewerkschaften. Die Regierung Raffarin 
hat aber durch den Dialog mit den Sozialpartnern eine Reform 
durchsetzen können, die auf weniger Ablehnung und 
Feindseligkeit gestoßen ist als bei den früheren Regierungen.  
 

 Erfahrungen in der Tschechischen Republik   
Es ist wohl kaum ein anderes Ereignis vorstellbar, das 
vergleichbare tiefgreifende Veränderungen nach sich zieht als 
die Zweiteilung eines Landes wie im Falle der 
Tschechoslowakei. Aus der nachfolgenden Fallstudie geht 
eindeutig hervor, dass nicht nur die Konsultationen mit den 
Gewerkschaften diesen Prozess unterstützt und zur 
Aufrechterhaltung der Stabilität insgesamt beigetragen haben, 
sondern dass die Gewerkschaften selbst einen erheblichen 
Anteil am Gelingen hatten, indem sie Alternativen und neue 
Ideen in die Diskussion eingebracht haben. Genau darum geht 
es beim sozialen Dialog, und das Potenzial dieses Prozesses, 
die ursprünglichen Pläne der Arbeitgeber zu verbessern und 
weiterzuentwickeln, sollte nicht unterschätzt werden.  
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Anfang der 90er Jahre begann die tschechoslowakische 
Regierung mit einer schrittweisen territorialen Reform der 
öffentlichen Verwaltung. Kernpunkt der Reform war der 
Übergang zu einer dezentralisierten Regierung. National, auf 
der Ebene der Republik, wurde eine Reihe neuer Behörden 
gegründet wie zum Beispiel Arbeitsämter und Finanzämter, 
während auf der föderalen Ebene eine völlig neue 
Sozialbehörde mit Territorialämtern in beiden Republiken 
(Tschechei und Slowakei) entstand. Während des gesamten 
Prozesses arbeiteten die Gewerkschaften im Rahmen von 
Verhandlungen mit dem zuständigen Ministerium an der 
Lösung von Beschäftigungsfragen, äußerten ihre Standpunkte 
zu den vorgeschlagenen Veränderungen und hatten die 
Möglichkeit, die Gesetzesentwürfe zu kommentieren. Dies ist 
eine wichtige Dimension des sozialen Dialogs. Soll der 
Sozialdialog effektiv funktionieren, müssen die Sozialpartner 
Informationen austauschen und bereit sein, auch die 
Standpunkte und Auffassungen der anderen Partei zu 
berücksichtigen.    
 
1992 fand im Lande eine durchgreifende Steuerreform statt, 
und die Vorschläge der Regierung wurden ebenfalls mit den 
Gewerkschaften erörtert. Anzumerken ist, dass es an diesem 
Punkt des Dialogs zwischen den Sozialpartnern wichtig ist, 
dass die Arbeitgeber noch keine endgültige Entscheidung über 
die vorgeschlagene Reform getroffen haben. Auf diese Weise 
erhielten die Gewerkschaften die Gelegenheit, dem 
Finanzminister ihre Standpunkte zu den Vorschlägen 
vorzutragen. Diese wurden vom Finanzministerium 
berücksichtigt. Am 1. Januar 1993 wurde die 
Tschechoslowakei, bis dahin ein föderativer Staat, in zwei 
unabhängige Staaten aufgeteilt. Während dieses gesamten 
Prozesses beteiligten sich die Gewerkschaften und auch ihre 
lokalen Ableger bereits im Vorfeld der Teilung an der Lösung 
von Beschäftigungsfragen.   
 
Die daraus resultierenden Verfahren und Maßnahmen wurden 
in eine schriftliche Vereinbarung zwischen den Gewerkschaften 
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und der Regierung und dem Premierminister der damaligen 
föderativen Regierung und dem Premierminister der 
Tschechischen Republik eingebettet. Die Vereinbarung sollte 
den Übergang der Beschäftigten von der föderativen auf die 
nationale Ebene unterstützen und befasste sich ebenfalls mit 
dem Problem der Personalentlassungen. Die Gewerkschaften 
beteiligten sich ebenfalls an der Ausarbeitung eines 
Sondergesetzes zur Unterstützung von Beschäftigten, deren 
Arbeitsverhältnis aufgrund der Teilung des Staates beendet 
wurde. Dies war deshalb schwierig, weil es keinerlei frühere 
Erfahrungen mit einer derartigen juristischen Situation gab und 
das Arbeitsgesetzbuch zum damaligen Zeitpunkt keinerlei 
Regelungen für diesen Fall vorsah. Auch dies ist ein wichtiges 
Element des sozialen Dialogs – Austausch von Informationen, 
aber auch Handeln auf der Grundlage von Informationen.  
 
Zur Unterstützung der Ausarbeitung eines neuen 
Steuergesetzes wurde eine kleine Arbeitsgruppe eingesetzt, 
die ebenfalls mit einem Gewerkschaftsmitglied besetzt war. Auf 
den Sitzungen der Arbeitsgruppe ging es um hoch komplizierte 
Prozesse, für deren Erörterung nur ein knapper Zeitrahmen zur 
Verfügung stand und die eine enge Zusammenarbeit der 
Gewerkschaften und des Staates als Arbeitgeber bis zur 
endgültigen Staatsteilung erforderten.  
 
1998 begann die Vorbereitung der Reform der öffentlichen 
Verwaltung, aufgeteilt in die beiden Phasen zunächst bis zum 
1. Januar 2000 und dann bis zum 1. Januar 2003. Das 
grundlegende Konzept der Reform der öffentlichen Verwaltung 
wurde von der Regierung 1999 gebilligt, und alle BürgerInnen 
einschließlich der Gewerkschaften hatten die Möglichkeit, den 
Reformentwurf zu kommentieren. Die Gewerkschaften gaben  
den Plänen für die Reform der öffentlichen Verwaltung ihre 
Zustimmung, da sie diese als einen unverzichtbaren Schritt für 
deren Dezentralisierung und Demokratisierung betrachteten. 
Das Reformkonzept für die öffentliche Verwaltung wurde von 
der Regierung der Abgeordnetenkammer des Parlaments 
vorgelegt, die den Vorschlag ablehnte und vorschlug, die 
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Regierung solle eine Änderung der ursprünglichen Vorschläge 
akzeptieren. Diese neuen Vorschläge wurden zwar sodann 
vom Parlament angenommen, die Gewerkschaften 
verweigerten jedoch ihre Zustimmung. Es ist hier anzumerken, 
dass die Stichhaltigkeit ihrer Gegenargumente im Laufe der 
Zeit bestätigt worden ist. Transparenz ist ein wichtiges Element 
im sozialen Dialog, und obwohl das Parlament sich über die 
Standpunkte der  Sozialpartner hinweggesetzt hat, ist hier die 
Erkenntnis doch von Nutzen, dass das Parlament für seine 
Entscheidungen zur Verantwortung gezogen wird. Dies schafft 
Vertrauen in den Prozess und ermöglicht die gewünschte 
Transparenz.  
 
Auf der Basis dieses genehmigten Reformkonzepts wurde ein 
Rechtsrahmen für die Reform der öffentlichen Verwaltung 
erarbeitet und 1999 vom Parlament angenommen. Die 
Gewerkschaften  hatten sich sowohl auf Regierungs- als auch 
auf Parlamentsebene äußerst aktiv an diesem Prozess 
beteiligt, und eine Reihe ihrer Kommentare und Vorschläge 
wurde akzeptiert. Durch die Möglichkeit der Gewerkschaften, 
die Entscheidungen der Regierung zu beeinflussen, hat der 
Arbeitgeber die ArbeitnehmervertreterInnen in den Prozess 
eingebunden, so dass sie den Änderungsprozesses 
mitgestalten konnten.  
 
Die Gesetzesvorlagen im Zusammenhang mit der Reform der 
öffentlichen Verwaltung wurden ebenfalls innerhalb des 
Arbeitsteams des Rates der Wirtschafts- und 
Sozialvereinbarung der Tschechischen Republik (CESA – ein 
dreigliedriges Arbeitsgremium) erörtert, das dem Vorsitzenden 
(dem Premierminister) empfahl, eine Plenarsitzung des CESA 
einzuberufen, um die Gesetzesvorlagen noch vor ihrer 
Anhörung vor der Regierung  zu erörtern. Eine Sondersitzung 
des dreigliedrigen Gremiums fand statt, Inhalte und Ergebnisse 
der Anhörungen sowohl des Arbeitsteams als auch der 
Plenarsitzung wurden protokolliert und archiviert, ebenfalls die 
Antworten und Positionen der Gewerkschaft für die öffentliche 
Verwaltung und des Tschechisch-Mährischen 
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Gewerkschaftsbunds. Eine aus StaatssekretärInnen des 
Innenministeriums bestehende Arbeitsgruppe wurde 
eingesetzt, um die Reform der öffentlichen Verwaltung 
vorzubereiten und einzuführen. Zu der Arbeitsgruppe gehörte 
ebenfalls ein Gewerkschaftsvertreter, damit die Gewerkschaft 
die Möglichkeit hatte, ihre Standpunkte zu 
Beschäftigungsfragen und anderen relevanten Themen zu 
äußern. Die meisten Standpunkte des Gewerkschaftsvertreters 
wurden von der Gruppe angenommen, und die Aktivitäten des 
Arbeitsteams wurden als wichtige Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Einführung der Reform in der öffentlichen 
Verwaltung angesehen. 
  
Die Vorbereitung der zweiten Phase der Verwaltungsreform 
fand im Jahre 2002 statt, wobei es hier in erster Linie um die 
Gesetzgebung und die technische Organisation ging. Die 
Entwürfe für die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen 
wurden den Gewerkschaften zur Kommentierung vorgelegt, 
und eine Reihe der Empfehlungen der Gewerkschaften wurde 
bei der Verabschiedung der Gesetze berücksichtigt. Die 
vorgeschlagenen Gesetzesänderungen waren Gegenstand von 
Verhandlungen in einem dreigliedrigen Arbeitsteam und einer 
dreigliedrigen Plenarsitzung, bevor eine Regierungsanhörung 
stattfand. Während dieser Phase der Reform wurden Gesetze 
mit Bezug auf die Beschäftigten der territorialen 
Selbstverwaltungseinheiten der Republik vom Parlament 
verabschiedet und am 1. Januar 2003 in Kraft gesetzt. Die 
Arbeitsgruppe, eingesetzt vom Innenministerium für die 
Vorbereitung dieses Gesetzes, hatte in ihren Reihen ebenfalls 
VertreterInnen von Gewerkschaften einschließlich der 
Gewerkschaft für die öffentliche Verwaltung. Innerhalb dieser 
Gruppe hatten die Gewerkschaften die Gelegenheit, 
substanzielle Empfehlungen für die Änderung der Gesetze 
vorzulegen, zum Beispiel Änderungen des Status der 
Bediensteten der territorialen Selbstverwaltungseinheiten und 
ihrer Beschäftigungsbedingungen einschließlich ihrer 
Weiterbildungsmaßnahmen. Zu dieser zweiten Reformphase 
gehörte auch das komplizierte Problem der Versetzung von 
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Beschäftigten, u. a. auch in die Dienststellen von 
Kommunalverwaltungen. Im Rahmen der Verhandlungen 
zwischen dem Innenministerium und den Gewerkschaften 
wurde von den Gewerkschaften vorgeschlagen, dass diese 
einen Entwurf für ein Verfahren für diejenigen Beschäftigten 
ausarbeiten wollten, die sich beschweren wollten oder sich 
durch den Prozess und seine Ergebnisse benachteiligt fühlten. 
Dieser Vorschlag der Gewerkschaften wurde vom 
Innenministerium angenommen, woraufhin das Ministerium 
Verfahren für die Anhörung geschädigter MitarbeiterInnen 
ausarbeitete. Die Formulierung von Bedenken und Vorbehalten 
ist ein zentraler Bestandteil des sozialen Dialogs und trägt zu 
seiner Stärkung bei, da hier die Meinungen einzelner 
Beschäftigter vorgetragen und vom Arbeitgeber vor dem 
endgültigen Abschluss seiner Planung berücksichtigt werden 
können.  
 
Diese Anfrage der Gewerkschaften wurde in Übereinstimmung 
mit den vom Innenministerium festgelegten 
Verfahrensregelungen behandelt. Diese erwiesen sich in der 
Praxis als so gut, dass sie inzwischen in allen Fällen 
angewandt werden, in denen organisatorische Veränderungen 
oder Teilreformen erforderlich sind. Die Rolle der 
Gewerkschaften innerhalb dieses Prozesses besteht darin, auf 
evtl. von Beschäftigten erlittene Benachteiligungen 
hinzuweisen, diese zu erklären und diese Informationen dem 
zuständigen Ministerium vorzulegen. Die Beteiligung der 
Gewerkschaften an der Ausarbeitung von Lösungen von 
Problemen, mit denen die ArbeitnehmerInnen während dieser 
Phase konfrontiert wurden und die auch das dreigliedrige 
Diskussions- und Verhandlungssystem beinhaltete, wurde von 
dem damaligen Innenministerium öffentlich bestätigt.   
 
Das Beispiel zeigt, wie die Sozialpartner trotz aller 
Schwierigkeiten Vereinbarungen über die Umsetzung von 
Reformen in einer Art und Weise treffen können, die den 
Prozess stärken und wichtige Erkenntnisse für die Zukunft 
bringen. Wichtig ist hier festzuhalten, dass Transparenz für 
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einen guten sozialen Dialog wichtig ist. Obwohl die 
Gewerkschaften schließlich die Vorschläge des Parlaments 
nicht annahmen, handelte es sich doch um einen offenen 
Prozess mit der Möglichkeit einer angemessene Anhörung und 
Unterrichtung der Gewerkschaften. Darüber hinaus hat sich 
das von den Gewerkschaften gewählte Modell zur 
Durchsetzung dieses Ziels als gute Praxis bewährt und kommt 
seitdem beständig zum Einsatz.  
 

 Die Stiftung für soziale Sicherheit in Schweden 

Die Stiftung für soziale Sicherheit (Trygghetsstiftelsen – TSN) 
in Schweden veranschaulicht in vorbildlicher Weise, wie die 
Sozialpartner zusammenarbeiten können, um von 
Arbeitslosigkeit bedrohte Personen zu unterstützen. Die 1990 
im Rahmen des Jobgarantieabkommens für Staatsbedienstete 
gegründete Stiftung wird über eine Abgabe finanziert, die von 
jeder Regierungsstelle entrichtet und als Anteil der monatlichen 
Lohn- und Gehaltssumme festgelegt wird (3%). Die wichtigste 
Aufgaben der TSN besteht darin, von Arbeitslosigkeit 
betroffenen Bediensteten – so weit dies praktikabel ist – eine 
andere Stelle zu beschaffen. Eine Möglichkeit, dies zu 
erreichen, besteht im Angebot von 
Weiterqualifizierungsmöglichkeiten entsprechend der 
Nachfrage im Arbeitsmarkt. Weiterbildungsmaßnahmen können 
ebenfalls als präventive Maßnahmen wahrgenommen werden. 
Dabei arbeitet die Stiftung mit Arbeitgebern zusammen, die 
Qualifikationslücken rechtzeitig mitteilen. Die TSN bietet jeder 
von Arbeitslosigkeit bedrohten Person individuelle Hilfen an, es 
wird aber erwartet, dass die Betroffenen selbst Verantwortung 
innerhalb dieses Prozesses übernehmen und eine aktive Rolle 
darin spielen.   
 
Die von der TSN angebotene Unterstützung besteht aus einer 
Reihe vom Prozessen: 
• Erstellung eines persönlichen Profils – Hintergrund, 

Qualifikation. Befähigungen und Interessen; 
• Erarbeitung eines individuellen Aktionsplans; 
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• Information und Beratung sowohl für die Beschäftigten als 
auch für die Arbeitgeber; 

• Beratung und Unterstützung bei der Suche nach einem 
neuen Arbeitsplatz;  

• Unterstützung durch einen Coach; 
• Weiterbildungsmaßnahmen als Unterstützung im neuen 

Job oder als Möglichkeit, die bisherige Stelle zu behalten; 
• Hilfe bei der Kontaktaufnahme mit anderen potenziellen 

Arbeitgebern in der Umgebung; 
• Finanzielle Unterstützung – zum Beispiel bei der eigenen 

Geschäftsgründung oder in Form von Überbrückungsgeld 
während der Weiterbildung als Vorbereitung für eine neue 
Stelle.  

 
Die TSN besteht aus einem Direktor und einem Vorstand, der 
mit den Sozialpartnern im staatlichen Sektor besetzt ist. Die 
Stiftung verfügt in ganz Schweden über eine Reihe von 
Regionalbüros. Im Rahmen des Jobgarantieabkommens gibt 
es einige weitere individuelle Rechte, die von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Personen helfen sollen. Dazu gehören: 
 
Bezahlter Urlaub für die TeilnehmerInnen an dem Programm, 
zum Beispiel während der Weiterbildung und 
Weiterqualifizierung. 
 
Einkommensgarantiezuschuss für diejenigen, die eine 
Arbeitsstelle finden, die niedriger dotiert ist als die vorherige. 
Der Zuschuss deckt zwei Jahre lange die volle Differenz zum 
vorherigen Gehalt ab und 50 Prozent der Differenz zum 
vorherigen Gehalt im dritten und vierten Jahr. 
 
Folgegarantieleistung bedeutet, dass eine Person in das 
Einkommenszuschussgarantieprogramm zurückkehren kann, 
wenn ihr innerhalb von sieben Jahren nach Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses mit der Regierung im neuen Job 
gekündigt wird. 
 



Kapitel 4: Sozialer Dialog und Bewältigung des Wandels 

73 

Frührente wird denjenigen Beschäftigten gewährt, die zum 
Zeitpunkt ihres Arbeitsplatzverlustes 61 Jahre alt sind und sich 
dazu entschließen, keine neue Arbeit zu suchen. Unter 
besonderen Umständen kann eine vorgezogene Rente auch 
allen Betroffenen angeboten werden, die bei Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses mit dem Staat zwischen 55 und 
61 Jahre alt sind. 
 
Kompetenzentwicklung und Weiterbildung 
Da besonders Weiterbildung und berufliche Entwicklung 
Maßnahmen sind, die sowohl dem Arbeitgeber als auch den 
ArbeitnehmerInnen nutzen, kann man davon ausgehen, dass 
gerade dieser Bereich innerhalb einer Organisation das 
Potenzial hat, die Sozialpartner an einen Tisch zu bringen und 
über Themen in gemeinsamem Interesse zu sprechen. Aus den 
Antworten der TeilnehmerInnen an der Umfrage geht eindeutig 
hervor, dass die Sozialpartner in einer Reihe von Ländern 
bereits an einem Dialog über berufliche Weiterbildung und 
Entwicklung teilnehmen. Die Zielvorgaben für den Dialog über 
dieses Thema zwischen den einzelnen Staaten und ihren 
Sozialpartnern unterscheiden sich voneinander, angefangen 
beim partnerschaftlichen Ansatz im Vereinigten Königreich 
mit seinem Branchenbildungsrat „Government Skills“ bis hin zu 
den Verhandlungsrechten dänischer Gewerkschaften, mit 
denen eine Verpflichtung der Regierung erreicht wurde, die 
Ausgaben für die berufliche Weiterbildung um ca. €1,3 
Milliarden zu erhöhen. Darüber hinaus haben die dänischen 
Gewerkschaften über den sozialen Dialog erreicht, dass sich 
die Ausbildungsprogramme nach dem bestehenden Bedarf 
richten, so dass Berufsfelder mit Qualifikationslücken (in 
diesem Fall Beschäftigte im Gesundheits- und Sozialwesen) 
das Recht auf freie Weiterbildung und garantierte 
Weiterbildungsplätze haben. Es ist dieser ganzheitliche Ansatz 
in Dänemark, der den zusätzlichen Vorteil einer Abstimmung 
von Weiterbildungsnachfrage und –angebot für die Zukunft hat. 
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In einem vor kurzem veröffentlichten Bericht36 über den 
generellen Beitrag von Kollektivverhandlungen zur beruflichen 
Weiterbildung wurde festgestellt, dass die unterschiedlich 
starke Beteiligung der Sozialpartner von komplett fehlendem 
Engagement bis hin zu direkter Konsultation, formellen 
Konsultativräten sowie Beteiligung an 
Berufsbildungsprogrammen und dreigliedrigen öffentlichen 
Gremien reicht. Die Sozialpartner in einer Reihe von Ländern, 
die die Studie untersucht, waren stark an 
Berufsfortbildungsmaßnahmen beteiligt, dazu gehören 
Österreich, Belgien, Estland, Finnland, Portugal und 
Spanien.   
 
In der staatlichen Verwaltung in Österreich ist die 
Weiterbildung auf die Anforderungen der einzelnen Ministerien 
zugeschnitten worden, diese können auch den Inhalt der 
Fortbildungsmaßnahmen bestimmen. Die hohe Professionalität 
des Staatsdienstes in Österreich wurde nicht zuletzt auch durch 
die Einführung eines Studiengangs Public Management und die 
Gründung einer Verwaltungsakademie des Bundes erreicht.    
 
Die Bedeutung der Weiterbildung und der 
Kompetenzentwicklung der Beschäftigten für den 
Modernisierungsprozess in der staatlichen Verwaltung 
Portugals wurde von der dortigen Regierung längst erkannt. 
Die Bediensteten haben nicht nur das Recht, sondern sogar die 
Pflicht, jedes Jahr an Fortbildungsmaßnahmen teilzunehmen. 
Eine weitere Kompetenzentwicklung wird auch durch die 
Zuteilung eines jährlichen Zeitkontingents von 100 Stunden für 
Studien und „Selbstausbildung“ während der Arbeitszeit für 
Führungskräfte sowie von 70 Stunden für alle anderen 
Bediensteten gefördert.  
 

 Erfahrungen im VK 
Die Branchenbildungsräte im Vereinigten Königreich haben 
die Aufgabe, Weiterbildungsmaßnahmen in den Betrieben zu 
                                                 
36 Contribution of collective bargaining to continuing vocational training, Europäische 
Stiftung für die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, 2009 
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fördern. Die Arbeit dieser Einrichtungen erfordert die 
Beteiligung der Sozialpartner, damit sie gegenüber den 
Arbeitgebern und ihren Beschäftigten legitimiert sind und von 
ihnen akzeptiert werden. Im VK gibt es 25 
Branchenbildungsräte (SSCs = Sector Skills Councils), und 
‚Government Skills’, der für die staatliche Verwaltung 
zuständige SSC, hat als definierte Aufgabe, die „Erbringung 
öffentlicher Dienste für die KundInnen durch Erweiterung der 
Kompetenzen der Menschen zu verbessern, die in den 
Regierungsdienststellen arbeiten“37. Im Vorstand der 
Branchenbildungsräte sitzen Arbeitgeber- und 
GewerkschaftsvertreterInnen, die gemeinsam mit dem SSC-
Sekretariat die von der staatlichen Verwaltung geforderten 
Fähigkeiten definieren und dann dafür sorgen, dass die zu 
erwerbenden Qualifizierungen diesen Bedarf erfüllen. Die 
berufliche Weiterbildung und Entwicklung der Beschäftigten in 
der staatlichen Verwaltung des VK ist eindeutig eine zentrale 
Voraussetzung für die Erbringung qualitativ hochwertiger 
öffentlicher Dienste, und der soziale Dialog ist ein zentraler 
Bestandteil dieses Prozesses.  Die gesetzlich verankerten 
Rechte der Union Learning Representatives (ULRs)38 auf 
bezahlte Freistellungszeiten, während der sie ihre Aufgaben 
erfüllen können, haben es den Gewerkschaften in den 
Betrieben erlaubt, die Nachfrage nach 
Weiterbildungsangeboten zu schaffen und zu stimulieren. Die 
Zusammenarbeit zwischen den Gewerkschaften und den 
Arbeitgebern, von der Arbeitsplatzebene bis hin zum SSC-
Vorstand, leistet einen wichtigen Beitrag zu einer guten Praxis 
der Anhörung und Unterrichtung in Weiterbildungsfragen und 
zu der geforderten Transparenz im Hinblick auf Ziel- und 
Ergebnisvorgaben beider Parteien. ULRs am Arbeitsplatz 
kooperieren mit den Arbeitgebern, um Informationen über das 

                                                 
37 Von der Website Government Skills, letzter Zugriff am 27. Februar 2009. Weitere 
Informationen unter http://www.government-skills.gov.uk/  
38 Union Learning Representatives (ULRs) oder Lernagenten sind 
Gewerkschaftsmitglieder, die diese Rolle in ihren Betrieben übernehmen. Die 
rechtliche Grundlage für ihre Tätigkeit ist der Employment Act aus dem Jahre 2002: 
http://www.berr.gov.uk/whatwedo/employment/employment-legislation/employment-
act-2002/index.html   
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aktuelle Qualifikationsniveau der Beschäftigten zu erhalten, und 
legen dann das zweckmäßige Weiterbildungsangebot für die 
ArbeitnehmerInnen und im Sinne der Arbeitgeber fest. Alle 
SSCs müssen so genannte  Sector Skills Agreements 
vorlegen, das sind Abkommen, in denen das Arbeitsprogramm 
der SCCs und Prognosen für den Qualifikationsbedarf der 
nächsten Jahre festgelegt werden. Diese Abkommen müssen 
von den Sozialpartnern vereinbart werden.  
 
In Deutschland gilt die Agenda von Lissabon als wichtiges 
programmatisches Ziel, und die staatliche Verwaltung dort will 
erreichen, dass die Beschäftigten ihren Wissensstand 
bewahren und an andere ArbeitnehmerInnen weitergeben. 
Dieser Prozess erfordert zwangsläufig eine gründliche Planung 
und Koordinierung seitens der Sozialpartner. Als Reaktion auf 
Engpässe im Arbeitsmarkt hat die finnische Regierung 
beschlossen, die Potenziale der MitarbeiterInnen besser zu 
nutzen und sie bei der Weiterentwicklung ihrer Fähigkeiten und 
Kompetenzen zu unterstützen. Dies ist allerdings abhängig von 
der Bereitschaft der einzelnen ArbeitnehmerInnen, 
Weiterbildungsmöglichkeiten zu nutzen und sich mit dem 
Gedanken vertraut zu machen, sich vielleicht mehrmals 
während des Arbeitslebens beruflich neu zu orientieren. 
Weiterbildung und berufliche Entwicklung sind ebenfalls in 
hohem Maße von der Bereitschaft der Arbeitgeber abhängig, 
den MitarbeiterInnen unabhängig von ihrem Status freie Zeit für 
ihre Fortbildungsmaßnahmen zu gewähren. Weitere 
Voraussetzung ist, dass die angebotenen 
Weiterbildungsprogramme den Beschäftigten wirklich von 
Nutzen sind. Es besteht die Möglichkeit für die Arbeitgeber in 
der staatlichen Verwaltung, eine in sich schlüssige 
Sozialdialogpolitik zu diesem Thema zu entwickeln und auf 
diese Weise zu erreichen, dass alle ArbeitnehmerInnen diese 
Möglichkeiten wahrnehmen können und dass die Fortbildung 
sowohl den Arbeitgebern als auch den ArbeitnehmerInnen 
nutzt. 
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 Erfahrungen in Dänemark  
In Dänemark haben im Rahmen der ‚Qualitätsreform’ zur 
Verbesserung der Leistungen des öffentlichen Sektors 
dreigliedrige Verhandlungen zwischen der Regierung und den 
Sozialpartnern im öffentlichen Sektor stattgefunden und im 
Sommer 2007 zu einem Abkommen über eine Vielzahl von 
Initiativen geführt mit dem Ziel, Sozialleistungen für die 
BürgerInnen sowie Bildungs- und Arbeitsbedingungen für die 
Beschäftigten im öffentlichen Sektor zu verbessern. Zu diesem 
dreigliedrigen Abkommen zählten Initiativen und zusätzliche 
Geldmittel, auf die sich die Sozialpartner im staatlichen, 
regionalen und kommunalen öffentlichen Sektor in Verbindung 
mit der 2008 anstehenden Kollektivverhandlungsrunde einigen 
sollten. Im Rahmen der Kollektivverhandlungen im Staatssektor 
wurde ein zusätzlicher Fonds in Höhe von ca. DKK 220 
Millionen für Bildungszwecke und die Weiterentwicklung 
beruflicher Kompetenzen im Zeitraum 2008-2011 bereitgestellt. 
Insgesamt wurden für diesen Zeitraum DKK 410 Millionen für 
die Weiterqualifizierung staatlicher Bediensteter zur Verfügung 
gestellt.  
 

 Erfahrungen in Frankreich  
In Frankreich spielen die Sozialpartner eine wichtige Rolle 
beim Management der Systeme der kontinuierlichen 
beruflichen Weiterbildung (CVT = Continuing Vocational 
Training). Gemeinsam leiten, überwachen, prüfen und 
bewerten sie die Durchführung von CVT-Programmen, 
wodurch der gesamte Prozess seine Legitimität erhält und auch 
für Transparenz im gesamten Prozess gesorgt ist. Der soziale 
Dialog wird von den drei Partnern – dem Regionalrat, den 
Sozialpartnern und dem Staat – kontinuierlich geführt.   
 
Das neue individuelle Recht auf Weiterbildung (DIF - droit 
individuel à la formation ) wurde im Rahmen einer 
branchenübergreifenden Vereinbarung 2003 begründet und 
war zunächst als ein wichtiges „Karriere-Tool“ für die 
ArbeitnehmerInnen in der Privatwirtschaft gedacht, dann 2007 
auch auf die Beschäftigten im öffentlichen Sektor ausgedehnt. 
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Nach einjähriger Beschäftigung hat jede/r ArbeitnehmerIn das 
Recht auf 20 Stunden Weiterbildung pro Jahr (bei 
Teilzeitkräften gilt ein entsprechendes quotales Angebot). 
Dieser Anspruch kann sechs Jahre angespart werden. Laut 
Vereinbarung können die Beschäftigten diese Weiterbildung 
während oder außerhalb der Arbeitszeiten in Anspruch 
nehmen, je nach Klauseln in der entsprechenden Branchen- 
oder Betriebsvereinbarung. Für die während der Arbeitszeit 
wahrgenommen beruflichen Weiterbildungsprogramme 
erhalten die ArbeitnehmerInnen ihr normales Entgelt, für 
Weiterbildungen außerhalb der normalen Arbeitszeiten gibt es 
50% des Nettostundenlohns. Die Beschäftigten müssen selbst 
die Initiative ergreifen, den Anspruch auf berufliche 
Weiterbildung wahrzunehmen, dies muss allerdings durch eine 
formelle Vereinbarung mit dem Arbeitgeber abgesegnet 
werden. Die Mindestzahl der angesammelten 
Weiterbildungsstunden wurde bereits durch eine Reihe 
branchenweiter Vereinbarungen geändert (auf 21 Stunden in 
der Reinigungsbranche und auf 24 Stunden bei der SNCF für 
Programme, die zu einer höheren Qualifikation führen). Mit 
diesem Programm hat sich die französische Regierung in erster 
Linie an Jugendliche, die über 50-jährigen, Frauen und 
Mitglieder ethnischer Minderheiten gewandt.   
     
Die Sozialpartner waren federführend an dem Prozess der 
Gesetzgebung beteiligt und haben in einer Reihe von 
Branchenvereinbarungen das Recht der ArbeitnehmerInnen auf 
berufliche Weiterbildung aktiv eingefordert. Tatsächlich haben 
die meisten Sektoren der französischen Volkswirtschaft 
inzwischen von den Sozialpartnern vereinbarte 
Weiterbildungsangebote39.  Im Januar 2008 unterzeichneten 
Arbeitgeberorganisationen und vier Gewerkschaftsbünde eine 
Vereinbarung über die „Modernisierung des Arbeitsmarktes.“ 
Diese Vereinbarung ist der Grundstein für die französische 
„Flexicurity“-Version – sie legt auf der seinen Seite flexiblere 
                                                 
39 Website der Europäischen Stiftung für die Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen  
www.eurofound.europa.eu/eiro/studies/tn0804048s/fr0804049q.htm Letzter Zugriff 
am 23. März 2009. 
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Rahmenbedingungen für die Rekrutierung von Arbeitskräften 
und die Beendigung von Arbeitsverhältnissen fest, hält auf der 
anderen Seite aber an bestimmten Arbeitnehmerrechten im 
Kündigungsfall fest.    
 
Darüber hinaus haben sich die französischen Sozialpartner 
2007 darauf geeinigt, die bereits bestehenden Ansprüche der 
ArbeitnehmerInnen auf lebenslanges Lernen im privaten Sektor 
auch auf die Beschäftigten in der kommunalen und staatlichen 
Verwaltung auszudehnen. Das neue Gesetz (Gesetz zur 
Modernisierung des Staatsdienstes) legt ein individuelles Recht 
auf berufliche Weiterbildung fest und stellt damit sicher, dass 
alle Beschäftigten, die entlassen werden oder den Beruf 
wechseln, permanent an beruflichen 
Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen können unter der 
Voraussetzung, dass diese Maßnahmen überfachliche 
Kompetenzen vermitteln.    
 
Gleichheit und Vielfalt 
Der demographische Wandel in den europäischen Ländern 
sorgt dafür, dass die Sozialpartner zusammenarbeiten und 
neue Mechanismen einführen, um die öffentliche Verwaltung 
mit allen ihren Hierarchieebenen auch für Beschäftigte mit 
‚Außenseiterstatus’ interessant zu machen. Der soziale Dialog 
wird durch Nutzung der Standpunkte und Ansichten der 
vorhandenen MitarbeiterInnen innerhalb der Regierung zu einer 
breitestmöglichen Diskussion und zu den zweckmäßigsten 
Lösungen führen. Alle in der Studie untersuchten Länder haben 
das Problem einer alternden Bevölkerung, und eine Reihe von 
Ländern ergreift Maßnahmen, um diesen Prozess zu 
bewältigen. 
 
In Finnland zum Beispiel haben die Sozialpartner neue 
Rekrutierungsstrategien eingeführt, um Menschen mit 
Behinderungen oder Angehörige ethnischer Minderheiten den 
Eintritt in den Staatsdienst schmackhaft zu machen. In den 
letzten Kollektivverhandlungen haben die Sozialpartner ein 
Paket vereinbart, das aus den Plänen zur Gleichstellung der 
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Geschlechter und Geldmitteln zur Überwindung des 
geschlechtsspezifischen Lohngefälles ein Gesamtpaket 
schnürt. Darüber hinaus gibt es eine dreigliedrig besetzte 
Arbeitsgruppe, die Möglichkeiten zur Reduzierung dieses 
Lohngefälles bis 2015 um 5% prüft.   
 
Andere Länder wie Spanien haben weit reichende Abkommen 
geschlossen, die den gesamten Bereich der Gleichheit und 
Vielfalt innerhalb der staatlichen Verwaltung ansprechen. Ein 
Teil dieses Prozesses bestand darin, dass die Sozialpartner 
eine Bestandsaufnahme der aktuellen Probleme und der 
Mängel des derzeitigen Systems durchführten und ihre 
Bereitschaft zur Systemänderung bekundeten, um eine Antwort 
auf die Herausforderungen geben zu können, die ein 
Arbeitsplatz in einer modernen staatlichen Verwaltung stellt. 
Die Einführung des Concilia Plans in Spanien zeigt 
exemplarisch das Potenzial eines guten Dialogs im Bereich 
Gleichheit und Vielfalt und demonstriert, was alles durch eine 
ganzheitliche, partizipative und kooperative Vorgehensweise 
der Sozialpartner erreicht werden kann. Diese wichtige und 
umfassende Vereinbarung hätte nicht ohne die Beteiligung und 
Unterstützung der Sozialpartner der spanischen staatlichen 
Verwaltung geschlossen werden können.   
 
Zur Verdeutlichung der Herausforderungen, die der 
demographische Wandel in Deutschland mit sich bringt, stellte 
ein unlängst erschienener Bericht fest, dass „in einigen 
Großstädten in Deutschland 2010 mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung unter 40 Jahre einen Migrationshintergrund haben 
wird“40. Die deutsche Regierung hat bereits darauf reagiert und 
forciert die Rekrutierung von MigrantInnen für die kommunale 
und staatliche Verwaltung. In Belgien wirbt das Ministerium für 
den Staatsdienst um spezielle Gruppen, darunter auch 
ArbeitnehmerInnen mit Behinderungen und 

                                                 
40 Böhmer, M, „Der nationale Integrationsplan – ein Beitrag Deutschlands zur 
Ausgestaltung einer europäischen Integrationspolitik”, Staatsministerin im 
Bundeskanzleramt und Beauftragte für Integration und Migration (2008) 
 



Kapitel 4: Sozialer Dialog und Bewältigung des Wandels 

81 

ArbeitsmigrantInnen, damit die Belegschaften von der 
Zusammensetzung her die Gesellschaft insgesamt spiegeln.  
 
Strategien dieser Art können im Zuge der Verbesserung der 
Work-Life-Balance und der Einführung von Maßnahmen gegen 
Diskriminierung und Belästigungen zu einer beträchtlichen 
Veränderung von Arbeitsbedingungen führen.  So sind die 
Gewerkschaften und die Arbeitgeber der staatlichen 
Verwaltung in Spanien gesetzlich zur Verhandlung von 
Gleichstellungsplänen verpflichtet, sobald ein Betrieb mehr als 
250 MitarbeiterInnen hat. Gewerkschaften in Deutschland 
waren in der Lage, flexiblere Arbeitszeiten auszuhandeln, um 
die individuelle Verzahnung von Berufs- und Privatleben 
besonders für Beschäftigte zu verbessern, die Pflege- und 
Betreuungsaufgaben wahrnehmen müssen. 
 

 Erfahrungen im VK 
Nach Erkenntnissen der Equality and Human Rights 
Commission41 im VK gibt es im Hinblick auf die Erbringung von 
Dienstleistungen eine Reihe von Gründen, warum die staatliche 
Verwaltung die Integration von Beschäftigten ohne Ansehen 
von Rasse, Behinderungen und Geschlecht fördern sollte: 
• bessere Vertretung unterschiedlicher 

Bevölkerungsgruppen auf allen Ebenen 
• höhere Kundenzufriedenheit in allen 

Bevölkerungsgruppen 
• Beteiligung aller Bevölkerungsgruppen 
• zielgerichtete Dienstleistungen und Informationen über 

öffentliche Dienste  
• Förderung der Zugänglichkeit aller öffentlichen Dienste 
 
Darüber hinaus sind für die staatlichen Verwaltungen im 
Hinblick auf ihre Bediensteten auch die Vorteile von Interesse, 
die sich aus einer Gleichbehandlung ohne Ansehen von Rasse, 
Behinderungen und Geschlecht für die Arbeitsfunktionen 
                                                 
41 CEHR Website.  Letzter Zugriff am 22. März 2009 
http://www.equalityhumanrights.com/en/forbusinessesandorganisation/publicauthoriti
es/Pages/Benefitsofequalityanddiversity.aspx  
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ergeben. Durch die Förderung von Gleichstellung am 
Arbeitsplatz können Behörden zum Beispiel die folgenden Ziele 
erreichen:  
• repräsentativeres Personal  
• Rekrutierung und Bindung fähiger MitarbeiterInnen  
• bessere Moral und höhere Produktivität der 

MitarbeiterInnen  
• besseres Personalmanagement  
• Beschreibung und Entwicklung guter Praktiken  
• Ermittlung von Diskriminierungen bestimmter 

Arbeitnehmergruppen  
• Vermeidung von Beschwerden wegen rechtswidriger 

Diskriminierung 
 
Alle Behörden in England, Wales und Schottland müssen mit 
Inkrafttreten des entsprechenden Gesetzes im April 2007 
nachweisen, dass sie die Gleichstellung von Männern und 
Frauen fördern und sexuelle Diskriminierung und Belästigung 
unterbinden. Das neue Gesetz schreibt den Behörden die 
Ausarbeitung und Veröffentlichung von Gleichstellungsplänen 
vor, in denen sie die Umsetzung ihrer gesetzlichen Auflagen 
beschreiben. Dabei müssen sie Beschäftigte, 
DienstleistungsnutzerInnen und sonstige Anspruchsgruppen 
einschließlich der Gewerkschaften konsultieren. Dieser 
Prozess soll sicherstellen, dass Forderungen wie Transparenz 
und Rechenschaftspflicht gegenüber den Stakeholdern im 
Hinblick auf den von der Behörde präsentierten Plan erfüllt 
werden, und zeigt, wie das Vertrauen im die staatlichen 
Verwaltungen sowohl auf Seiten der 
DienstleistungsnutzerInnen als auch der Bediensteten 
verbessert werden kann.  
 

 Erfahrungen in Spanien   
In Spanien enthält das ‚Estatuto Básico de la Función Pública” 
(die grundlegenden Vereinbarungen für die Beschäftigten in 
den öffentlichen Verwaltungen) die meisten Rechte und 
Pflichten des ‚Concilia Plan’, auf den sich die spanischen 
Sozialpartner 2005 geeinigt haben. Der Plan besteht aus einem 
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Maßnahmenpaket, das die Lebensstandards der 
MitarbeiterInnen in der öffentlichen Verwaltung verbessern soll.  
Das Statut erkennt an, dass die Ungleichheit der Geschlechter 
in der öffentlichen Verwaltung ein wichtiges Thema ist, und 
beschreibt eine Vielzahl von Maßnahmen, die nach Ansicht der 
Gewerkschaften und der Arbeitgeber geeignet sind, diese 
Situation zu verbessern. In dem Statut befinden sich neue 
Regelungen zu Themen wie Arbeitszeit, Flexibilität, flexible 
Arbeitszeiten, Elternurlaub, zusätzlicher Mutterschutzurlaub, 
flexiblere Regelungen für allein erziehende Elternteile und 
Personen, die Kinder oder andere betreuungsbedürftige 
Personen versorgen. Weiterhin enthält der Plan spezielle 
Vorschläge, wie mit dem Problem der sexuellen Belästigung 
am Arbeitsplatz umzugehen ist, sowie grundsätzliche 
Maßnahmen zur Unterstützung von Frauen, die Opfer 
häuslicher Gewalt sind. Das Statut und davor der Concilia Plan 
wurden als Reaktion auf Bedenken der Sozialpartner 
hinsichtlich der Gleichstellung der Geschlechter erarbeitet und 
hat eine Reihe von Maßnahmen für Beschäftigte in der 
staatlichen Verwaltung festgelegt, die flexible Arbeitszeiten, 
Work-Life-Balance, Versorgung betreuungsbedürftiger 
Personen und sexuelle Belästigung betreffen. Es bleibt zu 
hoffen, dass diese Vereinbarung, die eine halbe Million 
Beschäftigte betrifft, als gutes Beispiel mit Vorbildcharakter  für 
Unternehmen und andere Behörden angesehen wird. 
 
Das Statut beschreibt die Rechte der Beschäftigten in der 
öffentlichen Verwaltung in einer Reihe von Schlüsselbereichen, 
dazu gehören42:  
 
Arbeitszeit 
Die Anzahl der Wochenarbeitsstunden wurde beibehalten, der 
Arbeitstag wurde jedoch begrenzt auf die Zeit zwischen 09.00 
Uhr und 15.00 Uhr mit einer kurzen Mittagspause für 
ArbeitnehmerInnen, die aufgeteilte Schichten arbeiten. 

                                                 
42 Diese Informationen stammen von der Website der Europäisches Observatorium für 

die Entwicklung der Arbeitsbeziehungen: 
http://www.eurofound.europa.eu/eiro/2006/02/feature/es0602104f.htm 
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Alleinerziehende Elternteile und Eltern mit behinderten Kindern 
können die Flexibilitätsmöglichkeit auf weitere zwei Stunden 
ihres Arbeitstages ausdehnen. Beschäftigte mit 
betreuungsbedürftigen oder älteren Familienmitgliedern oder 
mit Kindern bis 12 Jahre können eine Flexibilitätsspanne bis zu 
einer Stunde nutzen. In allen diesen Fällen ist aber 
vorgegebenen, dass der Arbeitstag um 18:00 Uhr enden muss. 
 
Elternurlaub 
Die Vereinbarung enthält eine Reihe von Regelungen über den 
Vaterschafts- und den Mutterschaftsurlaub. Arbeitnehmer 
haben Anspruch auf 15 Tage Vaterschaftsurlaub bei Geburt, 
Pflege oder Adoption eines Kindes. Sie haben ebenfalls das 
Recht, ihren Jahresurlaub an den Mutterschaftsurlaub, den 
Stillurlaub und den Vaterschaftsurlaub anzuhängen. Stillurlaub 
für Kinder bis zum Alter von 12 Monaten kann jetzt als 
zusätzliche Freistellungszeit von vier Wochen an den 
Mutterschaftsurlaub angehängt werden. Die Möglichkeit 
kürzerer Arbeitszeiten, die bisher von Eltern mit Kindern bis 
sechs Jahre genutzt werden konnte, wurde auf Eltern mit 
Kindern bis 12 Jahre ausgedehnt. Bei Frühgeburten und 
Neugeborenen, die im Krankenhaus bleiben müssen, haben 
die Beschäftigten das Recht auf zwei bezahlte freie Stunden 
am  Tag. In diesen Fällen kann der Mutterschaftsurlaub ab dem 
Tag der Entlassung des Kindes aus dem Krankenhaus gezählt 
werden. Beschäftigte haben ebenfalls das Recht auf 
Freistellung für Fruchtbarkeitsbehandlungen. Im Fall einer 
internationalen Adoption und einer damit verbundenen Reise 
der Eltern in das Geburtsland des Kindes haben diese das 
Recht auf die Weiterzahlung des Grundentgelts über zwei 
Monate. Beschäftigte des öffentlichen Dienstes haben das 
Recht auf Weiterbildung während des Mutterschafts- und 
Vaterschaftsurlaubs oder wenn sie aus familiären Gründen 
beurlaubt oder abwesend sind. 
 
Pflege betreuungsbedürftiger Personen 
Ein weiteres Maßnahmenpaket der Vereinbarung betrifft die 
Versorgung betreuungsbedürftiger Personen. Die maximale 
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Freistellungszeit für Beschäftigte im öffentlichen Sektor, die 
sich um eine/n betreuungsbedürftige/n nahe/n Verwandte/n 
kümmern, wurde auf drei Jahre verlängert. Während der ersten 
zwei Jahre haben sie Anspruch auf ihren alten Arbeitsplatz, 
danach wird ihnen eine Arbeit mit dem gleichen Entgelt und in 
der gleichen Stadt angeboten.  
 
Sexuelle Belästigung 
Schließlich befasst sich der Text mit dem Schutz vor sexuellen 
Belästigungen oder Gewalt. Öffentlich Bedienstete, die Opfer 
solcher Übergriffe werden und sich gezwungen sehen, ihre 
Arbeit zu wechseln, können ihre Versetzung in eine andere 
Verwaltungseinheit oder in eine andere Stadt beantragen. Sie 
haben ebenfalls das Recht auf eine zeitlich unbegrenzte 
Freistellung, um evtl. traumatische Reaktionen behandeln zu 
lassen. Dies gilt auch für Beschäftigte, deren Dienstalter im 
Normalfall dieses Recht noch nicht beinhaltet. Während der 
ersten zwei Monate dieser Freistellung erhalten die Betroffenen 
ihr volles Entgelt.  
 
Schlussfolgerungen 
Insgesamt gesehen kommt dem öffentlichen Sektor eine 
wichtige Rolle beim Mainstreaming des Themas Gleichheit und 
Vielfalt sowie bei der Einführung von Praktiken zu, die die 
Privatwirtschaft für sich ebenfalls übernehmen kann. 
Mainstreaming bedeutet aber auch, dass gute Praktiken in 
formale Strukturen eingebettet werden müssen. Dies erfordert 
Zeit für die Entwicklung langfristiger und nachhaltiger 
Programme.    
 
Das vorliegende Kapitel hat beschrieben, wie mit Hilfe des 
Prozesses des sozialen Dialogs erreicht werden kann, dass die 
Sozialpartner die Gelegenheit einer angemessenen Beteiligung 
an den Entscheidungsprozessen und der Durchführung von 
Reformen in der staatlichen Verwaltung erhalten können. Wenn 
beide Partner zu Anhörung und Unterrichtung bereit sind, 
besteht kein Zweifel daran, dass die beabsichtigten Ergebnisse 
mit weniger Reibungspunkten und Konfrontation umgesetzt 
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werden können. All dies kann die Erbringung eines öffentlichen 
Dienstes beeinflussen und das Vertrauen der BürgerInnen und 
DienstenutzerInnen in ihre staatliche Verwaltung stärken.         
 
Die nachstehende Tabelle fasst die in dieser Studie erörterten 
Vorschläge zusammen und zeigt, inwieweit die Sozialpartner 
im Rahmen des sozialen Dialogs darüber gesprochen haben. 
Die Ergebnisse der Reformvorschläge werden ebenfalls 
dargestellt. 
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Staat Reform Seite I K V T Ergebnisse und Kommentare 
        
Au Rentenreform  13 � � Generalstreik gegen Veränderungen 
Cz Gründung zweier Staaten 16 Relativ glatter Ablauf des Prozesses  
Dk Demographischer Wandel  20 Vereinbarung ohne Konflikt erreicht  
Dk Finanzierung für 

Weiterbildung  
26 Vereinbarung ohne Konflikt erreicht 

Es Gleichheit und Vielfalt  23 Vereinbarung ohne Konflikt erreicht 
Fr Weiterbildung  36 Vereinbarung durch Verhandlungen 

erreicht 
Fr Rentenreform 1995 31 � � � Prozess ohne Erfolg, Streiks – „Gegner“, 

nicht „Partner“ 
Fr  Rentenreform 2001 31 Veränderungen durch Dialog – „Partner“ 
Fi Demographischer Wandel 20  Umfassendes Veränderungsprogramm 

von den Sozialpartnern gebilligt 
Vk Arbeitsplatzverluste 

(Ankündigung) 
26 � � � � Opposition, Arbeitskampfmaßnahmen  

 Arbeitsplatzverluste 
(sozialer Dialog) 

26 Vereinbarungen über Arbeitsplatzverluste  

 
Legende: I = Information K = Konsultation V = Verhandlung T = Transparenz 
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Es dürfte kaum überraschen, dass die bestimmenden Faktoren 
für den Erfolg der Reformversuche in den öffentlichen 
Verwaltungen das Ausmaß des sozialen Dialogs mit den 
ArbeitnehmervertreterInnen ist und ob dieser Dialog die 
Forderungen Unterrichtung, Anhörung, Verhandlungen und 
Transparenz erfüllt.  Die Erfolgsquote steigt mit der Anzahl 
dieser berücksichtigten Faktoren, wobei die erfolgreichsten 
Reformen zustandegekommen sind, wenn alle vier 
Forderungen erfüllt wurden. Die größten Misserfolge stellten 
sich immer dann ein, wenn keine der vier Forderungen 
berücksichtigt wurde. Die Studie hat gezeigt, dass die 
staatlichen Verwaltungen von ihren BürgerInnen nur dann mehr 
Vertrauen in die Qualität öffentlicher Dienste erwarten können, 
wenn sie mit einer Bestandsaufnahme der 
Beschäftigungsbeziehungen innerhalb der Verwaltungen 
beginnen.   
 
Moral, Wohlergehen und Engagement der Beschäftigten 
werden in hohen Maße davon beeinflusst, inwieweit sie in 
Entscheidungsprozesse mit Auswirkungen auf ihre Arbeit 
einbezogen werden unabhängig davon, ob sich diese auf ihre 
eigenen Arbeitsbedingungen oder auf die Struktur oder 
Erbringungsmechanismen der von ihnen angebotenen 
öffentlichen Dienste beziehen. Diese Faktoren wiederum sind 
Teil der weiter gefassten Beschäftigungsbeziehungen und 
fließen in die Diskussionen und Verhandlungen zwischen 
ArbeitnehmerInnen, ihren VertreterInnen und den Arbeitgebern 
ein. Wenn diese Diskussionen in einer offenen und ehrlichen 
Atmosphäre geführt werden, stehen die ArbeitnehmerInnen 
bevorstehenden Änderungsprozessen wesentlich offener 
gegenüber. Wenn der Eindruck einer unehrlichen und 
sinnlosen Diskussion entsteht, kann davon ausgegangen 
werden, dass sich ArbeitnehmerInnen gegen den Wandel zur 
Wehr setzen werden. Natur, Struktur und Zeitpunkt dieser 
Diskussionen bestimmen das Ergebnis sowohl für die 
Beschäftigten als auch für die BürgerInnen, die unsere 
öffentlichen Dienste in Anspruch nehmen.     
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Es geht aus dieser Untersuchung eindeutig hervor, dass der 
soziale Dialog ein wichtiges Element der Reformen in der 
öffentlichen Verwaltung war. Allerdings wurde der soziale 
Dialog (mit einigen wenigen Ausnahmen) erst dann in die 
Wege geleitet, nachdem der Arbeitgeber bereits seine 
Entscheidung für eine Reform getroffen hatte. Damit ist den 
Gewerkschaften jede Möglichkeit des Versuchs genommen, 
den Wandel bereits im Vorfeld zu gestalten und zu antizipieren. 
Ob dies der Natur der Reform oder der fehlenden Bereitschaft 
der Arbeitgeber geschuldet ist, ihre „Gegenspieler“ in 
adäquater Weise einzubinden, ist unklar. Klar ist jedoch, dass 
je weniger Zeit und Energie auf den sozialen Dialog verwendet 
werden, die Chancen umso größer sind, dass der Prozess 
ausblutet und letztlich die Beschäftigungsbeziehungen und das 
Vertrauen der BürgerInnen in ihre Regierungen zerstört wird. 
Für keine der beteiligten Parteien sollte es Schocks oder 
Überraschungen geben, und ein guter sozialer Dialog sollte 
dies bereits zum Zeitpunkt der Erstellung des Reformkonzeptes 
bis hin zur Implementierung und Evaluierung verhindern.          
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Empfehlungen des Berichts zu zukünftigen 
Arbeiten 
 
Es folgt eine Reihe von Empfehlungen auf Grundlage der 
Studie, um die Arbeit der Sozialpartner innerhalb der 
staatlichen Verwaltungen zu verbessern.   
 

 Qualifikationen und Kompetenzen 
 Aufgrund der Herausforderungen, vor denen staatliche 

Verwaltungen durch den demographischen Wandel, die 
Umwelt und Technologieinnovationen stehen, ist ein 
umfassender Kompetenzerwerb eine wichtige 
Voraussetzung in der staatlichen Verwaltung, auch in 
Zukunft das Geld der SteuerzahlerInnen effizient für 
qualitativ hochwertige Dienstleistungen einzusetzen und 
dabei für BewerberInnen attraktive 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu bieten. Welche Rolle 
sollen die Sozialpartner bei der Festsetzung der 
Ausbildungspolitik für morgen spielen? Ganz bestimmt 
gehören dazu Ausbildungsangebote speziell für diejenigen 
mit geringer Qualifikation, die oft den Anschluss verlieren. 
Wie können die Sozialpartner erreichen, dass die 
Beschäftigten in den staatlichen Verwaltungen fit für die 
Veränderungen der nächsten Jahre werden? Natürlich 
sollte die Freizügigkeit der Arbeitskräfte nicht darauf 
begrenzt werden, dass ein Staatsbediensteter innerhalb 
seiner Dienststelle wechseln kann, sondern der 
Arbeitsmarkt insgesamt sollte ihm offen stehen.  

 
 Umgang mit der Dezentralisierung  

 Gewerkschaften mögen die Dezentralisierung öffentlicher 
Dienste und damit auch der Rechenschaftspflicht zu 
Recht kritisieren, wenn der soziale Dialog auf der lokalen 
Ebene nicht über ausreichende Ressourcen verfügt und 
wenn es dabei um die Privatisierung dieses Dienstes geht 
und nicht um den ernsthaften Versuch, die Erbringung der 
Dienstleistung zu verbessern.    



Empfehlungen des Berichts zu zukünftigen Arbeiten 

91 

 
 Auf der andere Seite muss die Dezentralisierung von 

Dienstleistungen nicht per se negative Auswirkungen auf 
den sozialen Dialog haben – tatsächlich kann sogar das 
Gegenteil eintreten, wie es in Slowenien der Fall war. 
Natürlich ist dies in hohem Maße von der Bereitschaft der 
Sozialpartner abhängig, einen sinnvollen sozialen Dialog 
zu führen, und auch von der Bereitschaft der Arbeitgeber, 
einen sozialen Dialog auf der lokalen Ebene zu 
unterstützen, der das Potenzial zu einer wirklichen 
Einflussnahme auf Entscheidungen hat und die 
Verpflichtung beinhaltet, adäquate Ressourcen zum 
Erreichen der gewünschten Verbesserungen 
bereitzustellen.    

 
 Da die Dezentralisierung insgesamt eine größere 

Koordination seitens der Sozialpartner verlangt, müssen 
diese sich fragen, wie sie in Zukunft sicherstellen wollen, 
dass durch die Verlagerung der Rechenschaftspflicht und 
der Dienstleistungserbringung auf die lokale Ebene der 
soziale Dialog nicht geschwächt wird. Es ist wichtig, dass 
EUPAN und TUNED einen beständigen Dialog über diese 
wichtigen Grundsätze führen.   

 
 Die Umwelt  

 Bei der Umfrage in den einzelnen Ländern waren es 
lediglich die Spanier, die Umweltzwänge zu den 
Schüsselfaktoren der Reformen in der staatlichen 
Verwaltung gezählt haben. Es ist möglich, dass das Ziel 
der Europäischen Kommission, die CO2-Emissionen bis 
2020 um 20 Prozent zu senken, mit Herannahen dieses 
Datums größere Auswirkungen auf die europäischen 
Staaten haben wird als im Moment erkennbar ist. Die 
staatlichen Verwaltungen werden sich an die 
Anforderungen anpassen müssen, die mit der Umsetzung 
dieses Ziels verbunden sind. Wie können die 
Sozialpartner das bewerkstelligen und dabei die hohe 
Qualität öffentlicher Dienste aufrechterhalten?  
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 Gleichheit und Vielfalt 

Es hat Fortschritte bei den Reformen gegeben, dem 
Prinzip der Gleichstellung und Vielfalt innerhalb der 
staatlichen Verwaltungen mehr Geltung zu verschaffen. 
Damit diese Errungenschaften aber in Zukunft nicht 
wieder verwässert werden, sollten die Sozialpartner dafür 
sorgen, dass diese bisher erzielten Fortschritte durch 
Mainstreaming-Maßnahmen gefestigt werden. Dies kann 
eine Koordination auf europäischer Ebene erforderlich 
machen. Lösungen müssen auf den spezifischen Bedarf 
der lokalen Ebene maßgeschneidert werden, sich aber 
auch innerhalb eines gemeinsamen 
Orientierungsrahmens bewegen.         

 
 Antizipation des Wandels 

Das schnelle Tempo der Veränderungen im 21. 
Jahrhundert bringt es mit sich, dass die rechtzeitige 
Planung und Antizipation von Veränderungen zwar 
schwierig, gleichzeitig aber unverzichtbar ist. Wenn die 
Beschäftigten in diesem Sektor und die NutzerInnen der 
Dienstleistungen das Vertrauen in die staatlichen 
Verwaltungen nicht verlieren sollen, müssen sich die 
Sozialpartner dieser Herausforderung stellen. Es muss 
mehr Zeit bereits zu einem frühen Zeitpunkt für Anhörung 
und Unterrichtung zur Verfügung stehen und bevor 
Entscheidungen getroffen werden.  Geschieht das nicht, 
besteht das Risiko einer Unterminierung der Beziehungen, 
da die Parteien die Bedeutung des sozialen Dialogs nicht 
mehr erkennen, die Beziehungen zwischen den 
Sozialpartnern schlechter werden und letztlich das 
Vertrauen der BürgerInnen verloren geht. Es stellt sich die 
Frage, wie die Sozialpartner die gemeinsame Antizipation 
des Wandels verbessern können.   
 
 Verbesserung des nationalen sozialen Dialogs  
Der soziale Dialog findet in den von der Studie erfassten 
Ländern in unterschiedlicher Art und Weise statt. Beide 
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Parteien brauchen starke und gut organisierte Partner, die 
sich umfassend an dem Dialog beteiligen. Damit sie das 
können, müssen sie mit allen dafür erforderlichen 
Informationen versorgt werden. Die Verbesserung des 
sozialen Dialogs auf allen Ebenen und auf allen Stufen 
der Reformen (Entwurf, Durchführung, Evaluierung) ist 
sowohl für die Arbeitgeber als auch für die 
Gewerkschaften von großer Bedeutung. Zwar ist der 
Spielraum für diese Diskussionen durch Gesetze oder 
nationale Gepflogenheiten oft begrenzt, trotzdem sollte 
den Sozialpartnern daran gelegen sein, einen 
Orientierungsrahmen zu erarbeiten, der die Phasen und 
die Begründungen für jeden Punkt innerhalb des Dialogs 
liefert, zum Beispiel Erörterung der Relevanz von 
Reformen; ihre Auswirkungen auf die Gleichstellung; 
Auswirkungen auf die Dienstleistungsqualität; Fairness 
und langfristige Auswirkungen auf die Beziehungen 
zwischen den Sozialpartnern. Wie für jeden anderen 
Prozess gilt auch für den sozialen Dialog, dass er selten 
perfekt ist und dass es immer Raum für Verbesserungen 
gibt, ohne dass deshalb nationale Traditionen geopfert 
werden müssen. Wie kann es den Sozialpartnern besser 
gelingen, ihre Diskussionen und Verhandlungen so zu 
gestalten, dass das Vertrauen der BürgerInnen in ihre 
eigenen Verwaltungen im Sinne einer gesunden 
Demokratie und guter Arbeitsbeziehungen gestärkt wird?  

 
 Recht der ArbeitnehmerInnen auf Anhörung und 
Unterrichtung 
Während des Verlaufs der Studie war es nicht möglich, in 
den staatlichen Verwaltungen genauer zu prüfen, wie die 
europäische Richtlinie über Anhörung und Unterrichtung 
umgesetzt worden ist. Da dieses Gemeinschaftsrecht ein 
wichtiges Werkzeug zur Verbesserung und Bewältigung 
des Wandels sowie der Vertrauensbildung ist, sollte das 
Thema der Umsetzung dieser Richtlinie Gegenstand des 
gemeinsamen Arbeitsprogramms von TUNED und 
EUPAN bleiben.     
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 Europäischer sozialer Dialog 
Der Austausch guter Praktiken, wie ihn diese Studie 
versucht hat, ist wichtig, wenn die Sozialpartner ein 
größeres Verständnis und Wissen über die effizientesten 
Methoden der Verbesserung des Dialogs, der 
Unterstützung der Reformen und der Verbesserung des 
Vertrauens innerhalb der staatlichen Verwaltungen 
entwickeln wollen. Grenzüberschreitende Lernprozesse 
sollten kontinuierlich weitergeführt werden, um beide 
Parteien in ihren zukünftigen Initiativen zu unterstützen. 
Der europäische soziale Dialog sollte als ein Werkzeug 
benutzt werden, um einen besseren sozialen Dialog auf 
nationaler und lokaler Ebene sowie die Gewerkschafts- 
und Arbeitnehmerrechte entsprechend den europäischen 
und internationalen Chartas, Verträgen und 
Übereinkommen zu fördern. 
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Anhang A: Länderprofile 
 

Österreich 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Österreich ist ein Bundesstaat, bestehend aus neun 
Bundesländern. Auf der staatlichen Ebene gibt es 13 
Ministerien, jeweils mit einer Anzahl von Generaldirektionen, 
die weiter unterteilt sind in Abteilungen, Direktionen und 
Referate. Die einzelnen Ministerien sind zwar für ihre 
Personalentscheidungen selbst zuständig, das 
Bundeskanzleramt spielt jedoch innerhalb der 
Bundesverwaltung eine wichtige Rolle bei der Koordinierung 
zum Beispiel der Beschäftigungsregeln für das 
Bundespersonal, der Verwaltungsreform, der Weiterbildung 
und der Löhne. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD) vertritt die 
BundesbeamtInnen sowohl auf der Bundes- als auch auf der 
Landesebene, im Bund erreicht der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad 53%. Gemeinsam mit der Gewerkschaft der 
Gemeindebediensteten (GDG) nimmt der GÖD an den 
jährlichen Tarifverhandlungen mit dem Bundeskanzleramt über 
die Löhne und Arbeitsbedingungen teil. Die Verhandlungen 
gelten für den gesamten öffentlichen Sektor und haben in den 
vergangenen Jahren für Lohnsteigerungen sowohl im Bund als 
auch in den Ländern und Kommunen gesorgt. Die 
Tarifverhandlungen zwischen der Regierung und den 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes über Löhne und 
Arbeitsbedingungen folgen festgelegten Verfahren und haben 
keinen Rechtsstatus. Allerdings werden die verhandelten 
Ergebnisse im Allgemeinen respektiert und bilden die 
Grundlage für die Gesetzesvorschläge der Regierung. Die 
wichtigsten Themen für den sozialen Dialog innerhalb der 
österreichischen staatlichen Verwaltung sind die Löhne und die 
Reform der Lohnsysteme, das Rentensystem und 
Personalfragen. Für die Beschäftigung in externen öffentlichen 



Anhang A: Länderprofile 

96 

Institutionen gelten als Grundlage die Tarifabkommen zwischen 
den Gewerkschaften und den jeweiligen 
ArbeitgebervertreterInnen. Hier ist aber wichtig zu vermerken, 
dass diese Institutionen nicht zur Bundesregierung gehören. 
Der soziale Dialog findet auf Bundes-, Landes- und 
Kommunalebene statt, die Lohnverhandlungen folgen 
informellen Verfahren. 
 
Vertragsbedienstete haben eine ähnliche rechtliche Stellung 
wie die Angestellten in der Privatwirtschaft. Als Ergebnis der 
Reform des Vertragsbedienstetengesetzes im Jahre 1999  
wurde die vertragliche Beschäftigung als eine reguläre Form 
der Beschäftigung in der Bundesverwaltung definiert. Nach 
einem Tarifabkommen zwischen der GÖD und der 
Bundesregierung wurden Vorschriften für die Pensionsfonds 
der vertraglich Bediensteten festgelegt, dieser Prozess fand vor 
kurzem ebenfalls auf die BeamtInnen Anwendung. Vermutlich 
die tiefgreifendste Reform der Beschäftigungsbedingungen im 
öffentlichen Sektor war die Neuausrichtung der 
Altersversorgung mit Auswirkungen besonders auf die 
BeamtInnen. Die Trennung zwischen BeamtInnen- und 
Angestelltenversorgung wurde aufgehoben, daraus ergeben 
sich in Zukunft für die BeamtInnen geringere 
Versorgungsansprüche. Diese Rentenreform hat in einem 
Land, in dem nur selten Streiks und Arbeitskonflikte 
ausgetragen werden, zu beträchtlichen Spannungen und 
Konflikten zwischen den Tarifpartnern geführt. 
 
Artikel 12 und 13 des Staatsgrundgesetzes über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger RGBl 1867/142 und 
Artikel 10 und 11 EMRK bilden die Grundlage für 
Kollektivmaßnahmen. Vor kurzem hat eine 
Verfassungsänderung die Rolle der Sozialpartner anerkannt 
(Artikel 120a Abs. 2 Bundesverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 
1/1930, geändert durch BGBl I Nr. 2/2008).  
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Die Personalien der BeamtInnen und auch der 
Vertragsbediensteten werden von einem Bundesgesetz 
(Vertragsbedienstetengesetz) geregelt. 
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und daraus 

resultierende Reformen 
Während der 1990er Jahre lag er Schwerpunkt in der 
staatlichen Verwaltung Österreichs auf Personalentwicklung, 
Qualitätsmanagement und Leistungsmessung.  
 
Der Regierungswechsel nach den Wahlen im Jahre 2000 war 
der Beginn einer Reformagenda, deren zentrales Thema die 
Reform der Verwaltung mit dem Schwerpunkt Kostenkontrolle 
und Personalabbau auf allen Regierungsebenen war. Zu 
diesem Reformprogramm gehörten aber auch die 
Neuverteilung der Kompetenzen auf die unterschiedlichen 
Regierungsebenen sowie die Dezentralisierung und 
Regionalisierung der Verantwortlichkeiten. Es gab weiterhin 
Initiativen, die Dienstleistungen für die BürgerInnen durch die 
Einrichtung zentraler „One-Stop Shops” auf der Bezirksebene 
zu verbessern. 
 
Gegenstand des Reformprogramms waren ebenfalls die „Back 
Office“-Funktionen ohne Publikumskontakt mit neuen IT-
Systemen für die Haushaltsplanung und das 
Personalmanagement, Benchmarking für den Vergleich 
einzelner Ministerien und die  verwaltungsweite Koordinierung 
des öffentlichen Auftragswesens und des Rechnungswesens.   
 
Abgesehen von der oben beschriebenen Rentenreform ging es 
bei den Reformen in den vergangenen Jahren in erster Linie 
um Lohnstrukturen und spezifische Aspekte des Arbeitsrechts. 
Innerhalb der staatlichen Verwaltung gibt es den Trend, den 
Anteil der Vertragsbediensteten im Vergleich zu den 
BeamtInnen zu erhöhen. Diese Maßnahmen finden allerdings 
keine allgemeine Zustimmung, und die Opposition dagegen 
zweifelt an, ob diese Veränderungen den speziellen Aufgaben 
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des Staatsdienstes gerecht werden und die Überparteilichkeit 
der Staatsdiener auf diese Weise erhalten bleibt.   
 
Es hat außerdem eine Verringerung der Anzahl der 
Beschäftigen im Staatsdienst durch Outsourcing gegeben, das 
eine steigende Anzahl von Institutionen betrifft.  Dies  ging oft 
Hand in Hand mit der teilweisen oder vollständigen 
Privatisierung oder der Abgabe direkter ministerialer Kontrolle 
und der Übertragung von Verantwortlichkeiten an eine externe 
Agentur. Die staatliche Arbeitsmarktverwaltung, das 
Bundesrechnungszentrum, Statistics Austria, die Universitäten, 
die Bundesbahn, Post- und Telekommunikationsdienste, eine 
Reihe von Theatern und Museen und selbst einige Behörden 
wie die Finanzmarktaufsicht wurden ausgelagert. Dieser 
Prozess begann in den 1990er Jahren und wurde in 
Abstimmung mit den Gewerkschaften für den öffentlichen 
Sektor ausgeführt. Eine der Folgen dieser Maßnahmen ist, 
dass in diesen Organisationen jetzt Kollektivverhandlungen 
stattfinden. 
 
Im Jahr 2002 gab es ebenfalls eine umfassende Reform der 
Weiterbildung im öffentlichen Sektor, wobei die Kursinhalte jetzt 
von den einzelnen Ministerien und Verwaltungseinheiten 
definiert werden, damit die berufliche Weiterbildung so weit wie 
möglich den Interessen und Anforderungen einer modernen 
Personalentwicklung entspricht. Die Verwaltungsakademie des 
Bundes wurde mit der Aufgabe betraut, Module für die 
Erstausbildung mit verwaltungsübergreifenden Inhalten zu 
erarbeiten. Seit Anfang 2008 gibt es an den Fachhochschulen 
in Österreich die Studienrichtung Public Management im 
Bachelor-Studium Wirtschaft als Möglichkeit eines 
berufsbegleitenden Studiums für Beschäftigte in der staatlichen 
Verwaltung.   
 
Die Überschneidung von Finanzierung und Zuständigkeiten für 
eine Reihe unterschiedlicher Dienstleistungen auf Bundes-, 
Landes- und Kommunalebene der Verwaltungen mag dazu 
beigetragen haben, dass es aus internationaler Sicht nur eine 
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langsame Durchsetzung der Reformen gegeben hat. In ihrer 
Wirtschaftserhebung 2007 für Österreich hat die Organisation 
für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit (OECD) 
zum Beispiel darauf hingewiesen, dass „die Verbesserung der 
Qualität und Effizienz öffentlicher Dienste die Fragmentierung 
der Entscheidungen für diverse Ausgabenprogramme wie 
Krankenhausversorgung und Sozialhilfe überwinden und die 
Finanz- und Ausgabenzuständigkeit auf einer einzigen 
Verwaltungsebene konzentriert werden muss.“ Allerdings wird 
jede Reform die österreichischen föderativen Strukturen 
berücksichtigen müssen, die eines der definierenden Elemente 
der Republik Österreich sind.  
 
Die OECD-Erhebung berichtet ebenfalls darüber, wie sich der 
öffentliche Sektor zum gegenwärtigen Zeitpunkt durch eine 
zweite Phase umfassender Reformen der Verwaltung arbeitet, 
die Auswirkungen auf die staatliche Verwaltung haben. Dazu 
gehören die Förderung der verwaltungstechnischen 
Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen 
Regierungsebenen sowie die Zusammenarbeit der Behörden 
mit weniger Bürokratie und mehr bürgerfreundlichem E-
Government. Besonders im Bereich der elektronischen 
Bürgerdienste hat es beträchtliche Fortschritte gegeben.   
 
Die Reformmaßnahmen in Österreich berücksichtigen die 
besonderen Verantwortlichkeiten einer demokratischen 
Regierung und öffentlicher Dienste. Eine wichtige Säule der 
laufenden Reform des österreichischen Bundeshalthausrechts 
ist die Einführung des Performance Budgetings mit 
Leistungsmessungen und Indikatoren in den regulären 
Budgetierungsprozess. Damit wird der Schwerpunkt von der 
Ressourcenverantwortung auf die Wirkungs- und 
Leistungsorientierung verlagert. 
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Belgien 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die nationale föderale Verwaltung Belgiens ist Teil einer 
komplexen Struktur der öffentlichen Verwaltung, die aus zwei 
Gemeinschaften (Flämische und Französische 
Sprachgemeinschaft) und drei Regionen (Flandern, Wallonien 
und Brüssel-Hauptstadt) besteht, weiterhin unterteilt in 10 
Provinzen und 589 Gemeinden. Dieses System entwickelte 
sich während der letzten 20 Jahre, wobei die Hauptreformen 
die Gemeinschafts- und Regionalverwaltungen in den 80er 
Jahren entstehen ließ. Die Bundesverwaltung besteht heute 
aus fünf großen Organisationsgruppen – 14 Ministerien, sechs 
Koordinierungsstellen für ministeriumsübergreifende Themen 
(wie nachhaltige Entwicklung und Verbraucherschutz), 16 
Forschungsinstitute, 14 Behörden (die sich mit 
unterschiedlichen Themen von Medizin über 
Gesundheitsprodukte bis hin zur Geschlechtergleichstellung 
befassen) und 15 Dienststellen für Fragen der sozialen 
Absicherung. Der Föderale Öffentliche Dienst Personal und 
Organisation ist zuständig für das Personal auf der föderalen 
Ebene und gehört zum Verantwortungsbereich des Ministers 
für öffentliche Verwaltung und öffentliche Unternehmen.  
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Die wichtigsten Gewerkschaftsorganisationen in der belgischen 
Zentralverwaltung sind die Centrale générale des services 
publics (CGSP), Fédération des Syndicats Chrétiens des 
Services Publics (FSCSP) und das Syndicat libre de la fonction 
publique (SLFP). Es gibt keine entsprechende 
Arbeitgeberorganisation für die Zentralverwaltung. 
Kollektivverhandlungen werden von den für 
Arbeitsbedingungen und Löhne zuständigen Stellen geführt.  
 
Rund drei Viertel der Beschäftigten der belgischen 
Bundesregierung sind BeamtInnen mit einer Reihe gesetzlich 
festgeschriebener Bedingungen, die sie arbeitsrechtlich besser 
stellen als ArbeitnehmerInnen mit Arbeitsverträgen nach 
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Privatrecht. Die strengeren Regeln, die für die Rekrutierung 
und Beschäftigung von BeamtInnen gelten, haben jedoch dazu 
geführt, dass immer häufiger nicht verbeamtete 
ArbeitnehmerInnen eingestellt werden, die inzwischen rund 
25% des Bundespersonals stellen. Es besteht das Ziel, diesen 
Anteil schrittweise wieder auf 20% zurückzuführen.     
 
Es besteht zwar das Recht auf Kollektivverhandlungen, die 
getroffenen Vereinbarungen sind rechtlich jedoch nicht 
bindend.  
 
Der Deckungsgrad der Kollektivverhandlungen ist in Belgien 
mit mehr als 80% sehr hoch, obwohl der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad nur bei 40-55% liegt. Die ausgehandelten 
Kollektivvereinbarungen gelten für den größten Teil des 
öffentlichen Sektors, wobei ein System mit vier 
Verhandlungskomitees (A bis D) für die Festlegung der Löhne 
und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten zuständig ist, 
abhängig von der Regierungsebene, auf der sie tätig sind. 
Komitee A ist für die Beschäftigten in der öffentlichen 
Verwaltung insgesamt zuständig, während Komitee B mit den 
Beschäftigten auf Bundesebene befasst ist. Komitee C ist 
verantwortlich für den öffentlichen Dienst auf Ebene der 
Provinzen und Gemeinden. Es gibt drei große 
Gewerkschaftsbünde, die an sozialistischen, christlichen und 
liberalen Traditionen ausgerichtet sind, aller drei haben 
Mitglieder im öffentlichen Sektor, die in den einzelnen 
Verhandlungskomitees vertreten sind. Die Gewerkschaftsdichte 
im öffentlichen Sektor erreicht 50% bis 60%. Zusätzlich zu den 
Verhandlungskomitees gibt es 19 Beratungskomitees. Die 
wichtigsten Themen für den sozialen Dialog sind Löhne, 
Altersvorsorge, Arbeitszeit und Arbeitsorganisation (gesetzliche 
Bestimmungen). 
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen  
Langfristig gesehen war eine der wichtigsten treibenden Kräfte 
für die Reformen die Aufgabe einer besseren Vertretung der 
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Gemeinschaften und Regionen. Die gegenwärtige 
Verwaltungsstruktur ist relativ neuen Datums, in den 1990er 
Jahren hat es im Rahmen eines Prozesses der personellen 
Umgruppierungen und Mitarbeiterversetzungen einen 
allgemeinen Beschäftigungszuwachs in der öffentlichen 
Verwaltung gegeben. Die Debatten über die politische Struktur 
des Landes gehen weiter, wobei einige politische Parteien in 
der Region Flandern mehr Macht für die Regionalregierung 
fordern. Diese Debatte hat die politische Entwicklung der 
vergangenen Jahre dominiert. Nach den Wahlen von 2007 
konnte sich zunächst keine Regierung bilden, und es dauerte 
relativ lange, bevor eine Koalitionsregierung die Amtsgeschäfte 
übernahm.   
 
Das Thema Bürgervertrauen ist bei den Reformen der 
staatlichen Verwaltung immer ein wichtiges Thema gewesen 
und bestimmte im Hintergrund die Politik, die nach den Wahlen 
1999 formuliert wurde und Pläne für die Modernisierung der 
öffentlichen Verwaltung enthielt. Die Reformen entstanden aus 
Vorstellungen über Leistung und Effizienz und aus der 
Überzeugung, dass man die BürgerInnen als KlientInnen 
betrachten müsse. Es ist nicht eindeutig feststellbar, in 
welchem Ausmaß die Reformpläne zu signifikanten 
Veränderungen geführt haben, da keinerlei Mechanismen zur 
Überwachung des Prozesses vorgesehen waren und auch den 
Ministerien keine Unterstützung und Beratung hinsichtlich der 
besten Durchführung der Reformen angeboten wurde. Die 
meisten Regierungen haben aber während dieser Zeit ihre 
Politik an den Vorgaben des New Public Managements 
ausgerichtet und als Ziel eine auf Kompetenzen basierende 
Reform, ein leistungsorientiertes Management und eine Abkehr 
von dem bisherigen laufbahnorientierten Personalsystem 
definiert. Die Bundesregierung hat viele ihrer 
Incentivemaßnahmen im Bereich Personalmanagement, zum 
Beispiel Weiterbildung, Entgelte und Laufbahnentwicklung, 
eher auf Kompetenzen als auf Leistung basiert. 
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Einige dieser Thesen sind wichtige Punkte der aktuellen 
Reformen der Staatsministerien und werden im Strategiepapier 
der Regierung für die Jahre 2007-2011 beschrieben. Diese 
Reformen bestehen aus drei Hauptelementen – Orientierung 
auf den Kunden, Aufbau einer verantwortlichen, effizienten und 
ergebnisorientierten Verwaltung, und integrierte Entwicklung 
einer Verwaltung, die als Arbeitgeber innovativ, dynamisch und 
attraktiv ist. Das  Ministerium für den Staatsdienst hat eine 
Strategie für den Zeitraum 2005-2007 entworfen, mit der das 
Profil der Bundesregierung als attraktiver Arbeitgeber 
verbessert werden soll. Dies zielte in erster Linie auf besondere 
Gruppen wie ArbeitnehmerInnen mit Behinderungen und 
ArbeitsmigrantInnen ab und betonte den Anspruch der 
Bundesregierung, sich als vorbildlicher Arbeitgeber zu 
präsentieren, der seine Personalstruktur als Spiegelbild der 
gesamten Gesellschaft sieht und der Diversität als zusätzlichen 
Nutzen begreift. Ein weiteres wichtiges Element dieser 
Wertschätzung einer von Vielfalt bestimmten Belegschaft ist 
eine genau Evaluierung des Beurteilungsverfahrens der 
KandidatInnen, das jede Voreingenommenheit bei der Auswahl 
ausschließt.   
 
Regierungen haben bereits versucht, den durch eine alternde 
Gesellschaft gestellten Herausforderungen durch die 
Vorausfinanzierung zukünftiger Bedarfszunahmen im 
Dienstleistungsbereich und durch Steigerung der Produktivität 
der Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung zu begegnen.    
 

Bulgarien 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die bulgarische Regierung besteht aus 16 Staatsministerien 
plus einem Minister für europäische Angelegenheiten ohne 
Portfolio. Es gibt 28 Verwaltungsbezirke und insgesamt 264 
Gemeinden. Interessanterweise sind mehr Frauen in Bulgarien 
Beschäftigte der Zentralregierung als in der bulgarischen 
Wirtschaft insgesamt. Zwar ist die Größe des Staatsdienstes in 
Bulgarien klein im Vergleich zu anderen OECD-Ländern, seine 
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Zusammensetzung zeigt aber einen unverhältnismäßigen 
hohen Anteil von Beschäftigung im Gesundheits- und 
Bildungswesen. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Kollektivverhandlungen sind zwar von Rechts wegen zulässig, 
finden aber in der Praxis in der staatlichen Verwaltung nicht 
statt, und das Entgeltniveau und die Lohnsteigerungen werden 
durch Beschluss der Regierung bestimmt. Es gibt aber einen 
sozialen Dialog auf Ebene der Regierung, der Sektoren, 
Branchen und der Gemeinden. Nach bulgarischem Recht muss 
eine Gewerkschaftsorganisation hierzu den entsprechenden 
rechtlichen Status haben – will sie als repräsentative 
Gewerkschaft anerkannt werden, muss sie mindestens 50.000 
Mitglieder zählen und wenigstens 50 lokale Gewerkschaften mit 
jeweils mindestens fünf Mitgliedern haben, wobei diese 
wiederum in mehr als der Hälfte der bulgarischen Wirtschaft 
präsent sein müssen. Die Gewerkschaftsdichte in der 
Zentralregierung erreicht 35%.  
 
BeamtInnen haben in Bulgarien einen besonderen Status und 
erreichen einen Anteil von 57% der Bediensteten der 
Zentralregierung. Sie haben das Recht auf Vereinigungsfreiheit 
und Streiks, jedoch nicht das Recht auf 
Kollektivverhandlungen. Das Recht auf Streik ist an bestimmte 
Bedingungen geknüpft und gilt erst seit 2006. Auch für die 
Streikaktionen selbst gelten bestimmte Vorschriften, so können 
streikende BeamtInnen entsprechende Schilder und Symbole, 
Protestplakate und Spruchbänder usw. anbringen oder tragen, 
die Arbeit des Staatsdienstes darf aber nicht zum Erliegen 
kommen. Während des Streiks sind die VertreterInnen der 
BeamtInnen und ihre Verhandlungspartner in der Regierung 
dazu verpflichtet, alle Maßnahmen zur baldigen Beendigung 
des Streiks zu ergreifen. Der soziale Dialog findet zwischen 
den Gewerkschaften und dem Ministerium statt, das die 
betroffenen ArbeitnehmerInnen beschäftigt.  
 
Für den sozialen Dialog ist der Nationale Rat für dreigliedrige 
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Partnerschaft zuständig, der aus zwei VertreterInnen des 
Ministerrates und jeweils zwei VertreterInnen der 
Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberorganisation besteht. Den 
Vorsitz des Rates hat der stellvertretende Premierminister, 
während der/die stellvertretende Vorsitzende nach dem 
Rotationsprinzip von der Arbeitnehmer- bzw. der 
Arbeitgeberorganisation gewählt wird.   
 
Die Vertreter der Arbeitnehmerseite sind die Konföderation der 
Unabhängigen Gewerkschaften in Bulgarien und die 
Konföderation der Arbeit Podkrepa. Die wichtigsten Themen 
des sozialen Dialogs sind Arbeitsbedingungen (Löhne, Urlaub 
usw.), Leistungsbewertung und Rechtsrahmen. Der 
Arbeitgeber ist verpflichtet, in Kollektivverhandlungen erzielte 
Vereinbarungen umzusetzen.   
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen 
Die für den Aufbau einer demokratischen Gesellschaft und 
Marktwirtschaft erforderlichen Reformen wurden Anfang der 
90er Jahre in Angriff genommen. In den Folgejahren hat 
Bulgarien 11 Regierungen gewählt, davon haben nur zwei die 
komplette Amtszeit vollendet.  Die Wirtschaftsreformen waren 
eine Voraussetzung für die Mitgliedschaft Bulgariens in der EU 
(Beitritt: 2007); der Wunsch nach einer Aufnahme in die EU 
gehörte zu den wichtigsten Motivationsfaktoren. 
Kroatien 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die Zentralregierung in Kroatien verfügt über 13 Ministerien, 4 
zentrale Verwaltungsstellen, 6 staatliche 
Verwaltungsorganisationen und zahlreiche Behörden und 
Institutionen. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Der soziale Dialog findet zwischen dem Arbeitgeber und den 
Gewerkschaften statt (Bund autonomer Gewerkschaften 
Kroatiens - SSSH). 
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3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen 
Die kroatische Regierung hat im Jahre 2000 ihre Ziele für die 
Reform der öffentlichen Verwaltung beschrieben. Dazu 
gehörten: 
 
• Keine weitere Ausdehnung der staatlichen Verwaltung 
• Dezentralisierung der staatlichen Verwaltung auf 

autonome Organisationen 
• Kritische Analyse der Staatsmaschinerie 
• Stärkung der Rolle der kommunalen und regionalen 

Verwaltung 
• Konsolidierung öffentlicher Körperschaften 
• Dezentralisierung der Gesundheits- und Sozialdienste und 

der Bildungseinrichtungen 
 
Die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit ist ein wichtiger 
Teil der Zielsetzungen des Landes im Rahmen seiner EU-
Mitgliedschaft, dazu gehört auch die Verbesserung der 
„Organisatorischen Effektivität der öffentlichen Verwaltung“. Die 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Landes beinhaltet 
ebenfalls Initiativen zur Verkleinerung der relativen Größe des 
öffentlichen Sektors und die Reduzierung der öffentlichen 
Ausgaben. Kroatien plant weiterhin strategische Maßnahmen 
zur Verbesserung seiner Wettbewerbsfähigkeit, in erster Linie 
basierend auf der Förderung eines Dialogs zwischen dem 
privaten und dem öffentlichen Sektor zum Aufbau einer 
nachhaltigen Konkurrenzfähigkeit in Schlüsselsektoren wie 
Tourismus und Informationstechnologie.  

 
Tschechische Republik 

 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die zentrale staatliche Verwaltung, wie sie in der 
Tschechischen Republik offiziell genannt wird, besteht aus 15 
Ministerien, 12 Zentralorganen der Staatsverwaltung und 
weiteren 8 Institutionen wie dem Büro des Präsidenten der 
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Republik und dem Obersten Rechnungshof. Die 
Zentralregierung beschäftigt mehr als 18.000 MitarbeiterInnen, 
das sind weniger als 0,36 Prozent der Erwerbsbevölkerung. 
Insgesamt gibt es 606 Verwaltungsstellen, bestehend aus 28 
Zentralbehörden und 578 nachgeordneten Dienststellen in den 
Regionen, Bezirken und einigen Städten. In der gesamten 
staatlichen Verwaltung sind 94.507 Personen beschäftigt. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Gewerkschaften mit einer gewerkschaftlichen Deckungsrate 
von weniger als 20 Prozent sind in der überwiegenden Zahl der 
35 zentralen Regierungsstellen tätig. Die Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten in der zentralen Verwaltung werden 
weitgehend durch Gesetze festgesetzt, so dass wenig 
Spielraum für Kollektivverhandlungen über Löhne besteht. Der 
soziale Dialog findet auf Ebene der zentralen staatlichen 
Verwaltung statt. Es gibt Kollektivverhandlungen auf der 
Ressortebene, und die Kollektivvereinbarungen werden einmal 
im Jahr überprüft. Im Land gibt es einen gesetzlich festgelegten 
Mindestlohn, dieser kann durch Kollektivverhandlungen erhöht 
werden. Generell gilt, dass Verhandlungen zwischen den 
Sozialpartnern von der Gewerkschaft der Staatsbediensteten 
und dem/r für das jeweilige Ressort zuständigen MinisterIn 
sowie dem/r FinanzministerIn geführt werden. In der 
Zentralregierung können Streiks und Aussperrungen 
stattfinden, so lange durch diese Aktionen weder Gesundheit 
noch Leben gefährdet werden. Bestimmten Teilen der 
Belegschaften, zum Beispiel den Beschäftigten in 
kerntechnischen Anlagen oder in Gesundheitseinrichtungen, 
sind Arbeitskampfmaßnahmen nicht erlaubt. Das nationale 
Arbeitsgericht des Landes gilt für alle Beschäftigten, für die 
ArbeitnehmerInnen im Sicherheitsgewerbe gilt allerdings ein 
besonderes Gesetz.  
 
Die Beschäftigten in der Zentralregierung der Tschechischen 
Republik haben keinen besonderen Beamtenstatus. Mit 
Ausnahme der Streitkräfte haben alle Bediensteten der 
Regierung das Recht auf Vereinigungsfreiheit, das Recht auf 
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Kollektivverhandlungen (wobei diese im Hinblick auf 
Lohnverhandlungen signifikanten Einschränkungen 
unterliegen) und das Streikrecht; ausgenommen davon sind die 
Beschäftigten bei Gerichten, der Staatsanwaltschaft, den 
Streitkräften und den Sicherheitskräften.  
 
Der Rat für wirtschaftliche und soziale Vereinbarungen (RHSD) 
ist ein tripartistisches Gremium mit VertreterInnen der 
Regierung (stellvertretende MinisterInnen) und des 
Arbeitgebers (MinisterInnen), ebenfalls Sitze in diesem Rat hat 
der Tschechisch-Mährische Gewerkschaftsbund (ČMKOS). Der 
Rat verhandelt über Arbeitsbedingungen, Chancengleichheit, 
die Modernisierung der Systeme der sozialen Sicherung und 
über die Weiterbildung. Hier geschlossene Vereinbarungen 
gelten verbindlich. 
  
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen 
Nach der Unabhängigkeit der Tschechischen Republik 1989 
nahm sich die Regierung eine Reihe von Reformprojekten in 
der staatlichen Verwaltung vor und begann mit der 
Dezentralisierung des Staatsapparates. Finanzielle Vorteile 
sind eine wichtige Reformkraft, und nach Aussage des IWF 
wurde die Tschechische Republik massiv unter Druck gesetzt, 
infolge der Mitgliedschaft des Landes in der EU auf eine neue 
politische Linie mit geringerer Steuerbelastung 
einzuschwenken.    
 
Der demographische Wandel ist ein weiterer Motivationsfaktor 
für die Reform in der zentralen staatlichen Verwaltung. Auf 
Basis der Prognosen von Eurostat wird die Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter ab 2010 zurückgehen, und die 
Abhängigkeitsrate (das ist die Anzahl der Menschen über 65 im 
Verhältnis zur Anzahl der Menschen im Alter zwischen 15 und 
64 Jahren) wird sich von ca. 20 Prozent im Jahr 2005 auf fast 
60 Prozent im Jahre 2050 verdreifachen. Die sich daraus 
ergebenden steigenden Ansprüche an die Altersversorgung 
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und langfristige Pflegeangebote werden eine beträchtliche 
Erhöhung der alterungsbedingten Ausgaben erzwingen. 
 
Infolge des Beitritts der Tschechischen Republik zur EU im 
Jahre 2004 hat die Regierung die folgenden weiteren Reformen 
in der staatlichen Verwaltung in Aussicht gestellt: 
 Rationalisierung der Prozesse in der staatlichen 

Verwaltung 
 Verbesserung des Managements in der staatlichen 

Verwaltung  
 Qualitätsverbesserungen in der staatlichen Verwaltung 
 Verbesserung der Arbeit der Behörden innerhalb der 

staatlichen Verwaltung 
 Rationalisierung der Finanzierung der staatlichen 

Verwaltung 
 
Bei den Reformen wurde ein besonderer Schwerpunkt auf die 
Verbesserung der Qualität der Verwaltungsdienstleistungen 
und auf die Dynamik gelegt, mit der der Staat eine bessere 
Rechtsetzung vorantreibt.  
 
Im Jahre 2006 führte ein neues Arbeitsgesetz eine Reihe von 
Veränderungen ein, darunter auch die Stärkung des 
vertraglichen Prinzips in Kollektivverhandlungen und die 
Erweiterung des Geltungsbereichs dieser Verhandlungen. Im 
Jahre 2007 setzte die Mitte-Rechts-Regierung eine Reihe 
wichtiger Veränderungen im Steuergesetz und in der Kranken- 
und Sozialversicherung durch, mit denen die Verschuldung des 
Landes verringert werden soll. 
 

Dänemark 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Der öffentliche Sektor in Dänemark besteht aus der 
Staatsverwaltung, der Landkreisverwaltung und der 
Gemeindeverwaltung. Auf der zentralen Ebene existieren 19 
Ministerien mit jeweils einem Minister und einem Staatssekretär 
sowie den Ressortchefs und den Referatsleitern. Die Behörden 
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werden meistens von Ministern, Generaldirektoren und 
Referatsleitern geführt. Die staatliche Arbeitgeberbehörde 
(Personalestyrelsen oder Personalverwaltung) ist eine 
Dienststelle innerhalb des Finanzministeriums und zuständig 
für die Rolle des Staates als Arbeitgeber und für die Bereiche 
Löhne, Pensionen, Personal und allgemeines Management.  
 
Der öffentliche Sektor hat eine grundlegende Umstrukturierung 
durchlaufen, die in erster Linie  auf Kostensenkungen durch 
Größenvorteile (economies of scale) im kommunalen Sektor als 
Haupterbringer von Sozialleistungen abzielte. Nach Abschluss 
dieser Reform gab es ab Januar 2007 nur noch 98 Kommunen 
(früher 271) und fünf Regionen (anstelle der früheren 14 
Ämter). Dieser Prozess wirkte sich aber ebenfalls auf die 
Staatsverwaltung aus, die eine Reihe neuer Aufgaben im 
Bereich Umwelt, Schule und Erwachsenenbildung übernehmen 
musste und die jetzt auch für die Steuererhebung zuständig ist, 
die früher Angelegenheit der Kommunen war und auf die mehr 
als die Hälfte der Anfragen der BürgerInnen entfielen. 
 
2. Sozialer Dialog 
Kollektivverhandlungen im staatlichen und privaten Sektor 
haben in Dänemark eine lange Tradition. Im staatlichen Sektor 
verhandelt die Arbeitgeberbehörde mit den 
Gewerkschaftsverbänden, die gemeinsam rund 80 
Einzelgewerkschaften vertreten. Die Gewerkschaftsdichte im 
staatlichen Sektor beträgt rund 90%. Seit 1999 haben alle drei 
Jahre Verhandlungen stattgefunden, die derzeit geltende 
Kollektivvereinbarung läuft vom 1. April 2008 bis zum 31. März 
2011. Die Verhandlungsthemen sind weit gefächert und gehen 
über grundlegende Fragen wie Löhne und Arbeitsbedingungen 
hinaus.  
 
Die Durchführung des Umstrukturierungsprozesses war 
Gegenstand von Verhandlungen zwischen den Sozialpartnern 
im Vorfeld der Unterzeichnung der Kollektivvereinbarungen im 
April 2005. Diese sorgten dafür, dass die 
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Personalumgruppierungen unter Einsatz ordnungsgemäßer 
Verfahren stattfand.  
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen Einer der Hauptgründe für 
die Veränderungen im gesamten öffentlichen Sektor war der 
demographische Wandel. Die Sozialpartner auf der staatlichen, 
regionalen und kommunalen Ebene wissen, dass die Probleme 
im Zusammenhang mit dem steigenden Durchschnittsalter des 
Personals und der steigenden Zahl von MitarbeiterInnen, die in 
den kommenden Jahren in den Ruhestand gehen, gelöst 
werden müssen. Gleichzeitig wird eine immer größere Zahl 
älterer Menschen in der Gesellschaft dazu führen, dass an 
zahlreiche öffentliche Dienste besonders im Gesundheits- und 
Sozialbereich steigende Ansprüche gestellt werden.  
 
Ein weiterer gesellschaftlicher Trend, der ebenfalls die 
Reaktion des öffentlichen Sektors mitbestimmt, ist die 
zunehmende Individualisierung der Ansprüche an 
Dienstleistungen. Dies beruht auf der Erkenntnis, dass immer 
mehr BürgerInnen an die öffentlichen Dienste im Hinblick auf 
Verfügbarkeit und Wahlfreiheit hinsichtlich Zeit und Ort des 
Zugangs und der Erbringung dieser Leistungen die gleichen 
Anforderungen stellen wie an private Dienste.  
 
Im August 2007 hat die dänische Regierung als Reaktion auf 
diesen Erwartungsdruck ein umfassendes Reformprogramm 
angekündigt mit dem Ziel, qualitativ hochwertige öffentliche 
Dienste mit einem besonderen Schwerpunkt auf Sozialdienste 
erbringen zu können. Unmittelbar nach der Bekanntgabe dieser 
Initiative erfolgten dreigliedrige Verhandlungen unter 
Beteiligung der Regierung, der Arbeitgeber im öffentlichen 
Sektor und der Gewerkschaftsbünde. Ende 2007 hatten diese 
Verhandlungen zu einer Reformagenda mit acht Hauptthemen 
und ca. 180 konkreten Handlungsvorschlägen geführt. Diese 
Vorschläge wurden anschließend in den normalen Prozess der 
Kollektivverhandlungen integriert, so dass die Reformen sowohl 
in die 2008 neu zu verhandelnden Kollektivabschlüsse für den 
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Staat als auch für die Regionen und Kommunen integriert 
werden konnten.    
 
Die wichtigsten Themen waren:  
• Verbesserungen im Bereich der Kompetenzentwicklung 

und des lebenslangen Lernens 
• Arbeitsumgebung  
• Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz 
• Gutes Management 
• Einbindung von Qualitätszielen für die Arbeitskräfteplanung 

und –entwicklung in Arbeitsverträge 
 
Zwar gab es über einige der Themen harte Verhandlungen, 
trotzdem konnte die Vereinbarung über den Staatssektor ohne 
Konflikte unterzeichnet werden. Zwei der wichtigsten Initiativen 
im Hinblick auf den demographischen Wandel und die 
Probleme bei der Rekrutierung und Bindung fähiger und 
erfahrener ArbeitnehmerInnen sind der „Seniorbonus“ und das 
Konzept „Plus Arbeitszeit“. Mit dem Seniorbonus sollen ältere 
ArbeitnehmerInnen länger im Beschäftigungsverhältnis bleiben, 
indem sie automatisch 3 Prozent mehr Lohn erhalten, wenn sie 
über das offizielle Rentenalter hinaus weiter arbeiten. Dieses 
Alter ist in den unterschiedlichen Teilen des Staatssektors nicht 
einheitlich geregelt, liegt aber im Allgemeinen zwischen 62 und 
64 Jahren. Dieser Bonus kann bis zu drei Jahre lang gezahlt 
werden, die Bediensteten haben aber auch die Möglichkeit, den 
Bonus gegen zusätzliche Urlaubstage oder zusätzliche 
Rentenansprüche zu tauschen.  
 
‘“Plus Arbeitszeit“ ist eine freiwillige Option für den Arbeitgeber 
und die ArbeitnehmerInnen, zusätzliche Arbeitszeiten zu 
vereinbaren. Die normale Wochenarbeitszeit beträgt 37 
Stunden, im Rahmen dieser neuen Regelung ist es aber 
möglich, bis zu maximal 42 Stunden pro Woche zu arbeiten. 
Diese Vereinbarung kann über einen begrenzten Zeitraum oder 
als Dauerarrangement geschlossen werden. Zwar handelt es 
sich hier um eine individuelle und freiwillige Option, die 
Kollektivvereinbarung legt aber fest, dass örtliche 
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GewerkschaftsvertreterInnen bei der Überwachung der 
Umsetzung und bei der Genehmigung dieser Vereinbarungen 
ein Wort mitzureden haben. 
 
Die dänischen Sozialpartner haben eine Reihe von Initiativen 
ergriffen, um die Rekrutierung ethnischer Minderheiten in den 
Staatsdienst zu verbessern. Im Jahre 2005 wurden im Rahmen 
einer neuen Vereinbarung die so genannten „Integrations- und 
Ausbildungspositionen“ geschaffen. Diese Maßnahmen richten 
sich speziell an ethnische Minderheiten, die aufgrund 
unzureichender Bildung, Sprachkenntnisse und 
Arbeitserfahrungen Probleme haben, eine Beschäftigung zu 
finden. Viele der Reformen, die als Teil des Paketes für 
qualitativ hochwertige öffentliche Dienste verhandelt wurden, 
konnten erst mit der neuen Kollektivvereinbarung im April 2008 
in Kraft treten; es ist also zu früh um zu bewerten, ob sie eine 
effektive Antwort auf den demographischen Wandel darstellen. 
Der Prozess zeigt aber eindeutig, dass Gewerkschaften und 
Arbeitgeber im Staatssektor die gleiche Wahrnehmung der 
Herausforderungen an die staatliche Verwaltung haben, wenn 
es um die Erbringung guter Dienstleistungen geht. Der Prozess 
zeigt ebenfalls, dass Fragen wie Löhne und Arbeitszeiten 
flexibel beantwortet werden können, so lange die Flexibilität 
Teil eines verhandelten Rahmens ist und in enger Abstimmung 
mit den Gewerkschaften auf der lokalen (Arbeitsplatz-)Ebene 
stattfindet.  
 

Estland 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Estland hat zwei getrennte Verwaltungsebenen mit einer 
staatlichen und einer kommunalen Ebene. Der Staat hat 11 
Ministerien, jedoch keine/n MinisterIn mit spezieller 
Zuständigkeit für die öffentliche Verwaltung. Die Staatskanzlei 
verfügt über eine Abteilung für den öffentlichen Dienst, die eine 
koordinierende Rolle in der Personalpolitik im Staatssektor 
spielt. Die eigentliche Zuständigkeit für die Personalplanung 
und –entwicklung wurde jedoch im Rahmen des Gesetzes über 
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den öffentlichen Dienst an die einzelnen Ministerien delegiert, 
wobei die Koordinierungsaufgaben zwischen Finanzministerium 
und Staatskanzlei geteilt wurden.   
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Estland hat sein System öffentlicher Dienste als unabhängiger 
Staat erst ab Mitte der 1990er Jahre aufgebaut, als Anfang 
1996 das Gesetz über den öffentlichen Dienst in Kraft trat. Es 
gibt ca. 26.500 öffentliche BeamtInnen in Estland (ohne 
Mitglieder der Streitkräfte), davon sind 20.200 auf der 
zentralstaatlichen Ebene und 6.300 auf der kommunalen 
Ebene tätig.   Die meisten der 14.600 öffentlichen Bediensteten 
arbeiten für eines der 30 Ämter und Inspektorate (u.a. Polizei, 
Grenzschutz sowie Zoll- und Steueramt). Die estnischen 
Ministerien sind lediglich für die grundsatzpolitischen 
Entscheidungen zuständig und beschäftigen rund 3.000 
Personen. Die Gewerkschaft ROTAL vertritt die Bediensteten 
der staatlichen Verwaltung Estlands. Innerhalb der 
zentralstaatlichen Verwaltung beträgt der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad 15%. BeamtInnen haben kein Streikrecht.  
 
Der soziale Dialog innerhalb der zentralen öffentlichen 
Verwaltung Estlands findet nach ad hoc-Entscheidung statt, 
und es existieren zu diesem Zweck keine besonderen 
Ausschüsse. Die Ausnahme bilden Lohnverhandlungen mit 
einem formelleren Charakter. Die Abteilung für Public 
Governance im Finanzministerium bestimmt die Richtlinien für 
die Entgelte im öffentlichen Sektor und analysiert die 
Lohnstrukturen und Vergütungshöhen der einzelnen Behörden. 
Das Ministerium nimmt an den Verhandlungen mit der 
Gewerkschaft für die staatlichen Bediensteten teil, obwohl 
Leitung und Vorsitz der Verhandlungen Aufgabe des Ministers 
für soziale Angelegenheiten sind. Das Finanzministerium ist 
ebenfalls für die Entwicklung und Umsetzung der Grundsätze 
des Leistungsmanagements und des Qualitätsmanagements 
zuständig, die einen erheblichen Einfluss auf das System des 
öffentlichen Dienstes haben. Der soziale Dialog und 
Kollektivverhandlungen sind in der staatlichen Verwaltung 
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Estlands nur schwach ausgeprägt. Der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad ist niedrig, weniger als 15% aller 
Beschäftigten auf der zentralstaatlichen Ebene sind Mitglieder 
einer Gewerkschaft. Die Angestellten werden durch die Union 
der Bediensteten des öffentlichen Dienstes vertreten, die 
wichtigsten Diskussionsthemen sind Löhne, 
Arbeitsbedingungen. Modernisierung des Sozialstaates, 
Reformen des öffentlichen Sektors usw.  
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen Der Aufbau des öffentlichen 
Dienstes in Estland spiegelt nicht nur eine Antipathie gegen 
staatliche Institutionen wider (eine Altlast aus der Zeit der 
sowjetischen Herrschaft), sondern erfolgte auch zu einer Zeit, 
als das Thema New Public Management einen großen Teil der 
Debatten über die Erbringung öffentlicher Dienste dominierte. 
Das bedeutet, dass Dezentralisierung, Outsourcing, 
Kundenorientierung, Leistungsmanagement, 
Qualitätsmanagement und ähnliche Konzepte wichtige Themen 
der Debatten innerhalb des öffentlichen Sektors waren. 
 
In der noch jungen Geschichte Estlands als unabhängiges 
Land hat das Wahlsystem eine große Anzahl politischer 
Parteien und eine Reihe von Koalitionsregierungen 
hervorgebracht.  Während das generelle Credo des größten 
Teils dieser Regierungen in der Unterstützung einer 
marktorientierten Politik und der Einschränkung der Rolle des 
Staates bestand, bedeuteten die ständigen Wechsel der 
Regierungen und der Koalitionspartner, dass die 
Reformprogramme nie besonders weit gediehen. So wurde 
zum Beispiel 1999 eine Vorlage für eine Verwaltungsreform mit 
dem Titel „Ein Entwicklungskonzept für die öffentliche 
Verwaltung“ angenommen, das Themen wie Privatisierung, 
Verbesserung der politischen Entscheidungskompetenz sowie 
Verbesserung der Qualität und der Effizienz durch eine bessere 
Koordinierung in den Mittelpunkt stellte. Der Text überlebte 
jedoch die Wahlen im gleichen Jahr nicht, und die neu 
gewählte Koalitionsregierung legte ein völlig neues Programm 
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für die Verwaltungsreform vor. Die neue Regierung förderte 
Konzepte wie mehr Transparenz, eine Haushaltsreform, mehr 
Bürgerorientierung und Weiterbildung und Entwicklung im 
Staatsdienst, einige Jahre später und nach dem nächsten 
Regierungswechsel wurde wieder ein neues Konzept 
präsentiert.  
 
Die benannten Prioritäten der derzeitigen Regierung lauten: 
• Verbesserung der Koordination innerhalb der Regierung  
• Entwicklung eines strategischeren Ansatzes in der 

Personalpolitik 
• Rekrutierung, Auswahl und berufliche Entwicklung von 

Top-BeamtInnen 
• Stärkere Beachtung ethischer Grundsätze und Werte im 

öffentlichen Dienst 
• Reorganisation des Lohnsystems im öffentlichen Dienst 

mit mehr Transparenz bei den Entgelten 
• Proaktivere Rolle für die Weiterbildung bei der Umsetzung 

von Grundsatzpolitiken und der Bewältigung des Wandels 
• Förderung der Mobilität der MitarbeiterInnen 
• Verbesserungen in der Verwaltung und in der 

Personalpolitik zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit 

• Sozialer Dialog mit den Gewerkschaften 
 
Seit 2001 haben Fragen des Qualitätsmanagements mit der 
Förderung einer Reihe von Initiativen eine wesentlich höhere 
Priorität bekommen. Dazu gehören: Sensibilisierung der 
ManagerInnen im öffentlichen Sektor für Qualitätsthemen; 
Anwendung von Normen im öffentlichen Sektor im Sinne 
transparenterer und bürgerorientierterer Dienste, Entwicklung 
effizienter Konsultationsmechanismen mit den BürgerInnen; 
umfassende Nutzung der Informations- und 
Kommunikationstechnologie und die Einführung von 
Qualitätsauszeichnungen (Quality Awards). 
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Finnland 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die Regierung besteht aus 12 Ministerien, wobei das 
Finanzministerium über seine Abteilungen Public Management 
und Personal federführend für die öffentliche Verwaltung 
zuständig ist. Diese Abteilungen haben auch die Verantwortung 
für die Ausarbeitung der Public Management-Reformen und 
sind für die einzelnen Ministerien beratend und unterstützend 
tätig, wenn es um die Durchführung der Reformen geht.  
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Als Ergebnis der Umstrukturierung und besonders der 
Delegierung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten auf 
staatliche Unternehmen und Betriebe ist die Zahl der 
Staatsbediensteten von 215.000 im Jahre 1988 auf ca. 124.000 
heute zurückgegangen (diese Zahl beinhaltet mehr als 30.000 
Beschäftigte im höheren Bildungswesen). Rund 5.000 
Personen arbeiten für die nationalen Ministerien, 20.000 sind 
bei den diversen Behörden tätig, die für bestimmte Bereiche 
der Verwaltung zuständig sind. Bei Regional- und 
Bezirksstellen der staatlichen Verwaltung sind weitere 55.000 
ArbeitnehmerInnen beschäftigt.   
 
Rund 85 Prozent der Beschäftigten der staatlichen Verwaltung 
sind Gewerkschaftsmitglieder und werden in 
Kollektivverhandlungen von den Gewerkschaftsdachverbänden 
JUKO und PARDIA oder direkt von der Gewerkschaft JHL 
vertreten. Mit der Ausnahme einiger kleiner Gruppen von 
Staatsbediensteten in höheren Positionen gelten die 
Kollektivverhandlungen für alle Beschäftigten des 
Zentralstaates und werden im Normalfall alle zwei Jahre 
geführt. Das Finanzministerium wird vom Verband der 
staatlichen Arbeitgeber (VTML) vertreten, der für die 
allgemeine Arbeitgeberpolitik des Staates zuständig ist. Die 
aktuelle Kollektivvereinbarung gilt für 28 Monate. Sie trat im 
Oktober 2007 in Kraft, läuft am 31. Januar 2010 aus und bietet 
den grundlegenden Rahmen der Löhne und 
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Arbeitsbedingungen im Staatssektor, lässt aber auch Raum für 
lokale Verhandlungen einzelner Behörden. Eine wichtige 
Entwicklung der vergangenen Jahre war die stufenweise 
Einführung eines neuen Entgeltsystems mit einem 
Leistungslohnanteil, das inzwischen für praktisch das gesamte 
Personal in diesem Sektor gilt.  Wichtige Diskussionsthemen 
innerhalb des sozialen Dialogs sind Löhne, Arbeitsstunden, 
allgemeine Arbeitsbedingungen und Lohnsysteme.   
 
Die staatliche Verwaltung misst dem ständigen Dialog mit den 
Gewerkschaften über Reformfragen einen hohen Stellenwert 
zu. In der Tat gibt es zwischen den Partnern auf der 
zentralstaatlichen Ebene Konsens, dass der soziale Dialog 
sofort beginnen muss, sobald einer der Partner dies fordert. 
Der hohe Grad an Sozialdialog und gewerkschaftlicher 
Organisation in der gesamten finnischen Volkswirtschaft ist 
besonders insofern von großer Bedeutung, als er für diejenigen 
Beschäftigten einen gewissen Lohn- und Rentenschutz 
gewährleistet, die von Umstrukturierungsmaßnahmen  
betroffen sind und in staatliche Betriebe ausgelagert werden. 
Zwar legen schon das Gesetze über Anhörung und 
Zusammenarbeit sowie auch Kooperationsvereinbarungen fest, 
dass bei anstehenden Restrukturierungsmaßnahmen 
Konsultationen durchzuführen sind, Arbeitgeber und 
Gewerkschaften nutzen aber auch informelle Strukturen auf 
allen Verwaltungsebenen, um Informationen auszutauschen 
und die Reform zu beeinflussen. Die Regierung hat nach 
Anhörung der Gewerkschaften eine Entschließung über die 
Grundsätze der Personalpolitik und des Wandels 
verabschiedet. Alle auf dem Wege von Kollektivverhandlungen 
erreichten Vereinbarungen müssen umgesetzt werden, 
BeamtInnen haben das Recht auf Streik.  
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen 
In den 1990er Jahren hat die finnische Volkswirtschaft eine 
schwere wirtschaftliche Rezession durchlaufen, die dem 
öffentlichen Sektor ein hohes Finanzdefizit eingebracht hat. 
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Das hat die damalige Regierung veranlasst, dem öffentlichen 
Sektor und der Wirtschaftspolitik eine Radikalkur zu verordnen. 
Während der gesamten 1990er Jahre wurden staatliche 
Ausgaben zurückgefahren, ohne dabei den Kern des 
Sozialstaates anzutasten. Dies wurde unter anderem durch den 
Einsatz von Techniken des Public  Managements und die 
Öffnung der öffentlichen Dienste für den Wettbewerb, durch die 
Reform des Haushaltssystems und mit Hilfe von Techniken des 
Leistungsmanagements erreicht.   
 
Public Management-Reformen sind seit 1987 Bestandteil aller 
Regierungsprogramme, und alle Koalitionspartner waren Teil 
der diversen Ausschüsse, die zur Formulierung und 
Durchsetzung des Reformprozesses eingesetzt wurden. 
Einzelne MinisterInnen haben außerdem konkret 
Verantwortung für diese Reformen übernommen. Ein wichtiges 
Element während des gesamten Prozesses ist die Evaluierung, 
die nicht nur nach Abschluss des Reformprozesses erfolgt, 
sondern auch während der gesamten Umsetzung in Form von 
Zwischenbewertungen. Damit wird sichergestellt, dass die 
Reformen die beabsichtigten  Wirkungen erzielen. 
 
Finnland steht aufgrund des zunehmenden Durchschnittsalters 
seiner Bevölkerung vor großen Herausforderungen, zumal der 
Anteil der erwerbstätigen Bevölkerung im Vergleich zur 
Ruhestandsbevölkerung schneller abnimmt als in irgendeinem 
der anderen EU-Mitgliedstaaten. Der Anteil der 
Staatsbediensteten, die in den kommenden Jahren in den 
Ruhestand gehen, wird also immer größer, während der 
Rekrutierungspool für neue MitarbeiterInnen auf der anderen 
Seite zunehmend schrumpft. Gleichzeitig gibt es eine 
zunehmende Nachfrage nach Dienstleistungen. Seit 2004 wird 
im Rahmen eines Programms untersucht, wie die Produktivität 
in der staatlichen Verwaltung erhöht werden könnte. Das 
Produktivitätsprogramm wird die Anzahl der Staatsbediensteten 
bis 2015 um 14.500 auf 109.000 verringern. Die Einrichtung 
von integrierten Dienstleistungszentren ist dabei ein 
eigenständiges Reformprojekt. 



Anhang A: Länderprofile 

120 

  
Zu den großen Reformvorhaben gehören weiterhin 
Änderungsvorschläge für die Regionalverwaltung und den 
Universitätssektor. Ab 2010 werden die Universitäten eine neue 
Rechtsform erhalten, und die derzeit 35.000 Beschäftigten 
werden nicht mehr vom Staat bezahlt. Es wird ebenfalls bis 
2015 ein Dezentralisierungsprozess mit der Versetzung von 
4.000 bis 8.000 Beschäftigten von Helsinki in die Regionen 
stattfinden. Aufgrund der sich verschärfenden Lage im 
Arbeitsmarkt prüfen die staatlichen Arbeitgeber verstärkt die 
Möglichkeit, Bedienstete aus den Reihen der MigrantInnen und 
der Menschen mit Behinderungen zu rekrutieren. Es gibt 
bereits einen ausgewogenen Anteil von Männern und Frauen 
im Staatssektor (50:50), wobei zusätzliche Initiativen laufen, 
damit dieser  Gleichstand auch auf allen anderen Ebenen der 
öffentlichen Verwaltung erreicht wird, zumal Frauen auf den 
oberen Führungsetagen immer noch unterrepräsentiert sind. 
Weitere wichtige Maßnahmen gegen die Verknappung von 
Arbeitskräften ist der optimierte Einsatz des vorhandenen 
Personals durch die Entwicklung von Kompetenzen und 
Qualifikationen.  Dies ist teilweise abhängig von der 
Bereitschaft der einzelnen ArbeitnehmerInnen, 
Weiterbildungsangebote zu nutzen und sich auch mit den 
Möglichkeiten eines während des Arbeitslebens mehrfachen 
Karriere- oder Berufswechsels anzufreunden.  
 

Frankreich 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Im Ergebnis eines 1983 eingeführten Gesetzes werden 
Gewerkschaften als Partner in Kollektivverhandlungen 
anerkannt. Zwar sind Kollektivverhandlungen für die 
Beschäftigten auf der zentralstaatlichen Verwaltungsebene in 
Frankreich zulässig, so lange aber Vereinbarungen nicht in 
Dekrete oder Rechtsvorschriften umgesetzt werden, sind 
getroffene Entscheidungen nicht rechtsverbindlich. Das hat 
unterschiedliche Folgen – in einigen Départements finden keine 
Verhandlungen statt, in einigen finden sie statt, aber an die 
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Ergebnisse hält sich niemand, in wiederum anderen 
Départements gibt es Vereinbarungen, und der Arbeitgeber 
richtet sich auch danach. Trotz dieses komplizierten 
Gesamtbildes konnte während der vergangenen zwei 
Jahrzehnte eine Reihe von Vereinbarungen getroffen werden, 
u.a. über Pensionspläne, berufliche Bildung und die 
Verringerung prekärer Beschäftigungsverhältnisse.  
 
Innerhalb der französischen Zentralverwaltung haben die 
meisten ArbeitnehmerInnen zeitlich unbefristete 
Arbeitsverträge. Mit Ausnahme der Streitkräfte arbeiten 12 
Prozent der Beschäftigten in der staatlichen Verwaltung 
Teilzeit. Die meisten Bediensteten in der staatlichen 
Verwaltung sind ‚Fonctionnaires de l’Etat’ (BeamtInnen), die 
Vereinigungsfreiheit und Streikrecht für sich in Anspruch 
nehmen können (mit Ausnahme der Angehörigen der 
Streitkräfte, der Strafvollzugsbediensteten und 
BewährungshelferInnen und der RichterInnen). 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Die Gewerkschaftsdichte im französischen Staatsdienst liegt 
zurzeit bei 15 Prozent. Innerhalb der französischen staatlichen 
Verwaltung gibt es Kriterien die bestimmen, ob eine einzelne 
Gewerkschaft „repräsentativ“ genug ist, um Mitglieder in 
diesem Bereich des öffentlichen Sektors zu vertreten. Diese 
Prüfung erfolgt in erster Linie auf der Basis von Wahlen. Es gibt 
acht Gewerkschaften, die als repräsentativ für die 
Beschäftigten in der staatlichen Verwaltung angesehen 
werden. Das sind die Gewerkschaften der nationalen 
Dachverbände CGT, CFDT, FO, CFTC, CGC. Die anderen drei 
Gewerkschaften SUD, FSU und UNSA sind keinem der 
Dachverbände angeschlossen. Einige andere Gewerkschaften 
vertreten besonders die Interessen der in den Ministerien 
beschäftigten Bediensteten.   
 
Innerhalb der staatlichen Verwaltung gibt es zwei große 
konsultative Systeme – die ‚Commission Administrative 
Paritaire’ (CAP), ein paritätischer Verwaltungsausschuss, der 
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sich mit Einzelfragen befasst, und das ‚Comité Technique 
Paritaire’ (CTP), ein paritätisches technisches Komitee, das 
sich mit Kollektivangelegenheiten befasst. Die 
Kollektivverhandlungen werden auf nationaler Ebene zwischen 
den Gewerkschaften und dem Ministerium für Haushalt, 
öffentliche Finanzen und öffentlichen Dienst geführt, das 
technische Unterstützung von der DGAFP (Generalabteilung 
für Verwaltung und öffentlichen Dienst) erhält. Diese wiederum 
ist dem Premierminister gegenüber rechenschaftspflichtig. 
Lohnverhandlungen gelten für ein Jahr, im Rahmen der 
jüngsten Sozialdialog-Reformgespräche sollen jedoch 
Verhandlungen alle drei Jahre eingeführt werden. Wie bei 
anderen Themen gibt es aber auch hier keine klaren 
Vereinbarungen. 
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen Die Reformen in der 
staatlichen Verwaltung sind auf den Wunsch der Regierung 
zurückzuführen, die Effizienz öffentlicher Dienste zu verbessern 
und die in der Privatwirtschaft bewährten Praktiken weitgehend 
auch für den öffentlichen Sektor zu nutzen. Es wird davon 
ausgegangen, dass der Personalabbau im öffentlichen Sektor 
die Regierung bei der Umsetzung ihrer Ziele unterstützen wird. 
Erreicht wird dies, indem 50% der durch Verrentung frei 
werdenden Stellen nicht neu besetzt werden, so dass die 
Regierung zwischen 40.000 und 45.000 Stellen im öffentlichen 
Sektor jährlich abbauen kann.   
 
Nach der Wahl der amtierenden Regierung im Jahre 2007 
wurde nach den Vorgaben der RGPP43 (Allgemeine 
Überprüfung der Politik der öffentlichen Hand) ein Audit 
durchgeführt. Sinn dieser Übung war die Überprüfung der 
Politiken und Ziele des öffentlichen Sektors unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Ressourcen. 
Konsultationen zwischen den Sozialpartnern fanden zwar statt, 
Entscheidungen wurden jedoch einseitig vom Arbeitgeber 
getroffen.   
                                                 
43 Révision Générale des Politique Publiques (RGPP) 
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Eine weitere wichtige Reform innerhalb des Staatsdienstes 
betraf die Rentensysteme. Im Jahre 2003 hat ein neues Gesetz 
die Regelungen für die Rentenbeiträge innerhalb des 
öffentlichen Sektors geändert und im Wesentlichen an die 
Gegebenheiten in der Privatwirtschaft angepasst. Eine Priorität 
der französischen Regierung war die Reform des sozialen 
Dialogs innerhalb der staatlichen Verwaltung. Im Jahre 2008 
wurden die Vereinbarungen von Bercy zur Reform des sozialen 
Dialogs in den drei öffentlichen Verwaltungen (zentralstaatlich, 
Kommunen und Krankenhäuser) eingeführt. Diese Abkommen 
wurden mit sechs der acht Gewerkschaftsbünde geschlossen, 
die 75 Prozent der Beschäftigten im Staatsdienst 
repräsentieren. Ziel der Vereinbarungen von Bercy war die 
Stärkung der Legitimität der Gewerkschaften, die Verbesserung 
der Mechanismen des sozialen Dialogs, die Verbesserung der 
Verhandlungen und die Verbesserung der Rechte und die 
Erhöhung des Ansehens der zur Vertretung der Interessen 
ihrer Mitglieder gewählten GewerkschaftsfunktionärInnen.    
 
Nach mehr als 12-monatigen Gesprächen wurden die 
Vereinbarungen von Bercy geschlossen. Die wichtigsten 
Ergebnisse: 
 
Stärkung der Legitimität der Gewerkschaften 
• Alle Gewerkschaften haben die Möglichkeit zur Teilnahme 

an den Betriebswahlen 
• Alle Bediensteten (BeamtInnen und Angestellte) wählen 

die Mitglieder der Verwaltungsausschüsse und der 
technischen Komitees 

• Die Wahlzyklen für die Krankenhäuser, die staatliche 
Verwaltung und die Kommunalbehörden werden 
harmonisiert. 

 
Verbesserung der Mechanismen für den sozialen Dialog 
• Eine neue Struktur – der Conseil Supérieur – ist für alle 

drei Verwaltungen (Zentralverwaltung, Krankenhäuser 
und Kommunalverwaltungen) eingesetzt worden 
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• Technische Komitees werden bei der Prüfung von 
Sachfragen eine größere Rolle spielen (zum Beispiel 
Beschäftigung, Kompetenzen, Gleichstellung usw.)  

• Verhandlungen finden sowohl auf der nationalen als auch 
auf der lokalen Ebene statt 

 
Verbesserung der Verhandlungen 
• Erweiterung der Verhandlungsgegenstände 
• Herstellen einer gesetzlichen Grundlage zur Bestimmung 

der Rechtsgültigkeit der durch Verhandlungen erreichten 
Vereinbarungen 

• Stärkung des politischen Wertes der verhandelten 
Vereinbarungen. Die Vereinbarungen werden gültig, 
sobald sie von Gewerkschaften unterschrieben worden 
sind, die mindestens 50 Prozent der an Betriebswahlen 
teilnehmenden Beschäftigten repräsentieren.  

 
Verbesserung der Rechte und des Ansehens gewählter 
GewerkschaftsfunktionärInnen 
• Maßnahmen gegen die Diskriminierung gewählter 

FunktionärInnen 
• Förderung der Gewerkschaftsarbeit und ihrer positiven 

Auswirkungen auf die berufliche Laufbahn  
 

Deutschland 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die Bundesregierung ist Teil eines aus drei Ebenen 
bestehenden Systems, das auch den Ländern und Gemeinden 
beträchtliche Machtbefugnisse gibt. Es gibt 14 Ministerien, 
wobei der Innenminister für alle Angelegenheiten der 
öffentlichen Verwaltung und der Personalpolitik in der 
Bundesregierung zuständig ist. Das Ministerium hat eine 
Abteilung für den öffentlichen Dienst, die die rechtlichen 
Grundlagen der Dienst- und Arbeitsverhältnisse für die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes entscheidend 
mitgestaltet und wichtige Impulse für die Fortentwicklung des 
Dienstrechts insgesamt gibt. Jedes Ministerium ist selbst dafür 
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verantwortlich, dass diese Vorschriften sowie zentrale Leitlinien 
befolgt werden. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Es gibt in der Bundesregierung rund 300.00 Beschäftigte (die 
Angehörigen der Bundeswehr nicht eingeschlossen), im 
öffentlichen Sektor insgesamt sind es mehr als 4,5 Millionen. 
Diese Zahl ist in den vergangenen zehn Jahren, nicht zuletzt 
auch infolge von Outsourcing-Maßnahmen, um 16% 
zurückgegangen.  
  
Die wichtigsten Gewerkschaften auf Bundesebene sind die 
Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, eine der acht 
Mitgliedsgewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
DGB, und der Deutsche Beamtenbund DBB, dem 39 
Mitgliedsgewerkschaften angeschlossen sind und der in erster 
Linie BeamtInnen vertritt. Der DBB ist nicht Mitglied des DGB. 
Gemeinsam mit der „dbb tarifunion”, der Tariforganisation für 
die Angestellten, Arbeiter und Auszubildenden des DBB, 
verhandelt ver.di die Tarifvereinbarungen für die Beschäftigten 
des Bundes und der Gemeinden. Die Regierung wird durch 
den/die MinisterIn des Innern vertreten.  
 
Für die BeamtInnen, die rund 40%  der Beschäftigten in der 
staatlichen Verwaltung stellen, gelten die Tarifabschlüsse nicht, 
sie haben ebenfalls nicht das Recht, zu streiken. Ihre Entgelte 
und Arbeitsbedingungen folgen jedoch den Tarifabschlüssen 
für den Bund. Es gibt partizipatorische Elemente mit 
Einbindung der staatlichen Verwaltung, des DBB und des DGB, 
die auch den BeamtInnen eine Teilnahme am sozialen Dialog 
sichern. 
 
Das Hauptbesoldungssystem, das für die Beschäftigten im 
öffentlichen Sektor gilt, wurde 2005 zum ersten Mal seit 40 
Jahren erneuert. Die aktuelle Vereinbarung, die für die 
Beschäftigten des Bundes und der Gemeinden gilt, läuft Ende 
2009 aus. Der Deckungsrad der Tarifverhandlungen ist hoch, 
wenn die BeamtInnen nicht mitgerechnet werden. Der 
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gewerkschaftliche Organisationsgrad (zwischen 40 und 55 
Prozent) ist deutlich höher als in der Privatwirtschaft. 
 
Typische Themen für den sozialen Dialog sind 
Arbeitsbedingungen, Chancengleichheit, Weiterbildung und 
Reformen im öffentlichen Sektor. Die über Tarifverhandlungen 
erzielten Abschlüsse sind bindend und müssen umgesetzt 
werden.   
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen Ein kosteneffizienterer und 
flexiblerer öffentlicher Sektor sind zwei der wichtigsten Gründe 
für die Veränderungen, die zu der umfassenden 
Verhandlungsrunde über eine revidierte Tarifvereinbarung über 
Löhne und Arbeitsbedingungen im öffentlichen Sektor geführt 
haben. Besonders die Kosteneffizienz war für die deutschen 
Regierungsinstitutionen während der vergangenen zwei 
Jahrzehnte ein wichtiger Punkt, da sich das Land mit den 
Folgen der Wiedervereinigung auseinandersetzen musste. 
Finanzielle Engpässe waren einer der wichtigsten 
Motivationsfaktoren für das Reformprogramm, das 1999 in dem 
Regierungsprogramm Moderner Staat – moderne Verwaltung 
beschrieben wurde. Dort wurden vier wichtige Aktionsfelder 
genannt – das Leitbild eines aktivierenden Staates, der 
öffentliche Aufgaben weiterhin sicherstellt, aber sie nicht 
unbedingt durch staatliche Organe selbst ausführen lässt;  
Verbesserung der Transparenz und des 
Informationsaustausches; stärkere Kooperation zwischen den 
Verwaltungsebenen; und leistungsstärkeres und 
kostengünstigeres Arbeiten sowie die Verwendung von 
Benchmarks.  
 
Ein Element dieses Programms befasste sich mit den 
Beschäftigungsbedingungen, wobei die Bundesregierung ein 
moderneres, vereinfachtes Bezahlungssystem sowie 
Möglichkeiten für mehr Wettbewerb mit privaten Unternehmen 
durchsetzen wollte. Es wurden ebenfalls 
Leistungslohnelemente eingeführt, die die bisherigen 
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Entgeltdifferenzierungen nach Anzahl der Dienstjahre und 
Familienstand beendeten. Für die BeamtInnen wurde der 
Leistungslohn per Gesetz schon 1997 und 2003 eingeführt, 
auch unterstützt von den Gewerkschaften. Ein Vorteil dieses 
neuen Systems ist darin zu sehen, dass es einen Schritt in 
Richtung einer geschlechtsneutralen Lohnstruktur darstellt und 
zu einer Harmonisierung der unterschiedlichen Bedingungen 
führt, die früher für Arbeiter und Angestellte gegolten hatten.  
 
Nachdem das Reformprogramm eine große Anzahl von 
Initiativen und speziellen Projekten angestoßen hatte (in erster 
Linie die DBB- und ver.di-Initiativen 2004), legte die Große 
Koalition 2006 ein neues Vorschlagspaket mit der Bezeichnung 
Zukunftsorientierte Verwaltung durch Innovation mit den vier 
operativen Handlungsfeldern Personal, Steuerung, 
Organisation und E-Government vor. Erkannt wurde die 
Aufgabe, die öffentlichen Finanzen zu kontrollieren und die 
Bürokratie anzubauen, es enthielt aber auch perspektivische 
Elemente insofern, als es den Beitrag der Regierung zu mehr 
Wachstum und Beschäftigung - auch als Beitrag zur Belebung 
des europäischen Lissabon-Prozesses – bestätigte. Ein 
wichtiges Element in dem neuen Programm war der Fokus auf 
Personalfragen und die Erkenntnis, dass Haushaltszwänge 
nicht durch die Kürzung von Personaleinkommen zu lösen sind. 
Das Programm verwies auf den hohen Stellenwert motivierter 
und effizienter MitarbeiterInnen, wobei dies nur durch 
Transparenz im Reformprozess und eine wichtige Rolle für 
Tarifverhandlungen zu erreichen sind wird. Auch die berufliche 
Weiterbildung und die Förderung des lebenslangen Lernens 
wurden hervorgehoben, wobei besonders ältere 
MitarbeiterInnen die Aufgabe haben, Wissen und Erfahrungen 
zu bewahren und weiterzugeben.  
 
Zukunftsorientierte Verwaltung durch Innovation verdeutlicht, 
dass die Bundesregierung nicht nur als Erbringer öffentlicher 
Dienste gesehen werden darf, sondern als Teil eines 
Netzwerks von Organisationen, die im Sinne einer 
Verbesserung der Dienstleistungen zusammenarbeiten 
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müssen. Neben der Entwicklung neuer Vorschläge hat das 
Programm ebenso verdeutlicht, dass eine kontinuierliche 
Weiterentwicklung auf Basis zahlreicher der zuerst Mitte der 
90er Jahre begonnenen Initiativen wichtig ist. Dazu gehören 
strategische Steuerung, Kosten- und Leistungsrechnung, 
Qualitätsmanagement, Zeitanalyse und Benchmarking. Vor 
allem aber zwingt dieses neue Reformprogramm 
Regierungsabteilungen dazu, ihre Aufgaben kritisch zu 
durchleuchten und sich von allen nicht mehr zeitgemäßen 
Methoden, Strukturen und Systemen zu verabschieden. 
 
Auf Grundlage dieses Gesamtpakets wurden Anfang 2007 
konkrete Vorschläge in Form von 32 Projekten für die Bereiche 
Personal, Steuerung und Organisation vorgelegt, weitere 25 
Projekte für den Bereich E-Government. Das Innenministerium 
muss dem Kabinett jährlich einen Fortschrittsbericht über die 
Reformen vorlegen, und laut erstem Bericht dieses Jahres sind 
die meisten der Projekte auf gutem Weg, wenn auch teilweise 
mit geringen  Verzögerungen, bis die entsprechenden 
Ressourcen gefunden und zugeteilt wurden. Die 
Bundesregierung hat zwar die Bedeutung von Verhandlungen 
über neue Beschäftigungsbedingungen erkannt, diese 
Verhandlungen sind jedoch nicht immer glatt über die Bühne 
gegangen. So waren zwar sowohl die Arbeitgeber als auch die 
Gewerkschaften stark daran interessiert, über flexible und neue 
Arbeitszeiten zu verhandeln. Die Arbeitgeber dachten aber in 
erster Linie an längere Arbeitszeiten, so dass die 
Gewerkschaften letztlich eine Verlängerung der Arbeitszeiten 
für Regierungsbeschäftigte im Westen Deutschlands 
konzedierten. Auf der anderen Seite konnten die 
Gewerkschaften flexiblere Arbeitszeitvereinbarungen im Sinne 
einer besseren Work-Life-Balance aushandeln. Im 
Familienministerium zum Beispiel können sich die 
Beschäftigten für eine Arbeitszeit entscheiden, die zwischen 
20% und 100% der normalen Wochenarbeitszeit beträgt. 25% 
der MitarbeiterInnen dort arbeiten Teilzeit.  
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Der demographische Wandel in Deutschland stellt die 
Sozialpartner ebenfalls vor Herausforderungen. Bis 2020 ist 
davon auszugehen, dass etwa 50 Prozent der EinwohnerInnen 
Deutschlands einen Migrationshintergrund haben werden. Auf 
Initiative des Kanzleramtsministers wurde eine Kampagne 
gestartet, die sich mit Fragen der Chancengleichheit befasst, 
auf der lokalen Ebene Aufklärungsarbeit leisten will und 
besonders junge Menschen für eine Karriere im öffentlichen 
Sektor interessieren will.    
 

Portugal 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
In Portugal wird zwischen Beschäftigten des öffentlichen 
Sektors und denen des privaten Sektors unterschieden, für 
beide Gruppen gelten unterschiedliche Gesetze. Für die 
Beschäftigten der Privatwirtschaft gilt das portugiesische 
Arbeitsgesetz, während die arbeitsrechtlichen Beziehungen der 
Beschäftigten im öffentlichen Sektor ab dem 1. Januar 2009 
von zwei spezifischen Rechtsvorschriften geregelt werden. 
Eine kleine Gruppe von Beschäftigten bei der Polizei, beim 
Militär oder beim auswärtigen Dienst (DiplomatInnen) ist nach 
den Bestimmungen des Arbeitsgesetzes für den öffentlichen 
Sektor tätig; für eine weitere Gruppe von ArbeitnehmerInnen 
gilt ein angepasstes Arbeitsgesetz für die öffentliche 
Verwaltung. Die meisten Beschäftigten, die vor 2009 
BeamtInnen waren, sind jetzt nach einer Änderung ihres 
Beschäftigungsstatus Vertragsbedienstete. Zwar gilt für diese 
Gruppe entsprechend neues Arbeitsrecht, trotzdem behalten 
sie einen Teil ihrer früheren Garantien: Disziplinarverfahren, 
soziale Absicherung, spezielle Krankenversicherung, Mobilität 
und Absicherung gegen Arbeitslosigkeit. 
 
Im Jahre 2008 gab es in der staatlichen Verwaltung Portugals 
522.661 Bedienstete, darin eingeschlossen sind das 
Gesundheits- und Sozialwesen, das Bildungswesen sowie 
Finanzen und Rechtsprechung. Es existiert eine direkte und 
indirekte Zentralverwaltung, wobei die letztere die 
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Beschäftigten in Instituten, Krankenhäusern und Universitäten 
beinhaltet. Aufgrund der laufenden Veränderungen der 
öffentlichen Beschäftigung in Portugal stellen die öffentlichen 
Bediensteten (mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag) die 
Mehrheit der ArbeitnehmerInnen in der staatlichen Verwaltung, 
ihr Arbeitsvertrag wird durch das Gesetz über 
Beschäftigungsverträge für öffentliche Funktionen geregelt.     
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Entsprechend den oben beschriebenen Veränderungen hat die 
Mehrheit der im öffentlichen Sektor beschäftigten Personen 
keinen Beamtenstatus mehr. Der größte Teil der öffentlichen 
Aufgaben wird von Personen ausgeführt, die einen 
entsprechenden Beschäftigungsvertrag für öffentliche 
Funktionen unterschreiben.  
 
In Portugal gibt es zwei Verfahrensweisen für den sozialen 
Dialog innerhalb der staatlichen Verwaltung. Die erste Methode 
sind Kollektivverhandlungen, die zweite sind 
Kollektivvereinbarungen. Kollektivverhandlungen sind 
vorgeschrieben und finden jedes Jahr statt, dabei geht es um 
Themen wie Löhne oder allgemeine Laufbahnfragen. Allerdings 
ist der Abschluss einer Vereinbarung nach Beendigung der 
Verhandlungen nicht zwingend vorgeschrieben. Sollte keine 
Einigung erzielt werden können, trifft die Regierung die 
endgültige Entscheidung. Diese Entscheidungen gelten für alle 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst mit 
Beschäftigungsverträgen für öffentliche Funktionen. 
 
Themen wie Kompetenzen, Personalplanung und –
entwicklung, Management und Funktion der öffentlichen 
Verwaltung sind nicht Thema von Kollektivverhandlungen, die 
innerhalb der staatlichen Verwaltung anders ablaufen als in der 
Privatwirtschaft. Typische Themen für den sozialen Dialog sind 
Löhne und allgemeine Entgeltfragen sowie der rechtliche 
Status von BeamtInnen. Im Allgemeinen werden 
Sozialdialogvereinbarungen von der Regierungsstelle 
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geschlossen, die für Finanzen und öffentliche Verwaltung 
zuständig ist.  
 
Im Falle einer Kollektivvereinbarung können die Gespräche zur 
Unterzeichnung einer Gesamtarbeitsvereinbarung führen, wie 
sie auch in der Privatwirtschaft üblich ist. Entsprechend dem 
„neuen“ Beschäftigungsvertrag für öffentliche Funktionen gibt 
es zwei unterschiedliche Kollektivvereinbarungen: Laufbahn-
Kollektivvereinbarungen und Kollektivvereinbarungen für 
öffentliche Unternehmen. Sie gelten nur für die Beschäftigten, 
die Mitglieder der an den Verhandlungen beteiligten 
Gewerkschaft(en) sind.  Themen zukünftiger 
Kollektivverhandlungen sind spezielle Arbeitsbedingungen, 
Lohnzulagen, Begrenzung der jährlichen Überstunden, 
Arbeitszeitflexibilität und Arbeitsorganisation. Jährliche 
Verhandlungen über Entgelte, Lohnstrukturen und allgemeine 
Regelungen für den Sektor der öffentlichen Verwaltung werden 
weiterhin von den wichtigsten Gewerkschaften in der 
staatlichen Verwaltung im Rahmen von Kollektivverhandlungen 
verhandelt. Durch dieses Verfahren handelt der Staat in seiner 
Eigenschaft als Arbeitgeber und verhandelt auf der gleichen 
Ebene wie die Gewerkschaftsverbände, mit denen er 
Vereinbarungen schließt.   
 
Darüber hinaus finden sektorale Verhandlungen über 
Laufbahnen von PolizistInnen, Militärs, Krankenschwestern und 
–pflegern und ÄrztInnen im öffentlichen Dienst statt. Auch diese 
Kollektivverhandlungen sind zwingend vorgeschrieben, eine 
anschließende Kollektivvereinbarung jedoch nicht.   
 
Zurzeit gibt es drei Gewerkschaften in der staatlichen 
Verwaltung Portugals: Frente Comum (CGTP-IN), 
SINTAP/FESAP (UGT) und STE. Die Gewerkschaftsdichte in 
der staatlichen Verwaltung ist der Regierung nicht bekannt, da 
es nach der portugiesischen Verfassung aus 
Datenschutzgründen nicht gestattet ist, diese Informationen zu 
erheben. Die ArbeitnehmerInnen in der öffentlichen Verwaltung 
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Portugals haben das Recht zu streiken, davon ausgenommen 
sind Militärs, Sicherheitskräfte und RichterInnen. 
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen 
Themen wie Effizienz, Preis-Leistungsverhältnis und Kontrolle 
öffentlicher Ausgaben sind Prioritäten für die portugiesische 
öffentliche Verwaltung, zumal die öffentlichen Ausgaben 2005 
einen Anteil von 6,1% am BIP hatten. Aufgrund der 
Mitgliedschaft in der EU ergaben sich daraus für die 
portugiesische Regierung einige Probleme. Das 
Umstrukturierungsprogramm für die staatliche Verwaltung 
(PRACE) hat seine Aufgabe, die Anzahl der Behörden von 518 
auf 331 zu reduzieren, fast abgeschlossen; daraus haben sich 
erhebliche Auswirkungen auf die „Mobilität“ und 
„Versetzungsfähigkeit“ der betroffenen Staatsbediensteten 
ergeben. Das Thema der „speziellen Mobilitätsregelungen“ hat 
bereits zu Reaktionen der Gewerkschaften in der staatlichen 
Verwaltung und der portugiesischen nationalen 
Gewerkschaftsdachverbände geführt.  
 
Im Laufe der letzten Jahre haben die portugiesischen 
Regierungen den öffentlichen Sektor und besonders die 
staatliche Verwaltung reorganisiert. Um die Anzahl der 
Beschäftigten in diesem Sektor abzubauen, hat die derzeitige 
Regierung als Rekrutierungsregel eingeführt, dass von zwei 
aus dem Dienst ausscheidenden Staatsbediensteten nur noch 
einer ersetzt wird. Diese gesamte Neuorganisation findet in 
einem Kontext statt, in dem die Arbeitskosten des Landes im 
öffentlichen Sektor einen höheren Anteil am BIP darstellen als 
im EU-Durchschnitt trotz einer geringeren Anzahl von 
Staatsbediensteten, als dies im Mittel in den EU-Ländern der 
Fall ist. Ein Problem dieses Programms sind die Befürchtungen 
der Gewerkschaften, dass dem Beschäftigungsabbau innerhalb 
des öffentlichen Sektors keine Zuwächse in der Privatwirtschaft 
gegenüberstehen.  
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2007 wurde das gesamte Bewertungssystem im öffentlichen 
Sektor reformiert, wobei drei Subsysteme zu einem einzigen 
integriert wurden: i) Bewertung von Dienstleistungen; ii) 
Bewertung von ManagerInnen der höheren und mittleren 
Laufbahn; und iii) Bewertung der anderen Staatsbediensteten. 
Ebenfalls reformiert wurden das System der Renten im 
öffentlichen Dienst sowie die Ernennungsverfahren für leitende 
Staatsbedienstete, um politische motivierte Aufstiege zu 
begrenzen und einen vereinfachten offenen Wettbewerb für 
das Management der mittleren Ebene einzuführen. Die 
PRACE-Reformen von 2006  sollen zu einer Restrukturierung 
und Rationalisierung der staatlichen Verwaltung führen, 
erfassen aber auch andere Institutionen des öffentlichen 
Sektors. Einer der wichtigsten Motivationsfaktoren für diese 
Reform ist die Umstellung auf die Erbringung von Diensten 
nach marktwirtschaftlichen Kriterien und die Dezentralisierung 
auf lokaler Ebene.   
 

Slowenien 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die slowenische zentralstaatliche Verwaltung verteilt sich auf 
15 Ministerien und 58 territoriale Gebiete. Um ihnen eine 
größere Autonomie zu sichern, wurden innerhalb dieser 
Ministerien spezielle Abteilungen eingerichtet, zum Beispiel die 
Polizei innerhalb des Innenministeriums, die Finanzbehörde 
innerhalb des Finanzministeriums usw. Im Laufe der letzten 15 
Jahre hatte sich die Anzahl der Beschäftigten innerhalb der 
slowenischen Zentralverwaltung auf 34.000 Personen im Jahre 
2005 vervierfacht (einschließlich Polizei und Militär). Bis 2008 
wurde dieser Personalbestand jährlich konstant um 1% 
verringert, allerdings in erster Linie zurückzuführen auf 
natürliche Abgänge.  In den Jahren 2005 – 2008 hat die 
Regierung ein Gesetz eingeführt, das Unterschiede im 
Beschäftigungsschutz und bei den Kündigungsrechten 
zwischen öffentlichem und privatem Sektor nivelliert hat.    
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Innerhalb der slowenischen Zentralregierung gibt es gesetzlich 
festgelegte Kriterien um zu entscheiden, ob eine Gewerkschaft 
„repräsentativ“ genug ist, um Mitglieder in diesem Bereich des 
öffentlichen Sektors zu vertreten. Kollektivverhandlungen sind 
das allseits akzeptierte Verfahren, um die 
Beschäftigungsbeziehungen zwischen den Beschäftigten in der 
zentralen Verwaltung Sloweniens und der Regierung als 
Arbeitgeber zu regeln. Es gibt einen gesetzlich festgelegten 
besonderen Mechanismus für die Belegung von Konflikten und 
zur Aufrechterhaltung eines Mindest-Dienstleistungsangebots 
bis zur Beendigung von Arbeitskampfmaßnahmen. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Der soziale Dialog ist zentralisiert und findet auf der zentralen 
öffentlichen Verwaltungsebene zwischen den Gewerkschaften 
und der Verhandlungsgruppe der Regierung statt, zu der 
VertreterInnen aller Ministerien, einiger Regierungsstellen, des 
Parlaments und des Verbandes der Gemeinden gehören. Es 
wurde ein Staatssekretär für den sozialen Dialog im Land 
ernannt, um die Aktivitäten zwischen den Sozialpartnern zu 
koordinieren. Eine wichtige Rolle in diesem Bereich war das 
Sozialabkommen (unterzeichnet für einen Zweijahreszeitraum 
von 2007-2009) zwischen den Gewerkschaften und der 
Regierung über die wichtigsten wirtschaftlichen und sozialen 
Fragen wie Wirtschaftswachstum, Inflation, öffentliche 
Finanzen, Steuern, Beschäftigung und Arbeitsmarkt, sozialer 
Dialog, Löhne, Gesundheits- und Sozialsysteme usw.          
 
Ein neues Gesetz über die Besoldung im öffentlichen Sektor 
wurde 2002 verabschiedet und vor kurzem umgesetzt. Es soll 
Ungleichheiten zwischen den Löhnen in den unterschiedlichen 
Bereichen des öffentlichen Sektors abbauen.   
  
Der soziale Dialog in Slowenien ist nach bestimmten Kriterien 
strukturiert. Ein Teil des neuen Beamtengesetzes (2002) und 
ebenfalls Teile sonstiger einschlägiger Gesetze (Gesetz über 
Kollektivvereinbarungen, Gesetz über die Besoldung im 
öffentlichen Sektor und Gesetz über die Regelung der 
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Beschäftigungsbeziehungen) legen fest, wie der soziale Dialog 
geführt werden soll. Das Gesetz schreibt vor, dass es 
Diskussionen und Verhandlungen zwischen den Sozialpartnern 
geben muss. Wo früher jede der beiden Parteien versuchen 
konnte, Veränderungen gegenüber der anderen Seite 
durchzusetzen, müssen sich jetzt beide Dialogpartner darum 
bemühen, eine Konsensvereinbarung zu finden, bevor es zu 
konkreten Veränderungen kommt.   
 
Die Fahrtkosten der BeamtInnen zum Arbeitsplatz werden vom 
Arbeitgeber entsprechend den Gesetzen, 
Kollektivvereinbarungen oder Regierungsdekreten 
übernommen.   
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen 
Die Gründe für die Veränderungen in der slowenischen 
Zentralverwaltung waren die Einführung von E-Government, 
bessere Rechtsetzung, Qualitätsmanagement von 
Dienstleistungen (um sie offen, transparent und 
benutzerfreundlicher zu machen), New Public Management 
und Effizienzmessungen. 
 
Für den öffentlichen Sektor wurde ein neues Lohnsystem 
eingeführt, und Verhandlungen mit Gewerkschaften wurden vor 
kurzem abgeschlossen. Neue Weiterbildungssysteme und 
Leistungsbewertungen wurden im gesamten öffentlichen Sektor 
eingeführt, da die Regierung den öffentlichen Sektor nach dem 
Vorbild der Privatwirtschaft umgestalten will.    
 
Trotz dieser Motivationsfaktoren hat es in dem Land noch keine 
nennenswerten Privatisierungen oder Outsourcing-Initiativen 
vom öffentlichen zum privaten Sektor gegeben. Einer der 
vermuteten Gründe dafür ist darin zu sehen, dass die 
Regierung hart arbeitet, um in E-Government zu investieren 
und dass sie einige Schritte unternommen hat um zu 
verhindern, dass die IT-Arbeit privatisiert oder ausgelagert wird. 
Die Regierung befürchtet, dass private Unternehmen diese 
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Daten missbrauchen und vertrauliche Informationen nicht in 
ihrem Sinne verwenden könnten. 
 

Spanien 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die derzeitige spanische öffentliche Verwaltung befindet sich 
seit Einführung der Verfassung 1978, die in der Zeit des 
friedlichen Übergangs in eine Demokratie entstanden  ist, in 
einem Prozess der Entwicklung. Die 17 Autonomen 
Gemeinschaften oder Regionen können eine Vielzahl von 
Zuständigkeiten für sich beanspruchen, aber inwiefern sie 
diese Möglichkeit bisher genutzt haben, ist von Region zu 
Region unterschiedlich. Das Gesamtbild der Autonomen 
Gemeinschaften ist erst im Laufe der Zeit entstanden, als die 
spanischen Regionen mit der Wahrnehmung ihrer 
Autonomierechte begonnen haben. Alle Autonomen 
Gemeinschaften wurden zwischen 1979 und 1983 gegründet, 
und mit der Genehmigung des Sonderstatutes für die 
autonomen Städte Ceuta und Melilla 1995 war die Aufteilung 
abgeschlossen. 2005 wurde mit einer Reform und 
Modifizierung der Statuten der Autonomen Gemeinschaften 
begonnen, dies wurde bereits in einer Reihe von 
Gemeinschaften wie Andalusien, Aragonien, Balearen, 
Katalonien und Valencia erfolgreich durchgeführt. 
 
Auf nationaler Ebene gibt es 17 Ministerien einschließlich des 
Ministeriums für Territorialpolitik, das für die Autonomen 
Gemeinschaften zuständig ist und das die Personalpolitik 
innerhalb der vom Finanzministerium gesetzten Grenzen 
koordiniert. Die einzelnen Ministerien arbeiten innerhalb des 
allgemeinen Rahmens, den das Ministerium für Territorialpolitik 
setzt, haben aber einen gewissen Freiraum zur Entwicklung 
spezifischer eigener Politiken. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
In der allgemeinen staatlichen Verwaltung gibt es ca. 554.800 
Beschäftigte einschließlich Polizei und Militär. Die Autonomen 
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Gemeinschaften beschäftigen 1.260.575 MitarbeiterInnen, die 
lokalen Behörden 607.294. BeamtInnen genießen weiterhin 
einen gesetzlichen Sonderstatus hinsichtlich ihrer 
Beschäftigungsbedingungen und daher einen umfassenderen 
Beschäftigungsschutz als ArbeitnehmerInnen, für die 
Privatrecht gilt.  Rund 70 Prozent der Beschäftigten der 
staatlichen Verwaltung sind BeamtInnen.  Es hat im Laufe der 
Jahre einige Änderungen des Beschäftigungssystems im 
Staatsdienst gegeben mit Reformen in der Mitte bis zum Ende 
der 1990er Jahre. Dabei wurden Elemente wie Bewertungen 
und Incentive-Systeme sowie Mobilität, eine gewisse 
Flexibilisierung der Arbeitszeit sowie Maßnahmen für eine 
spätere Pensionierung eingeführt.  
 
Die beiden großen Gewerkschaftsbünde UGT und CC.OO 
haben mit FSP und FSAP auch zwei Gewerkschaftsverbände 
für den öffentlichen Sektor. Die CSI-CSIF organisiert speziell im 
öffentlichen Sektor. Die Gewerkschaftsdichte in der 
Zentralverwaltung liegt bei ca. 27%. Die Mitgliedschaft in den 
Gewerkschaften ist zwar niedrig, das spanische System ähnelt 
aber dem französischen insofern, als der Deckungsgrad von 
Kollektivverhandlungen sehr hoch ist und sich die Stärke und 
der Einfluss der Gewerkschaften eher darin manifestieren, dass 
GewerkschaftsvertreterInnen bei den Wahlen zu den 
Betriebsräten umfassend unterstützt werden. Die derzeitigen 
Strukturen und Prozesse für den sozialen Dialog in der 
Zentralregierung und öffentlichen Verwaltung haben sich seit 
der Wahl der sozialistischen Regierung 2004 beträchtlich weiter 
entwickelt. Die formelle Anerkennung des Verhandlungsrechts 
der Gewerkschaften leitet sich aus zwei Gesetzen aus den 
Jahren 1985 und 1987 ab, und es besteht die Vorgabe, in 
gutem Glauben und in einer offenen und transparenten Art und 
Weise zu verhandeln. Zu den Diskussionsthemen zwischen 
den Sozialpartnern gehören Löhne, Arbeitsbedingungen, 
Evaluierung von Tätigkeiten, Bedingungen der 
Dienstleistungserbringung und Weiterbildung. 
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Es gibt auf Ebene der zentralen Verwaltung drei 
Verhandlungsgremien: 
 
1.  Komitee für die Verhandlung der für alle Bediensteten 

geltenden Arbeitsbedingungen 
2.  Komitee für die Verhandlungen ausschließlich über 

Belange von BeamtInnen 
3.  Komitee für die Verhandlungen für die Belange aller 

MitarbeiterInnen einschließlich der BeamtInnen 
 
Es gibt ebenfalls ein Komitee, das sich mit den 
Kollektivverhandlungen der Staatsbediensteten befasst. 
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen Zu einigen der wichtigsten 
Einflussfaktoren für Veränderungen gehören die Delegierung 
von Befugnissen und Verantwortung auf die autonomen 
Regionen; die Auswirkungen der EU-Integration; neue 
Anforderungen infolge umweltpolitischer Vorgaben und 
Immigration; Notwendigkeit eines umfassenderen Einsatzes 
der Informationstechnologie sowie Verbesserung der 
Effektivität und Effizienz im gesamten öffentlichen Dienst. 
 
Die Reorganisation einiger Teile der zentralen Verwaltung 
erfolgte durch die Einrichtung von Behörden und neuen 
öffentlichen Ämtern, die den BürgerInnen verbesserte 
Möglichkeiten für ihren Zugang zu Dienstleistungen eröffnen. 
Um sich ernsthaft mit der Frage der Dienstleistungsqualität 
befassen zu können, hat die Regierung eine Behörde für die 
Evaluierung der Qualität von Dienstleistungen und öffentlicher 
Politik eingesetzt. Die Gewerkschaften haben erkannt, dass an 
dem Wandel kein Weg vorbei geht und 2002 eine Vereinbarung 
über die Modernisierung und Verbesserung der öffentlichen 
Verwaltung unterzeichnet. Weitere Reformen, die in den 
vergangenen Jahren durchgeführt wurden, betreffen die 
Verbesserung von Dienstleistungschartas, 
Beschwerdemanagement, Qualitätsauszeichnungen sowie 
Bewertungen durch eigene und externe Stellen.  
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Es gibt einige Anzeichen dafür, dass die Reformen des Public 
Management seit den 1980er Jahren nicht die weit reichenden 
Auswirkungen hatten, wie sie evtl. zu erwarten waren. Eine 
Erklärung dafür könnte sein, dass gleichzeitig der Prozess der 
Regionalisierung stattfand und dass die Umsetzung von 
Reformen auf nationaler Ebene durch die Erwartung gebremst 
wurde, dass Dienstleistungen ohnehin demnächst 
dezentralisiert und an die Regionen delegiert werden würden. 
Der Umfang der Reformausführung war ebenfalls von der 
Organisation selbst abhängig, wobei einige der radikaleren 
Veränderungen in Behörden stattfanden, die mit größerer 
Unabhängigkeit agieren und bei denen ein größerer Zwang 
besteht, ihre Dienstleistungserbringung für die BürgerInnen zu 
verbessern – zum Beispiel die für die Steuern zuständige 
Behörde oder das autonome Amt unter der Leitung des 
Ministeriums für Arbeit und Soziales mit der Bezeichnung 
Nationales Institut für soziale Sicherheit.  
 
Nach der Wahl der sozialistischen Regierung im Jahre 2004 
unterzeichnete diese mit den Gewerkschaften eine 
Vereinbarung über den soziale Dialog, wobei die 
Gewerkschaften ein umfangreiches Programm für den Wandel 
vorlegten und dabei Themen wie Gleichstellung, 
Altersversorgung, Gewalt am Arbeitsplatz und eine Reihe 
weiterer Punkte ansprachen. Das übergeordnete Ziel waren die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und die Verbesserung 
der beruflichen Kompetenzen der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst als Teil einer Strategie zur Verbesserung der 
Dienstleistungsqualität.  Im April 2007 wurden grundlegende 
neue Regelungen für die Beschäftigung in der öffentlichen 
Verwaltung festgelegt, die im Mai 2007 in Kraft traten und einen 
neuen Rahmen für die Beschäftigungsbedingungen setzten. 
Die Gewerkschaften sehen dies als eine umfassende 
Reforminitiative an, an der sie im Rahmen detaillierter 
Verhandlungen über eine Vielzahl von Themen wie Löhne, 
Arbeitsbedingungen und sonstige Fragen beteiligt waren.  
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Diese neuen Regelungen legen eine Laufbahnstruktur für 
öffentlich Bedienstete fest und sind auch als Antwort auf die 
zunehmende Zahl prekärer Beschäftigungsverhältnisse zu 
verstehen. Auf diese Weise sollen mehr Beschäftigte rekrutiert 
werden, für die diese gesetzlichen Regelungen gelten.  Die 
Gewerkschaften sehen den Aufbau eines stabilen 
Beschäftigungssystems im öffentlichen Sektor als einen 
unverzichtbaren Faktor für die Garantie qualitativ hochwertiger 
Dienstleistungen an. Zwei wichtige Bereiche, über die 2002 
verhandelt wurde, waren Telearbeit und Gleichstellungspläne, 
die in einen übergeordneten „Concilia-Plan“ eingebettet waren 
und mit flexibleren Arbeitsmodellen den Beschäftigten in der 
öffentlichen Verwaltung die Möglichkeit für eine individuellere 
Verzahnung von Arbeits- und Privatleben eröffnen wollten. Der 
Concilia-Plan erkennt an, dass zur Verbesserung der 
Gleichstellung von Männern und Frauen in der öffentlichen 
Verwaltung noch viele Initiativen erforderlich sind, und 
beschreibt eine Vielfalt von Maßnahmen, die nach Auffassung 
der Gewerkschaften und der Arbeitgeber geeignet sind, dieses 
Problem zu lösen. Zunächst geht es um Änderungen, die die 
Arbeitszeit und die Flexibilität betreffen, wobei ein normaler 
Arbeitstag spätestens um 18:00 Uhr zu beenden ist. Weiterhin 
geht es um flexible Arbeitszeiten, Vaterschaftsurlaub, 
zusätzlichen Mutterschaftsurlaub, flexiblere Vereinbarungen mit 
allein erziehenden Elternteilen und MitarbeiterInnen, die Kinder 
oder andere Familienangehörige betreuen. Der Plan beinhaltet 
ebenfalls spezielle Vorschläge zum Umgang mit sexueller 
Belästigung am Arbeitsplatz sowie Unterstützungsprogramme 
für Frauen, die Opfer häuslicher Gewalt sind.  
 
Gewerkschaften und Arbeitgeber müssen ebenfalls 
Gleichstellungspläne für alle Betriebe mit mehr als 250 
Beschäftigten verhandeln. Diese Pläne betreffen die Einstufung 
von Tätigkeiten, berufliche Aufstiegsmöglichkeiten, Zugang zu 
Arbeit und Ausbildung, Löhne, Arbeitszeiten und die 
Auswirkungen all dieser Punkte auf die 
Geschlechtergleichstellung am Arbeitsplatz. Die eigentliche 
Aussage des Plans besteht darin, dass das Problem der 
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Ungleichheit gelöst werden muss, falls es reale Fortschritte in 
Richtung auf eine faire und gerechte Gesellschaft geben soll.    
 

Schweden 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Die Beschäftigung innerhalb der zentralstaatlichen Verwaltung 
beschränkt sich auf  Bereiche, die direkt der Regierung 
unterstellt sind. Insgesamt zählt die staatliche Verwaltung rund 
235.000 Bedienstete, davon sind 200.000 Angestellte. Im Jahre 
2008 waren 50 Prozent der dort Beschäftigten Frauen. Die 
Gesamtzahl der Beschäftigten im öffentlichen Sektor 
(einschließlich der Provinzen und Gemeinden) ist im Vergleich 
zu anderen EU-Ländern hoch, rund ein Drittel der 
Erwerbsbevölkerung ist hier beschäftigt.    
 
Die zentralstaatliche Verwaltung besteht aus 250 Behörden, 
dazu zählen auch Universitäten, Gerichte, Polizei, Streitkräfte, 
die schwedische Sozialversicherung, die Finanzbehörde, das 
Arbeitsamt, der Strafvollzug, das schwedische Straßenbauamt, 
die Flughäfen und die Nationalmuseen. Die schwedische 
Regierung leitet ebenfalls eine Reihe staatlicher Unternehmen. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Trotz der Reorganisation innerhalb der staatlichen 
schwedischen Verwaltung und der schwedischen 
Unternehmenswelt insgesamt hat das Schwedische Modell viel 
von seinem durch Kollektivverhandlungen und 
Sozialpartnerschaft geprägten Ethos bewahrt. Alle Sektoren 
der Wirtschaft sind gut organisiert, die Gewerkschaftsdichte ist 
nach wie vor hoch und liegt geringfügig über der im privaten 
Sektor.   
 
Der Staat als Arbeitgeber wird vertreten durch die Schwedische 
Behörde für öffentliche Arbeitgeber (Arbetsgivarverket - SAGE), 
während die ArbeitnehmervertreterInnen von den drei 
schwedischen Gewerkschaftsbünden SACO-S 
(Dachorganisation der schwedischen 
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Akademikergewerkschaften), OFR (Verhandlungsrat für die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst) and SEKO (Schwedische 
Gewerkschaft für Beschäftigte des Dienstleistungs- und 
Kommunikationssektors) vertreten werden. Das Streikrecht für 
Bedienstete der Regierung ist zwar gesetzlich verankert, in 
Schweden aber erst durch ein Gesetz jüngeren Datums (1966) 
eingeführt worden. Dieses Recht ist allerdings auf Aktionen 
beschränkt, die die öffentliche Sicherheit nicht gefährden. 
Diese Einschränkung erfolgt aber freiwillig, das Streikrecht wird 
gesetzlich nicht beeinträchtigt. Seit 1998 gelten die nationalen 
sektorbezogenen Lohnabschlüsse im Normalfall für jeweils drei 
Jahre. 
 
Im Jahre 2006 hat der Arbeitgeberrat, der aus allen staatlichen 
Arbeitgebern zusammengesetzt ist, seine Agenda für 2007-
2010 festgelegt. Darin sind Maßnahmen beschrieben, die zur 
Bewältigung der folgenden Herausforderungen ergriffen 
werden sollen: 
• Flexible Lösungen innerhalb des Rahmens gemeinsamer 

Werte 
• Globalisierung und flexible Unternehmen verlangen nach 

flexiblen Vereinbarungen 
• Effizienz und Effektivität erfordern eine gute 

Arbeitsumgebung, Gleichheit und Vielfalt sowie eine 
zukunftsfähige Zuteilung von Kompetenzen und 
Qualifikationen 

• Leadership ist ein Schlüsselthema 
• Arbeitgeberpolitik als strategisches Leadership-Thema 
  
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen 
Die schwedische Volkswirtschaft und im Ergebnis auch die 
Staatsfinanzen haben vielleicht unverhältnismäßig stark unter 
der Rezession Anfang der 1990er Jahre gelitten, und die 
zentralstaatliche Verwaltung wurde vollständig neu organisiert 
und verschlankt. Es gibt nach wie vor Einschnitte bei den 
Finanzen der staatlichen Verwaltung insofern, als Bezüge 
automatisch um einen Produktivitätsfaktor gekürzt werden, der 
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auf dem Zuwachs der Produktivität in privatwirtschaftlichen 
Verwaltungen basiert. Viele Regierungsbehörden stellen aber 
vor dem Hintergrund des Generationswechsels neues Personal 
ein. Die Personalfluktuation in der staatlichen Verwaltung liegt 
zurzeit bei 12%. 
 
Zu den Prioritäten der schwedischen Regierungen in den 
vergangenen zehn Jahren gehörten die Suche nach höherer 
Produktivität und Effektivität. Die Suche nach Verbesserungen 
in diesen Bereichen hat die Regierung dazu veranlasst, 
mehrere Optionen für den öffentlichen Sektor zu prüfen 
einschließlich Privatisierung, Dezentralisierung und weitere 
Klarstellung ökonomischer Zuständigkeiten.  
 
Hierzu werden folgende Mittel eingesetzt: 
• Reduzierte Mittelbereitstellung und permanente 

Produktivitätsanforderungen 
• Verstärkte Evaluierungen  
• Verbesserungen der Aufsicht 
• E-Government, Automatisierung, Selbstbedienung der 

BürgerInnen  
• Dezentralisierung von Diensten 
• Kompetenz öffentlicher Verwaltung 
• Diversität als Substanzwert in der öffentlichen Verwaltung 
• Größere Arbeitgeberverantwortung für 

Regierungsbehörden 
 
Seit 2006 sind die Ziele der Regierung die Verringerung der 
öffentlichen Ausgaben, dazu gehören in erheblichem Maße 
auch die Kosten für die Sozialversicherung. Die Regierung hat 
Maßnahmen zur Senkung der Krankenstände und zur 
Erhöhung der Anzahl der wirtschaftlich aktiven Erwachsenen 
zwischen 24 und 64 Jahren eingeführt, um die Anzahl der von 
Sozialhilfe abhängigen Personen um die Hälfte zu verringern. 
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Vereinigtes Königreich 
 
1. Struktur der staatlichen Verwaltung 
Rund 500.000 Personen sind im Staatsdienst beschäftigt, 
davon mehr als 300.000 in den wichtigsten vier Ministerien – 
dem Arbeits- und Rentenministerium, der Steuer- und 
Zollbehörde, dem Verteidigungsministerium und dem 
Justizministerium (mit der Strafvollzugsbehörde).  Es gibt mehr 
als 80 Executive Agencies im Staatsdienst, die den 
MinisterInnen der Regierung unterstehen. Die meisten 
Ministerien verfügen über mindestens eine dieser Agencies, 
das Verteidigungsministerium über eine ganze Reihe. Die 
Delegierung zahlreicher Vollmachten an Behörden in 
Schottland, Wales und Nordirland bedeutet, dass die 
Zuständigkeiten der Ministerien unterschiedlich sind. In Irland 
existieren eigene Strukturen des Civil Service. 
 
Außerhalb des Civil Service gibt es weitere nicht-ministerielle 
öffentliche Körperschaften (NDPB = non-departmental public 
bodies) unter der Leitung von Governing Boards, die wiederum 
von der Zentralregierung eingesetzt werden und dieser 
rechenschaftspflichtig sind. Darüber hinaus sind 
Prüfungsbehörden und die „Ombudsmen“ direkt einem der 
Parlamente oder den regionalen Versammlungen des 
Vereinigten Königreichs unterstellt. 
 
2. Beschäftigung und sozialer Dialog 
Der gewerkschaftliche Organisationsgrad ist mit ca. 66 Prozent 
mit den anderen Teilen des öffentlichen Sektors vergleichbar, 
aber deutlich höher als in der Privatwirtschaft (unter 20 
Prozent). Die größte Gewerkschaft ist die PCS (Public and 
Commercial Services Union – Gewerkschaft für den 
öffentlichen Dienst), es gibt aber eine Reihe weiterer 
Gewerkschaften, die ebenfalls Angehörige der 
zentralstaatlichen Verwaltung vertreten.  
 
Der Deckungsgrad der Kollektivverhandlungen ist ebenfalls 
hoch, Kollektivvereinbarungen gelten für die große Mehrheit 
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der Staatsbediensteten. Das System wurde von den 
konservativen Regierungen in den 1980er Jahren radikal 
geändert. Flächendeckende Kollektivverhandlungen für den 
Civil Service gab es nicht mehr, sondern wurden im Rahmen 
der „Devolution“ (Verlagerung auf untergeordnete Ebenen) an 
die Ministerien oder Behörden delegiert. Das bedeutet, dass 
die Beschäftigungsbedingungen zwischen den einzelnen 
Ministerien völlig unterschiedlich sein können. Dies wiederum 
hat Auswirkungen auf Kollektivverhandlungen und schränkt die 
Möglichkeiten der ArbeitnehmerInnen ein, zwischen Ministerien 
zu wechseln. Es behindert ebenfalls die erforderliche Mobilität, 
um zum Beispiel Pläne der Regierung zu unterstützen, 
zusätzliches Personal für ein bestimmtes Ministerium zu 
rekrutieren und die Anzahl der MitarbeiterInnen in einem 
anderen Ministerium zu verringern. Die Vergütung im 
Staatsdienst wird aber durch das Schatzamt Ihrer Majestät 
streng überwacht und bleibt ein ständiges Konfliktthema 
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften. 
 
3. Wichtige Motivationsfaktoren für den Wandel und 
daraus resultierende Reformen 
Während fast der gesamten 1980er Jahre und in der ersten 
Hälfte der 1990er Jahre war der Staatsdienst im VK im Fokus 
einer Politik der konservativen Regierungen, die den Staat 
zurückdrängen und eine immer größere Zahl öffentlicher 
Dienste nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen organisieren 
wollten. Dies geschah entweder direkt durch Privatisierung 
oder mindestens durch Testverfahren, um den günstigsten 
Anbieter für eine zu erbringende Leistung zu finden. Die Wahl 
einer Labourregierung 1997 eröffnete ein neues Kapitel der 
industriellen Arbeitsbeziehungen im öffentlichen Sektor, 
verbunden mit einer stärkeren Bereitschaft der Beteiligung am 
sozialen Dialog. Allerdings wurde im Rahmen des Public 
Managements ein Teil der von den Vorläuferregierungen 
eingeführten Modelle beibehalten, so dass die Privatwirtschaft 
bei der Erbringung öffentlicher Dienste weiterhin eine wichtige 
Rolle spielt.  
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Ein umfassendes Reformprogramm wurde 1999 mit dem Text 
„Modernising Government“ vorgelegt, das sich mit sechs 
Hauptthemen befasste: mehr Leadership; bessere 
Geschäftsplanung; schärferes Leistungsmanagement; 
Verbesserung der Diversität; Veränderung der 
Rekrutierungspraxis und bessere Vereinbarungen mit dem 
Personal. Eine weitere strategische Neuorientierung erfolgte 
2002 mit der Ernennung eines neuen Chefs des staatlichen 
Beamtenapparates, zu dessen Prioritäten ein besseres 
Verständnis der „KundInnen“, kürzere Wege zwischen den 
Ministerien und den Dienstleistungserbringern „an der Front“, 
bessere Führungsqualitäten und bessere Ausbildung 
zukünftiger Führungspersönlichkeiten sowie eine erhöhte 
Effizienz durch die Neuorganisation von Back-Office-Aufgaben 
gehörten.  
 
Insgesamt gab es eine Abkehr von er früheren, für das New 
Public Management charakteristischen Politik hin zu einer 
stärkeren Gewichtung eines auf Public Governance 
beruhenden Modells, das Konzepte wie Transparenz, 
Rechenschaftspflicht, Gleichheit, Gerechtigkeit, Vielfalt und 
partnerschaftliche Arbeit in den Vordergrund stellte. 
Gleichzeitig wurden vorübergehend auch 
Effizienzeinsparungen nicht mehr als Kernpriorität gesehen, 
nach der Veröffentlichung des Gershon-Berichts 2004 standen 
aber Einsparungen, Outsourcing und Personalabbau wieder 
oben auf der Reformagenda. Vor kurzem wurden im Rahmen 
des Julius-Berichts über die „öffentliche Dienste-Industrie“ 
Regierungsdienstleistungen als wichtiger Bestandteil der 
gesamtwirtschaftlichen Leistung dargestellt, sie sollten deshalb 
genau so behandelt werden wie andere wichtige 
Wirtschaftszweige auch und deshalb mit Schwerpunkt auf 
wirtschaftlicher Effizienz und Effektivität entwickelt werden 
unabhängig davon, welche Organisation diese Dienstleistung 
letztlich erbringt.  
 
Die Auswirkungen dieser zentral festgelegten Programme 
stellen sich innerhalb der staatlichen Verwaltung ganz 
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unterschiedlich dar, da das Ausmaß ihrer Umsetzung davon 
abhängig ist, wie sie vom Management in den einzelnen 
Ministerien und Behörden interpretiert und unterstützt werden.  
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Anhang B: Fragebogen 
 

TUNED/EUPAN-Projekt 
 

Mehr Vertrauen in die staatliche Verwaltung durch einen 
effektiven sozialen Dialog 

Fragen für Telefoninterviews der Ansprechpartner von 
TUNED und EUPAN, Ausführung: Working Lives Research 

Institute (WLRI) 
 
Zeitrahmen 
Als zeitliche Vorgabe sollten diese Gespräche im Oktober 
geführt werden, damit das WLRI genügend Zeit für die 
Erarbeitung der Länderprofile und deren Weitergabe zur 
Kommentierung bis zum 30. Oktober hat.  
 
Zielsetzung 
Mit den Gesprächen sollen Informationen für die Länderprofile 
gesammelt werden. Hier werden wichtige Reformen 
zusammengefasst, die in den vergangenen Jahren in 
staatlichen Verwaltungen stattgefunden haben.  
 
Wichtige veröffentlichte oder Online-Informationen 
Die Befragten sind aufgefordert, die ProjektkoordinatorInnen 
(David Tarren und Sian Moore) über Publikationen und 
Internetquellen zu informieren, die eine direkte Bedeutung für 
das Projekt haben und die es den ForscherInnen erleichtern 
würden, die Länderprofile zu erstellen.   
 
Erste schriftliche Antworten 
Falls sie Zeit haben, werden die Befragten ebenfalls ersucht, 
Fragen im Voraus schriftlich per E-Mail zu beantworten, falls 
sie dies wünschen. Auf diese Weise können die 
Telefoninterviews dazu genutzt werden, bei bestimmten 
Themen nachzufragen oder Antworten zu klären. 
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Hintergrundinformationen 
Die Befragten werden gebeten, zusätzliche oder aktualisierte 
Informationen zu Beschäftigungsfragen und 
Kollektivverhandlungen vorzulegen, die die Daten der Studie 
über die Repräsentativität im staatlichen Verwaltungssektor von 
2007 ergänzen können.  
http://www.eurofound.europa.eu/eiro/studies/tn0611028s/tn061
1028s.htm 
 
 
Wichtige Interviewfragen 
Der Schwerpunkt der Befragung liegt auf den jüngsten 
Reformen in der staatlichen Verwaltung und der Frage, 
inwieweit sie Gegenstand eines Anhörungs- und 
Unterrichtungsprozesses im Rahmen von Sozialdialog oder 
Kollektivvereinbarungen waren. 
 
Welches waren die Hauptmotivatoren für Veränderungen in 
der staatlichen Verwaltung Ihres Landes in den 
vergangenen fünf Jahren?  
 
Folgende Gründe standen zur Auswahl: 
• Europäische Integration und EU-Politik 
• Öffentliche Finanzen - Haushaltsbeschränkungen 
• Demographischer Wandel – Auswirkungen des 

steigenden Durchschnittsalters von Belegschaften und der 
Migration auf das Arbeitskräfteangebot und den 
Qualifikationsbedarf 

• Trend zum E-Government 
• Trend zu neuen Maßnahmen im Rahmen des „New Public 

Management“ 
 
Welches waren die wichtigsten Antworten auf die Frage 
nach den Hauptmotivatoren? 
• Umfassende Umstrukturierungen der staatlichen 

Verwaltung durch Devolution oder Dezentralisierung? 
• Signifikante Änderung der Beschäftigungssituation – 

Personalabbau oder verstärkte Personaleinstellung? 
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• Änderungen der Beschäftigungsbedingungen – Abkehr 
vom Beamtenstatus, Reform der Entgeltsysteme, 
Änderungen der Arbeitszeit, verstärkter Einsatz von Leih- 
und Zeitarbeitskräften? 

• Outsourcing oder andere Formen der Privatisierung und 
Auslagerungen von Leistungen entweder an den privaten 
Sektor, den Nonprofit-Sektor oder andere Teile des 
öffentlichen Sektors? 

 
Können sie angeben, welche der unterschiedlichen 
Motivationsfaktoren für den Wandel die wichtigsten sind? 
 
Können Sie angeben, ob die wichtigen Reformvorhaben 
Gegenstand von Anhörungs- und Unterrichtungsprozessen im 
Rahmen von Kollektivverhandlungen oder des sozialen Dialogs 
waren?  
 
Können Sie angeben, ob der Kollektivverhandlungs- oder 
Sozialdialogprozess Auswirkungen auf die Durchführung der 
Reformen hatte? 
 
Können Sie Beispiele guter oder bewährter Praktiken bei der 
Art und Weise der Umsetzung spezifischer Reformen nennen? 
Sie können darstellen, inwiefern diese Maßnahmen Beispiele 
für innovative oder gute Praktiken sein können, indem Sie sie 
mit früheren in der staatlichen Verwaltung üblichen Praktiken 
vergleichen oder sie in Beziehung zu allgemeineren Praktiken 
der industriellen Arbeitsbeziehungen in Ihrem Land setzen.  
 
Können Sie beschreiben, in welchem Maße die Reformen 
Auswirkungen auf die Beschäftigungssituation besonders von 
Frauen, aber auch im Hinblick auf andere 
Arbeitnehmerkategorien in der staatlichen Verwaltung hatten, 
die bisher evtl. in der staatlichen Verwaltung unterrepräsentiert 
waren – z. B. ArbeitnehmerInnen mit Behinderungen, 
Angehörige ethnischer Minderheiten? 
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Die Informationen aus diesem Gespräch und einem Gespräch 
mit einem/r VertreterIn des anderen nationalen Sozialpartners 
werden dazu verwendet, ein zwei- bis dreiseitiges Länderprofil 
zu erstellen. Wir versuchen, einen ersten Entwurf zur 
Kommentierung vorzulegen, aber da wir mit einer sehr knappen 
Terminvorgabe arbeiten, ist es möglich, dass wir diesen 
Entwurf und die anderen Länderprofile erst Ende Oktober 
vorlegen können. Wir werden uns mit den Kommentaren im 
Anschluss an die Sitzung am 13. November befassen, so dass 
die endgültigen Fassungen der Länderprofile Ende November 
vorliegen.  
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EUPAN ist ein informelles Netzwerk der für die öffentlichen 
Zentralverwaltungen zuständigen Generaldirektoren in den 

Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 
 
 

TUNED ist die Gewerkschaftsdelegation für nationale und 
europäische Verwaltung und besteht aus 

Mitgliedsgewerkschaften, die dem EGÖD (www.epsu.org) und 
der CESI (www.cesi.org) angeschlossenen sind sowie - auf 

Grundlage der Kriterien der jeweiligen 
Länderrepräsentanz- aus den Gewerkschaften GÖD-FCG; 

SLOVES; und KSZSZ. Kontakt: nsalson@epsu.org 


